
Z
ufrieden lehnten sich die Par-
lamentarier nach der Abstim-
mung zurück. Als sie Ende
Mai 2012 die Novelle des
Transplantationsgesetzes den
Bundestag passieren ließen,

dachten die meisten von ihnen, sie hätten
nun erst einmal genug für die Organspende
getan. 2012 sollte das Jahr all jener Kranken
werden, die so dringend auf ein Spenderor-
gan warteten. Mehrere Fraktionschefs hat-
ten sich dafür im Vorfeld zusammengetan.
Der SPD-Fraktionsvorsitzende Frank-Walter
Steinmeier, der im Sommer 2010 seiner Frau
eine Niere gespendet hatte, und der Frakti-
onschef von CDU/CSU Volker Kauder kün-
digten dann im Juni 2011 einen fraktions-
übergreifenden Gesetzentwurf an. Mit die-
ser Regelung sollte dafür Sorge getragen
werden, dass mehr Deutsche nach ihrem
Tod Organe spenden. (Zur aktuellen Geset-
zeslage siehe Seite 4.)
Sie ahnten nicht, dass das Thema Organ-
spende nur wenig später vornehmlich Ent-
setzen und Abneigung hervorrufen würde.
Denn am Universitätsklinikum Göttingen
hatte zu dieser Zeit längst begonnen, was
sich nach und nach als der größte Trans-
plantationsskandal in der Geschichte der
Bundesrepublik herausstellen würde. 
Schon ein halbes Jahr zuvor hatte ein ano-
nymer Anrufer auf dem Anrufbeantworter
der Deutschen Stiftung Organtransplantati-
on eine höchst beunruhigende Nachricht
hinterlassen: Was man denn tun müsse, um
in Göttingen eine Leber zu bekommen,
fragte er. „Oder kann man die Organe direkt
bei Ihnen kaufen?“ Der Fall eines russischen
Patienten hatte am Klinikum Aufsehen er-
regt. Der offenkundig akut alkoholkranke
Mann bekam dort in Windeseile eine Spen-
derleber, obwohl er als Ausländer, der noch
gesund genug war, die Heimreise anzutre-
ten, in Deutschland gar keinen Anspruch
auf ein Spenderorgan hatte. 
Sein Arzt hatte offenbar einen Trick ange-
wendet: Er hatte dem Patienten neben sei-
ner Leberzirrhose auf dem Papier auch noch
ein Nierenleiden angedichtet, indem er an-
gab, der Mann sei dialysepflichtig. So schien
der Patient nicht mehr reise-
fähig zu sein. Vor allem aber
rutschte er durch die vorge-
täuschte Dialyse auf der
Warteliste weit nach oben.
Eine Transplantation er-
schien plötzlich als furcht-
bar dringend, wollte man
den Tod des Mannes abwen-
den. Und tatsächlich wurde
ihm sehr zeitnah eine Spen-
derleber zugeteilt.
Bald stellte sich heraus: Fal-
sche Angaben hatten Ärzte
beileibe nicht nur für den Russen gemacht.
Bei einer ganzen Reihe von Patienten war
im Universitätsklinikum Göttingen eine
Dialyse nur vorgetäuscht worden; bei ande-
ren ließen verfälschte Blutwerte die Patien-
ten kränker erscheinen, als sie waren. Auf
diese Weise erhielten in Göttingen, so der
Stand der Ermittlungen, knapp 60 Patien-
ten eine Leber, die dafür noch gar nicht an
der Reihe waren.
Zahlreiche andere Patienten mussten aber
infolge der Manipulationen sehr viel länger
auf eine Leber warten, als dies aufgrund des
eklatanten Organmangels in Deutschland
ohnehin schon nötig war – mit stetig nach-
lassenden Kräften und einer größer werden-
der Angst vor dem Tod. Gewiss haben man-
che von ihnen nicht mehr rechtzeitig ein
Spenderorgan erhalten, denn Patienten, die
oben auf der Warteliste für eine Lebertrans-
plantation stehen, sind gemeinhin ster-
benskrank.

Staatsanwaltschaften ermitteln Trotz
dieser furchtbaren Konsequenzen für die
übergangenen Patienten ist Göttingen kei-
neswegs das einzige deutsche Universitäts-
klinikum, an dem in Sachen Lebertrans-
plantation nicht alles mit rechten Dingen
zuging. Vier Universitätskliniken sind mitt-
lerweile in den Skandal verstrickt – neben
Göttingen auch Regensburg, München
rechts der Isar und Leipzig. Es geht insge-
samt um rund 180 Verdachtsfälle. In allen
Städten ermitteln die Staatsanwaltschaften.
Alle beschuldigten Ärzte bestreiten die Vor-
würfe. Die Schicksale der übergangenen

Kranken machen sprachlos. Wer auch im-
mer für die Manipulationen verantwortlich
ist: Wie konnten Ärzte das längere Leid, gar
den Tod einzelner Patienten in Kauf neh-
men? Man ist geneigt, zuerst an Geld zu
denken: Gewiss haben sich die verantwort-
lichen Mediziner von ihren Patienten be-
zahlen lassen, damit sie ihnen unter Einsatz
unlauterer Methoden eine Leber zuscha-
chern, sind viele Bürger überzeugt. Doch
vermutlich ist Geld gar nicht das Motiv ge-
wesen. Außer dem begüterten Russen in
Göttingen handelte es sich bei den bevor-

zugten Patienten fast immer
um ganz gewöhnliche ge-
setzlich Versicherte. 
Doch in der Transplantati-
onsmedizin gibt es noch ei-
ne andere Währung, die
Ärzte erheblich stärker ver-
führen kann als der schnö-
de Mammon. Diese Wäh-
rung heißt Renommee. Die
Transplantationschirurgie
ist ein prestigeträchtiges
und hart umkämpftes Feld.
Insgesamt werden in

Deutschland pro Jahr gerade einmal 4.000
Organe verpflanzt. 47 Zentren konkurrieren
um die wenigen Patienten. 
Wer viel transplantiert, hat unter Chirurgen
ein hohes Ansehen – häufig allerdings auch
beim kaufmännischen Direktor seiner Kli-
nik. Denn die Transplantationsmedizin
kann für ein Krankenhaus vor allem dann
lukrativ sein, wenn möglichst viele Organe
verpflanzt werden. Nicht umsonst hatte das
Universitätsklinikum Göttingen mit dem
Leiter seiner Transplantationschirurgie eine
Bonuszahlung vereinbart: 1.500 Euro be-

kam der Mann pro verpflanzter Leber, wenn
er sein Jahressoll überschritt. Noch dazu
hängt die Lizenz für Transplantationen da-
von ab, dass bestimmte Mindestzahlen er-
reicht werden. Das ist an sich eine sinnvol-
le Lösung, denn es kann kaum gut für die
Patienten sein, wenn sie von einem Arzt
operiert werden, der eine so komplizierte
Operation wie eine Herz- oder Lebertrans-
plantation nur zweimal im Jahr vornimmt. 
Doch die Mindestmengen setzen die Klini-
ken unter Druck. In München stand das
Programm kurz vor der Schließung, als die
Manipulationen dort be-
gannen. Auch in Göttingen
und Regensburg befanden
sie sich auf extrem niedri-
gem Niveau und stiegen
dann rasant. 
Eine weitere Erklärungs-
möglichkeit sollte man aber
nicht ausschließen: Mitun-
ter mag auch Mitgefühl mit
den Patienten die Triebfeder
gewesen sein. Im Anblick
des täglich zu sehenden
Leids mögen manche der
verantwortlichen Mediziner ausgeblendet
haben, dass sie mit ihren Manipulationen
anderen, noch kränkeren Patienten anders-
wo schaden. Manche Ärzte fühlten sich da-
bei womöglich im Recht, weil sie die beste-
henden Richtlinien für die Organvergabe
ohnehin für falsch halten. Dass sie meinten,
vor diesem Hintergrund selbst entscheiden
zu dürfen, wessen Leben als erstes zu retten
sei, überrascht gerade im Fach Chirurgie
nicht.
Schon die ganz gewöhnliche Chirurgie gilt
als Königsdisziplin der Medizin. Während

Internisten und Onkolo-
gen ihren Patienten oft
hilflos gegenüberstehen,
ist die Chirurgie das Fach
der Macher und des
Machbaren. „Wenn du
morgens aufstehst, habe
ich schon drei Leben ge-
rettet“, ist so ein Chirur-
genspruch. Noch mehr
aber gilt dies in der Trans-
plantationschirurgie, wo
auf atemberaubende Wei-
se zwei menschliche
Schicksale miteinander
zu einem neuen ver-
knüpft werden. Mehr
noch als andere Ärzte er-
fahren Transplantations-
chirurgen größte Dank-
barkeit von ihren Patien-
ten und deren Familien.
Der Grat zwischen Erfül-
lung im Beruf und Hybris

ist hier zwangsläufig schmal, und so man-
cher Halbgott in Weiß möchte auch einmal
Gott spielen. Immerhin: Seit die Manipula-
tionen bekannt geworden sind, hat das
glänzende Selbstbild der Chirurgen ein paar
Kratzer bekommen. 
Die Klugen unter ihnen erkennen jetzt hof-
fentlich, dass ihre Disziplin mehr noch als
andere medizinische Fachrichtungen Er-
neuerung braucht. Mancher Chefarzt hält
sich für den letzten absolutistischen Herr-
scher in Europa. Untergebene wagen oft
nicht einmal aufzumucken, wenn sie um

das Leben des vom Chef be-
handelten Patienten fürch-
ten. Ähnlich wie in der Luft-
fahrt müssten Kliniken ihre
Nachwuchsärzte aber trai-
nieren, Vorgesetzten zu wi-
dersprechen und Fehler
sanktionsfrei zu melden. Es
ist kaum anzunehmen, dass
in den betroffenen Kliniken
jeweils nur einzelne Ärzte
von den Manipulationen
wussten. Und doch hat jah-
relang niemand die Öffent-

lichkeit oder die zuständigen Stellen infor-
miert – bis es die Ärzte in Göttingen mut-
maßlich so stark übertrieben haben, dass ein
Klinikmitarbeiter beherzt zum Telefon griff. 
Mehr Kontrolle und Transparenz muss es
aber auch nach außen geben. Die Bereit-
schaft, Organe zu spenden, lässt sich nur
wiederbeleben, wenn die Menschen allen
Vorgängen rund um die Transplantations-
medizin vertrauen. Vertrauen aber kann
nicht blind sein. Das hat nun auch die Po-
litik erkannt. Viel schneller, als ihr wohl lieb
war, musste sie das Thema Organspende
wieder anpacken. 
In kurzer Zeit setzte Bundesgesundheitsmi-
nister Daniel Bahr (FDP) ein paar wesentli-
che Neuerungen in den Kliniken durch, die
zu mehr Kontrolle über die Chirurgen und
zu mehr Transparenz über den Verbleib der
Organe führen sollen. Härtere Sanktions-
möglichkeiten sollten den Neuregelungen
nun noch Nachdruck verleihen, damit Ärz-
te lernen, was ihre Patienten schon längst
wissen: Sie haben keinen Anspruch auf die
Organe Verstorbener. Sie dürfen für deren
selbstlose Spende einfach nur dankbar sein.

Christina Berndt ❚

Die Autorin ist Wissenschaftsredakteurin 
der „Süddeutschen Zeitung“.  

Auf Leben und Tod
ORGANSPENDE Die Transplantationsmedizin hat Ansehen verspielt. Dafür gibt es viele Gründe
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In Deutschland werden jährlich rund 4.000 Organe verpflanzt. Um die wenigen Patienten gibt es zwischen den 47 Transplantationskliniken viel Konkurrenz.

Maria Höfl-Riesch Die erfolgreiche deut-
sche Skirennläuferin, die jüngst bei der WM
in Schladming zahlreiche Medaillen holte,

gilt in der Branche
als Frau mit „Steh-
auf-Qual itäten“.
Nach ihrem Auf-
stieg in die Ski-Elite,
bremsten zwei
Kreuzbandrisse ihre
sportliche Karriere.
Die 28-Jährige
weiß, welch kostba-
res Gut Gesundheit
ist. Daher möchte

sie auch anderen Menschen helfen. Seit 2012
ist sie Mitglied des Vereins „Sportler für Or-
ganspende“. Über 70 Olympiasieger, Welt-
und Europameister, darunter Franziska van
Almsick, Boris Becker oder Franz Beckenbau-
er, wollen als Mitglied des Vereins mit gutem
Beispiel vorangehen: Sie tragen einen Organ-
spendeausweis und möchten mit ihrem En-
gagement kranken Menschen, die auf ein
Spenderorgan warten, Mut machen. as ❚

Patienten aus Deutschland waren am 
1. Januar 2013 bei Eurotransplant für den Er-
halt eines Spenderorgans registriert. Die Stif-
tung  ist für die Zuteilung von Spenderorga-
nen in sieben europäischen Ländern verant-
wortlich. Momentan warten in diesem Ge-
biet insgesamt 16.000 Menschen darauf, ein
Organ gespendet zu bekommen.

Quelle: Eurotransplant
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»Wenn mehr
mitmachen,
müssen weniger
sterben.« 
Daniel Bahr (FDP), Bundesgesundheitsmi-
nister, in einem Interview der „Passauer Neu-
en Presse“ zum Rückgang der Spendebereit-
schaft für Organe.
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An der Universitätsklinik in Göttingen begann der bislang
größte Transplantationsskandal der Bundesrepublik.
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Der parlamentarische Meinungsaustausch zum
Thema Organspende gehört zu den bleibenden
Eindrücken dieser Legislaturperiode, die sich
ihrem Ende entgegenneigt. Sachlich und emo-
tional, das Generelle ebenso wie den Einzelfall
betrachtend, persönlich betroffen und hypothe-
tisch reflektierend, immer aber in dem Bewusst-
sein, einer Gewissensfrage verpflichtet zu sein,
hat der Bundestag die Reform des Transplanta-
tionsgesetzes diskutiert. Damit verfestigte sich
der politische Wille, die Bereitschaft zur Organ-
spende in der Bevölkerung zu erhöhen. Eine Ab-
sicht, die die Fraktionen seinerzeit mit breitem
Konsens formuliert haben.
Allein der Umstand, dass dieses Thema auf der
politischen Agenda stand, hat in der Öffentlich-
keit für Gesprächsstoff gesorgt.Wie hältst du es
mit der Transplantation? Bist du zur Spende be-
reit? Würdest du Organe anderer Menschen
empfangen wollen? Intensiv wie niemals zuvor
wurden diese Fragen in Familien, mit Freunden,
unter Kollegen diskutiert. Plötzlich war gefor-
dert, sich persönlich und konkret zum Leben,
zum Tod und zum Verlauf der Grenze dazwi-
schen zu verhalten. Überlegungen, die viele
Menschen schon deshalb als unangenehm
empfinden, weil damit die unausweichliche
Endlichkeit des eigenen Seins ganz offensicht-
lich in die Gegenwart tritt. Trotz dieses Umstan-
des und bei Hochachtung vor den Argumenten
der Transplantationsgegner war ein gesell-
schaftlicher Diskurs entflammt, der die Spende-
bereitschaft gewiss gesteigert hätte.
Seitdem ist fast ein Jahr vergangen. Und wie-
der wird über Organspenden diskutiert. Aller-
dings mit ganz anderem Tenor. Schuld daran
sind die skandalösen Vorfälle in einigen Klini-
ken: Mediziner haben offenbar Unterlagen mit
dem Ziel manipuliert, eigene Patienten schnel-
ler mit Spenderorganen zu versorgen. Unab-
hängig von dem jeweils zu prüfenden Motiv,
haben diese Ärzte nicht nur das eigene Ethos,
sondern auch die Transplantationsmedizin mit
Füßen getreten. Dabei ist ein Imageschaden
entstanden, der weit über das Unrecht jedes
einzelnen Falls hinausgeht.
Der rasante medizinische Fortschritt ermöglicht
ein immer tieferes Eingreifen in von der Natur
vorbestimmte Prozesse. Dazu gehört es auch,
Menschenleben mit fremden Organen zu ret-
ten. Der Eindruck, die medizinischen Möglich-
keiten gingen einher mit ärztlicher Willkür, ist
unerträglich und muss ausgeräumt werden.

EDITORIAL

Eindruck der
Willkür

VON JÖRG BIALLAS 

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper 
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Herr Steinmeier, seit wann besitzen Sie
einen Organspendeausweis?
Auf den Tag genau kann ich das nicht sagen.
Aber ich besitze ihn seit der Zeit, als Organ-
spendeausweise erstmals ausgegeben wur-
den, also seit den frühen 80er Jahren.

Können Sie sich daran erinnern, was Sie
damals dazu bewegt hat, sich diesen Aus-
weis zuzulegen? 
In Anbetracht des bekannten Mangels an
Spenderorganen fand ich es schon immer ver-
nünftig, sich frühzeitig Gedanken darüber zu
machen, ob man selbst bereit wäre, im Todes-
fall seine Organe für eine Transplantation zur
Verfügung zu stellen. Schon zu meiner Studi-
enzeit gab es Aufklärungskampagnen, in de-
nen auf diese Möglichkeit hingewiesen wur-
de. Jedenfalls bin ich relativ früh mit dieser
Frage konfrontiert worden und hielt es nach
gründlichem Nachdenken für richtig, mich
dafür zu entscheiden. 

Verstehen Sie, dass es auch Menschen
gibt, die sich dagegen entscheiden?
Natürlich kann ich das nachvollziehen. Es
gibt Menschen, die aus grundsätzlichen ethi-
schen oder religiösen Motiven eine Organ-
spende ablehnen, und das ist selbstverständ-
lich zu akzeptieren. Daher spreche ich mich
auch gegen jegliche Pflicht zur Organspende
aus. Die Entscheidung sollte höchstpersön-
lich und frei bleiben. Aber das entbindet
nicht von der Verantwortung, sich zu ent-
scheiden - dafür oder dagegen.

Die im Mai 2012 verabschiedete Novel-
le des Transplantationsgesetzes sollte dazu
beitragen, die Diskrepanz zwischen der
Zahl der Organspender und der Zahl der
auf ein Organ wartenden Kranken zu ver-
ringern. Die Skandale in verschiedenen
Transplantationszentren haben dieses Vor-
haben zurückgeworfen. Welche Folgerun-
gen ziehen Sie daraus?
Durch die Beratungen über die Gesetzesno-
vellierung ist in ganz Deutschland eine brei-
te und sachliche Diskussion über Sinn und
Grenzen der Transplantationsmedizin und
damit auch der Organspende in Gang gekom-
men. Unser politisches Ziel war es, durch ei-
ne neue gesetzliche Regelung die Bereitschaft
zur Organspende zu erhöhen. Das war und
ist richtig. Aufgrund der Vorfälle in Göttingen,
Regensburg, München und jetzt auch in Leip-
zig haben sich die Erwartungen aber nicht er-
füllt. Die Spendebereitschaft der deutschen
Bevölkerung nimmt stark ab, weil mit dem
Verdacht, dass in den Kliniken Patientenda-
ten und Wartelisten manipuliert worden
sind, Zweifel an der Zuverlässigkeit der Trans-
plantationsmedizin aufgekommen sind. Es
wird nicht einfach sein, den Menschen ihre
neu entstandene Skepsis wieder zu nehmen. 

Seit Herbst 2012 wurden organisato-
risch-technische Maßnahmen ergriffen, um
die Situation im Bereich Organspende und
Transplantation in Deutschland zu verbes-
sern. Reichen diese Maßnahmen aus, um
verlorenes Vertrauen wiederherzustellen?
Die Öffentlichkeit erwartet mehr als organi-
satorische Veränderungen. Wenn sich heraus-
stellen sollte, dass die Manipulationsvorwür-
fe zutreffen, dann wäre durch unkorrektes
Handeln einigen sehr kranken Menschen ein
Organ vorenthalten worden, das sie nach der
Warteliste hätten bekommen müssen. Des-
halb müssen hier auch die Mittel des Straf-
rechts wie des Berufsrechts angewandt wer-
den. Für mich steht fest, dass jemand, der mit
dem Ziel der Gewinnerzielung Patientenda-
ten verändert und damit das Leben anderer
gefährdet hat, kein Arzt mehr sein darf. Selbst
wenn ein Arzt Manipulationen in guter Ab-
sicht und zum Wohle seines Patienten vorge-
nommen hat, liegt ein Verstoß gegen die Re-
geln der Transplantationsmedizin vor. Dieser
Arzt hat dann in der Transplantationsmedi-
zin nichts mehr verloren. Ungeachtet dessen
müssen wir auch organisatorische Verände-
rungen vornehmen. So müssen Fehlanreize

wie ein falsches Bonussystems beseitigt und
die Zahl der Transplantationszentren über-
prüft werden. Ferner ist es notwendig, das
Sechs-Augen-Prinzip einzuführen und die
Kontrolldichte in den Kliniken zu erhöhen.

Muss das im vergangenen Jahr verab-
schiedete Gesetz noch einmal nachgebessert
werden, um Konsequenzen aus dem Trans-
plantationsskandal zu ziehen? 
Mit dem Gesetz sind entscheidende Mängel,
die in der Vergangenheit bestanden haben,
beseitigt worden. Insbesondere sind jetzt die
Verantwortlichkeiten in den Kliniken klar ge-
regelt. Die Fäden für die mit der Explantation
und der Transplantation von Organen ver-

bundenen Fragen laufen jetzt beim Trans-
plantationsbeauftragten zusammen. Ich plä-
diere aber auch dafür, darüber nachzuden-
ken, ob wir in der kritischen Phase, in der wir
uns gerade befinden, nicht einen Transplan-
tationsbeauftragten im Parlament benennen
sollten. Diese Funktion könnte vom Patien-
tenbeauftragten des Deutschen Bundestages
mit übernommen werden. Damit könnte
man - etwa für einen Zeitraum von fünf bis
zehn Jahren - sicherstellen, dass der sensibels-
te Bereich in der Medizin einer stärkeren öf-
fentlichen Kontrolle unterworfen wird. 

Seit Herbst 2011 kommt auch die Deut-
sche Stiftung Organtransplantation (DSO)

nicht aus den Schlagzeilen. Ist eine privat-
rechtliche Stiftung die geeignete Institution,
den Organspendeprozess zu koordinieren?
Ich glaube nicht, dass die Qualität der Arbeit
einer solchen Organisation davon abhängt,
ob sie einen privat- oder öffentlich-rechtli-
chen Charakter hat. Man sollte nicht verges-
sen, dass Fehlentwicklungen sämtlich in öf-
fentlich-rechtlichen Hochschulkliniken statt-
gefunden haben. Insofern sind zunächst der
Staat und die staatlichen Hochschulen gefor-
dert, ihre Aufsichtspflichten gewissenhafter
wahrnehmen. Im Übrigen bin ich dafür ein-
getreten, den DSO-Stiftungsrat um Vertreter
staatlicher Behörden zu erweitern. Das wird
geschehen. Aber: Missbrauch und Fehlent-
wicklungen hat es bei der Organver- und zu-
teilung gegeben. Damit hat die DSO absichts-
voll nichts zu tun. Sie ist ausschließlich für die
Seite der Organspende und die Unterstüt-
zung der Organspendebereitschaft zuständig. 

Es gibt auch grundsätzliche Kritik an
der Organspende, vor allem am Hirntod-
konzept. Demnach tragen Ängste der Bür-
ger, im Sterbeprozess – drastisch formuliert
– „ausgeschlachtet“ zu werden, zu den ge-
ringen Spenderraten bei. Was sagen Sie?
Wir alle, auch der Gesetzgeber, tun gut daran,
diese Bedenken ernst zu nehmen. Insbeson-
dere die Auseinandersetzung mit dem Hirn-
tod hat viele dazu veranlasst, sich nicht für ei-
ne Widerspruchslösung wie in Österreich und
Spanien einzusetzen, sondern die Organspen-
de der souveränen Entscheidung jedes Einzel-
nen zu überlassen. Zwar müssen sich auch
diejenigen, die Bedenken haben, ihrer Verant-
wortung stellen, aber sie können sich auch ge-
gen die Organspende entscheiden. Zudem
sollte jeder wissen, dass Organspendeauswei-
se heute Beschränkungen auf einzelne Orga-
ne zulassen. Niemand ist gezwungen, seinen
ganzen Körper zur Verfügung zu stellen.

Durch die Gesetzesänderung wurde
auch die Absicherung von Lebendspendern
verbessert. Hatten Sie, als Sie vor mehr als
zwei Jahren Ihrer Frau eine Niere gespendet
haben und damit selbst Lebendspender wa-
ren, den Eindruck, dass es hier Mängel gibt?
Gerade in einer solchen Situationen lernt
man die Qualität der gesundheitlichen Ver-
sorgung in Deutschland besonders schätzen.
Ich bin mir nicht sicher, ob irgendwo in
Europa, geschweige denn in anderen Teilen
der Welt, eine ähnlich sorgfältige Vorberei-
tung auf die Transplantation und eine ähn-
lich gute Betreuung der Beteiligten bis hin zu
einer Überprüfung der Entscheidungsgründe
in der Ethik-Kommission stattfindet. Ich war
ausgesprochen zufrieden mit dem, was ich er-
lebt habe. Aus vielen Briefen und Gesprächen
mit Betroffenen habe ich nach meiner eige-
nen Transplantation aber erfahren, dass es in
der Praxis manchmal auch Ungereimtheiten
gab, was etwa die Kostenübernahme und die
Arbeitsbefreiung betraf. Hier haben wir in der
Gesetzesnovelle konkrete Besserungen er-
reicht, die wichtig sind. Was nun weiter zu tun
bleibt, sind drei Dinge: Missbrauch sanktio-
nieren, Fehlerquellen für die Zukunft aus-
schalten und trotz allem für die Bereitschaft
zur Organspende werben. Denn es bleibt - al-
len aktuellen notwendigen Debatten zum
Trotz - dabei: Das Leben tausender Menschen
hängt davon ab, dass sie eine lebensrettende
Organtransplantation bekommen. ❚

Das Interview führten Jörg Biallas 
und Thomas von Winter.

Frank-Walter Steinmeier ist seit 2009 Bundes-
tagsabgeordneter und SPD-Fraktionsvorsit-
zender. Er war vorher Kanzleramtschef und

Außenminister. 
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ORGANVERGABE VERSTAATLICHEN? 

Guido Bohsem
»Süddeutsche Zeitung«

Peter Thelen 
»Handelsblatt«

Ein Neustart ist nötig

Es geht um Vertrauen. Wer sich bereit er-
klärt, ein Organ zu spenden, möchte da-
mit etwas Gutes tun. Er möchte in einem
Akt der Nächstenliebe einem kranken

Menschen das Überleben ermöglichen. Er muss da-
rauf vertrauen, dass seine Spende nicht miss-
braucht wird. Wer auf eine fremde Niere wartet
oder ein Herz, der legt sein Schicksal in die Hände
seiner Mitmenschen. Er hofft auf Spender und Ärz-
te. Er muss darauf vertrauen, dass es fair zugeht bei
der Verteilung der Organe.
Die Skandale in Göttingen, Regensburg und Leipzig
haben das Vertrauen der Spender und das der Emp-
fänger erschüttert. Die Zahl der Organspenden sank
seit dem Bekanntwerden der Vorfälle deutlich – al-
len Appellen der Politik und allen Aufklärungsbro-
schüren der Krankenkassen zum Trotz. Offenbar he-
gen viele potenzielle Spender nach den Vorfällen
(zu Unrecht) die Befürchtung, vor allem niedere
Motive könnten bei der Organtransplantation aus-
schlaggebend sein.Wie sehr die Skandale die Men-
schen belasten, die auf ein Organ warten, darf man
sich gar nicht ausmalen.
Um das verlorene Vertrauen wieder zu erlangen, ist
ein Neustart nötig. Es bedarf einer deutlich schär-
feren Kontrolle der nationalen Organtransplantati-
on. Die derzeit zuständigen Instanzen sind ange-
sichts der Zweifel am System nicht mehr brauchbar.
Die Aufsicht muss in staatliche, in eine völlig unab-
hängige Zuständigkeit gelegt werden. Nötig ist ei-
ne Bundesanstalt für Organtransplantation, eine
mit großen Befugnissen ausgestattete Behörde al-
so, wie es sie so ähnlich für Banken und Versiche-
rungen oder den Schienenverkehr gibt. Nein, der
Staat kann nicht alles besser. Doch es ist nun Sache
des Staates, das verlorene Vertrauen in die Organ-
transplantation wiederherzustellen.

Weltfremdes Vertrauen

Der Ruf nach dem Staat ist wohlfeil,
immer wenn irgendetwas nicht richtig
läuft. Ein Beispiel ist die Debatte um
einen staatlichen Mindestlohn, für nö-

tig gehalten, weil die eigentlich zuständigen Tarif-
vertragsparteien versagen; ein anderes Beispiel die
Rekommunalisierung der Energie- und Wasserver-
sorgung. Hier sollen den großen Energiekonzernen
ihre Oligopol-Gewinne weggenommen werden, an-
geblich um die Bürger zu entlasten. Da wundert es
nicht, dass nun auch beim Organspenderskandal
der Ruf nach dem Staat laut wird. Könnte er nicht
besser für eine faire Verteilung knapper Spenderor-
gane sorgen als Eurotransplant? Müsste nicht zu-
mindest die Kontrolle der Organvergabe, die bei ei-
ner Kommission der Bundesärztekammer liegt, ver-
staatlich werden? 
Der darin zum Ausdruck kommende Glaube an die
Unbestechlichkeit staatlicher Stellen ist rührend.
Doch er ist weltfremd. Beispiele: Als die  Energie-
und Wasserversorgung noch in den Händen der
Stadtwerke lag, nutzten die Kommunen dies, um
mit überhöhten Gebühren den Nahverkehr oder die
Bäderbetriebe zu subventionieren. Auch konnte die
von jeher staatliche Bau- und Gewerbeaufsicht
Bau- und Umweltskandale nicht verhindern.
Die Regierung hat daher genau die richtigen Kon-
sequenzen gezogen, als sie bereits im vergangenen
Jahr die Berichtspflichten der Transplantationszen-
tren gegenüber der Prüfkommission verschärfte.
Notwendig ist zudem, diejenigen Ärzte, die bei Or-
ganspenden die für die Platzierung auf der Patien-
tenliste entscheidenden Diagnosedaten weiterlei-
ten, besser zu kontrollieren und Manipulationen
höher zu bestrafen. Ein Mediziner, der sich als kor-
rupt erweist, müsste eigentlich seinen Arztkittel zu-
rückgeben.

Der Münsterländer: Jens Spahn

Einen Organspendeausweis hat Jens Spahn erst seit zwei
Jahren. „In der Debatte über Organtransplantationen ist
mir so richtig bewusst geworden, dass man in dieser Fra-
ge selbst entscheiden muss und dies nicht den Angehöri-

gen überlassen sollte.“ Jens Spahn, gesundheitspolitischer Spre-
cher der Unionsfraktion, ist ein viel gefragter Interviewpartner bei
diesem emotionsbesetzten Thema. Vor allem seit Aufdeckung der
jüngsten Organspende-Skandale in deutschen Kliniken. Der 32-jäh-
rige CDU-Abgeordnete aus dem Münsterland ist hier für „klare
Kante“ gegen Mediziner, die aus persönlichem Gewinnstreben
Wartelisten manipuliert hätten. „Das ist kein Kavaliersdelikt und
ein zutiefst unethisches Verhalten für einen Arzt“, empört sich
Spahn und fordert harte Strafen. Mediziner sollten in solchen Fäl-
len ihre Approbation verlieren.
Das Schlimmste an den Skandalen ist für Spahn der Verlust von Ver-
trauen in das Organspendesystem. „Wenn dadurch die Spenden-
bereitschaft zurückgeht, ist das fatal“, sorgt er sich. Wichtig sei,
dass durch die akribische Arbeit der Prüfkommission der Bundes-
ärztekammer in den Transplantationszentren jeder manipulierende
Mediziner damit rechnen müsse, erwischt zu werden. „Das wird
seine Wirkung nicht verfehlen“, hofft Spahn. Er warnt gleichwohl
vor Illusionen: „Wartelisten werden erst mal bleiben.“ Immerhin
warteten in Deutschland über 11.000 Menschen auf ein Organ.
Wie zufrieden ist Spahn mit der Gesundheitspolitik der schwarz-
gelben Koalition? Ziemlich. So freut er sich über Milliarden-Über-
schüsse bei den Krankenkassen nach jahrelangen Defiziten. „Wir

müssen aber weiter solide bleiben“, wehrt Spahn Begehrlichkeiten
ab.Zur positiven Bilanz unter FDP-Gesundheitsminister Daniel Bahr
zählt Spahn auch, dass die Koalition „den Fokus auf die Versor-
gung“ gesetzt habe. Das Landarztgesetz, das Gesetz für mehr Pa-
tientenrechte oder bessere Leistungen für Demente durch die Pfle-
geversicherungsreform hätten hier einiges bewirkt.
Und die Prävention, wo es noch hakt? Spahn hält hier wenig von
„hochtrabenden Diskussionen“. Es sollte Anstöße in Betrieben, Ki-

tas oder Schulen geben – aber „jeder ist zuerst einmal selbst ver-
antwortlich für mehr Bewegung oder gesunde Ernährung“.
Die Gesundheitspolitik begleitet Jens Spahn, seit er 2002 als 22-
Jähriger und damals jüngster Abgeordneter in den Bundestag ein-
zog. Er kam in den Ausschuss für Soziales und Gesundheit, als Ul-
la Schmidt (SPD) „Doppelministerin“ war. Die Gesundheitspolitik
interessierte Spahn am meisten, „weil sie unendlich spannend und
dynamisch ist“. Seit 2009 ist er Gesundheitssprecher der Fraktion.
Jens Spahn ist waschechter Münsterländer: Geboren ist er in Ahaus

und dort bis auf einige Jahre als Bankkaufmann in Münster hei-
misch geblieben. Als Vorsitzender des Vereins „Freunde des Müns-
terlandes in Berlin“ zelebriert der umtriebige, mediengewandte Po-
litik-Bachelor sein Heimatbewusstsein.Wie kam er zur CDU? Linke
Lehrer traktierten ihn,gegen das Atom-Zwischenlager Ahaus zu de-
monstrieren.Das erweckte seinen „Protest gegen den Protest“.Mit
15 trat er der Jungen Union bei, mit 17 der CDU. Jens Spahn war
schon damals überall präsent, als JU-Kreischef, im Karneval, in der
Katholischen Jugend, auf Schützenfesten – so brachte er als 
21-Jähriger das Kunststück fertig, als CDU-Direktkandidat im neu-
en Wahlkreis Steinfurt I/Borken I für die Wahl 2002 nominiert zu
werden. Dreimal hat Spahn den Wahlkreis direkt gewonnen. Auch
für die Bundestagswahl 2013 wurde er wieder nominiert.
Politik ist Spahns Lebensinhalt. Vor allem der demografische Wan-
del beschäftigt ihn. Auch, wie Menschen in unserer schnelllebigen
Zeit ein „neues Maß an Verbindlichkeit in den Beziehungen zuei-
nander finden können“. Spahn sieht sich selbst als modernen Wert-
konservativen in der CDU. Als Hobby nennt er: „Freunde treffen,
Kontakthalten zu Menschen, die ich schon vor der Politik kannte.“
Spahn hat zu viele in der Politik erlebt, die danach „kein soziales
Umfeld mehr hatten“. Im Dezember rückte er in den CDU-Bundes-
vorstand auf. Ist Gesundheitsminister nach der Wahl 2013 die
nächste Station für den ehrgeizigen Spahn? Der Mann mit der mar-
kanten schwarzen Designerbrille antwortet professionell: „Was ich
mache, bereitet mir große Freude. Wichtig ist, dass die Union wei-
ter Gesundheitspolitik aktiv mitgestalten kann.“ Hans Krump ❚

»Wenn durch die
Organspende-Skandale 
die Spendenbereitschaft

zurückgeht, ist das fatal.«

»Neues
Vertrauen
gewinnen«

FRANK-WALTER STEINMEIER
Der SPD-Fraktionschef fordert die
Benennung eines Transplantations-
beauftragten im Parlament
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S
ie haben ja wohl auch einen Or-
ganspendeausweis, oder etwa
nicht?“, fragt Angela Schmelzer
mit präventiver Empörung in
ihrer Stimme. Sie liegt in ihrem
Krankenbett in einem hellen

Einzelzimmer im Deutschen Herzzentrum
Berlin (DHZB). Nicht aber das Herz, son-
dern die Lunge wurde ihr transplantiert.
Dieser Eingriff sei schwerer, denn ein Herz
ist viel robuster, erklärt die 56-Jährige. Das
wird Professor Dr. Roland Hetzer, Chef des
DHZB, später bestätigen. Das Herzzentrum
ist eines der insgesamt 47 Transplantations-
zentren in Deutschland.  
Ihr Leiden hat Frau Schmelzer zur Expertin
gemacht. Im Frühjahr vor zwei Jahren be-
merkte sie eine erste Atemnot bei leichten
Anstrengungen. Ihr Hausarzt überwies sie
damals zu einem Spezialisten. Einen Ter-
min zum Röntgen ihrer Lunge erhielt sie al-
lerdings erst Ende der zweiten Jahreshälfte.
Hätte sie ihr Leiden ernster genommen, hät-
te sie sich um einen früheren Termin ge-
kümmert, sagt sie. Doch auch heute wirkt
Frau Schmelzer verhältnismäßig unbe-
schwert, als habe sie die Geschehnisse äu-
ßert schnell und gut verarbeitet.

Diagnose Lungenfibrose Die Diagnose
folgte im Dezember 2011: Lungenfibrose.
Eine Erkrankung des Lungengewebes, die
durch verstärkte Bildung von Bindegewebe
zwischen den Lungenbläschen und den sie
umgebenden Blutgefäßen gekennzeichnet
ist. In der Folge versteift sich die Lunge, das
Atmen fällt schwer.  Auslöser können das
Einatmen bestimmter Fasern, wie Asbest,
oder aber verschiedene chronische Entzün-
dungen sein. 
Neben der Atemnot gehören auch häufig
andauernde Müdigkeit, geringe körperliche
Belastbarkeit, stetiger Husten sowie Kurzat-
migkeit zu den Symptomen. Abhilfe versu-
chen die Ärzte mit der Verabreichung von
Sauerstoff zu schaffen, zusätzlich zur medi-
kamentösen Behandlung. Schlägt diese
nicht an, hilft in schwerwiegenden Fällen
ausschließlich eine Lungentransplantation.
So geschehen bei Frau Schmelzer, denn es
waren direkt beide Lungenflügel betroffen.
Am 25. Juli vergangenen Jahres bekam sie
das neue Organ. Vier oder fünf Wochen ver-
brachte die Patientin anschließend auf der
Intensivstation, dann ging es für die gleiche
Zeitspanne zur Kur. Und anschließend nach
Hause. Dass Frau Schmelzer jetzt aber wie-
der da ist, im DHZB, ist im Grunde völlig
normal. Weil es körperlich völlig unnormal
ist, dass der Körper überhaupt ein fremdes
Organ annimmt. Denn, so erklärt Barbara
Nickolaus, Pressesprecherin des DHZB,
„unser Immunsystem ist wie ein Wach-
hund“, es sei nicht einfach zu täuschen. 
Vor einer Transplantation muss das Im-
munsystem deshalb soweit es geht unter-
drückt werden. Das geschieht mit Medika-
menten. Nur so kann die Voraussetzung ge-
schaffen werden, dass der Körper das neue
Organ annimmt. Außerdem muss die Blut-
gruppe von Spender und Empfänger über-
einstimmen und das neue Organ muss in
etwa die Größe des alten haben.
Damit das Immunsystem das Organ, im Fal-
le Frau Schmelzers also die neue Lunge,
auch später nicht abstößt, muss sie – wie je-

der andere Transplantierte auch – starke
Medikamente einnehmen, um, wie Presse-
sprecherin Nickolaus sagt, „den Wachhund
am Boden zu halten“. Und zwar ein Leben
lang.
Umso höher ist jedoch – und das ist die lo-
gische Konsequenz – die Infektionsgefahr.
Vor allem in der dunklen und kalten Jahres-
zeit. Deshalb landen Transplantierte, so wie
Frau Schmelzer, ab und an doch wieder sta-
tionär im Krankenhaus. Ansonsten, so er-
klärt die Patientin, musste sie anfangs wö-
chentlich zur Kontrolle kommen. Die Inter-
valle zwischen den Kontrol-
len werden ständig erhöht,
später muss sie nur noch
halbjährlich ins DHZB
kommen. 
Doch das ist nicht alles: Auf
manche Lebensmittel muss
ein Transplantationspatient
nach erfolgreicher Operati-
on verzichten. Lebensläng-
lich. Vor allem auf Produk-
te, die leicht anfällig für Kei-
me sind, also rohes Fleisch
und roher Fisch. 
Aber auch Pampelmusen dürfe sie nie wie-
der essen, sagt Frau Schmelzer. Das Obst
verträgt sich nicht mit dem Medikament zur
Unterdrückung des Immunsystems. Trotz
dieser Wermutstropfen ist sie natürlich froh,
dass sie eine neue Lunge erhalten hat. 
Das ist nicht selbstverständlich. Einige Pa-
tienten warten sehr, sehr lange auf ein Spen-
derorgan. „Manche müssen sogar während
der Wartezeit in ein künstliches Koma ver-
setzt werden; wie zum Beispiel ein Lungen-
filbrose-Patient, der nicht genügend Luft

bekommt“, erklärt Frau Schmelzer. Sie hat
Glück gehabt. Bereits das zweite für sie aus-
gewählte Organ passte und konnte ihre
kranke Lunge ersetzen. Von der Diagnose
bis zur Heimkehr in ihr Zuhause nach der
Reha, hat es nur ein gutes Jahr gedauert.  

Simples Organ Im Gegensatz zu Lunge,
Niere und Leber sei das Herz ein „ziemlich
simples Organ“, erklärt DHZB-Direktor Ro-
land Hetzer. Patienten, die auf ein Spender-
herz warten, kann deshalb ein „Kunstherz“
eingesetzt werden (siehe Artikel unten).

Aber, kritisiert Hetzer, es ge-
be so wenige Spenderher-
zen, dass für einige – mitt-
lerweile ein Großteil – der
Wartenden die Kreislaufun-
terstützungspumpe keine
Zwischenlösung bleibt. 
Laut Eurotransplant, der
Vermittlungsstelle für Or-
gantransplantationen in
den Benelux-Staaten, Öster-
reich, Slowenien, Kroatien
und Deutschland, standen
zu Jahresbeginn 2013

11.233 Patienten auf der Warteliste. Die
Spendebereitschaft nimmt aber ab. In
Deutschland wurden laut der Deutschen
Stiftung Organspende im vergangenen Jahr
lediglich 1.046 Organspender registriert
(siehe Grafik). Das habe, wie Hetzer betont,
natürlich auch mit den Skandalen von Re-
gensburg und Göttingen zu tun hat. Die ver-
urteilt er zutiefst. Nur 26 Herztransplanta-
tionen habe er 2012 durchgeführt, sagt Het-
zer. Die Transplantationen würden den ge-
ringsten Teil seiner Arbeit einnehmen. 

Weil der Bedarf an Spenderherzen hierzu-
lande so groß ist, gebe es – zumindest inof-
fiziell – eine Altersgrenze: 65 Jahre. „Wer äl-
ter ist, hat keine Chance“, erklärt der Spe-
zialist. Das künstliche Herz wird somit für
viele zur Dauerlösung. Was für den Laien
plausibel und durchaus sinnvoll klingt, ist
für die Betroffenen eine Qual. 
In einem Doppelzimmer im DHZB
liegen zwei junge Männer, zwischen
30 und 40. Das ist ziemlich jung für
eine Herztransplantation. Die aller-
dings vielleicht nie erfolgen wird.
Beiden wurde bereits vor einiger Zeit
ein „Kunstherz“ eingesetzt. Deshalb
liegt neben ihnen in ihrem Kranken-
bett ein kleines Täschchen. Die Ak-
ku-Tasche: Sie versorgt das künstliche
Herz mit der notwendigen Stromzu-
fuhr. Permanent. Sie darf nie unter-
brochen werden. Deshalb ist ein
zweiter Akku als Reserve mit in der
Tasche dabei. Notwendigerweise
führt ein dünnes Kabel durch die
Bauchdecke direkt in den Körper des
Patienten. „Ich bin so dünn, da kön-
nen Sie das Kabel unter der Haut bis
zum Herz fühlen“, sagt einer der bei-
den. Auf seinem Nachttisch steht ein
Bild von einer Frau und einem kleinen
Jungen. 

Hoffnung Warteliste Solange der Mann
das künstliche Herz trägt, wird er nicht mit
seinem Sohn baden können und auch sonst
einige für gesunde Menschen ganz selbst-
verständliche Dinge nicht tun können. Viel-
leicht sogar nie wieder, wenn sich kein
Spender findet. 
Der Mann ist wegen eines akuten, wenn
auch schon langwierigen Problems zur sta-
tionären Behandlung im DHZB: Die Stelle
am Brustkorb, an der das künstliche Herz
eingesetzt wurde, will einfach nicht verhei-
len. Sie ist offen. Schmerzen habe er aber
keine, die Schmerzrezeptoren seien an der
Stelle längst abgestorben, sagt der Patient
resigniert. 
Der andere Mann ist von guter Statur – und
sieht ein wenig optimistischer aus. Anlass
dazu gibt der Grund seines Aufenthalts:
„Ich bin wieder auf der Warteliste“, sagt er
voller Hoffnung. Schon einmal war er plat-
ziert. Doch dann bekam er eine  Lungenent-
zündung und wurde von der Liste genom-
men. Nicht selten kommt es zu derartigen
Infektionen, hat der Körper doch in Vorbe-
reitung auf die mögliche Transplantation
kaum noch Abwehrkräfte. Dieser Prozess
kann nicht erst angestoßen werden, wenn
das Spenderorgan gefunden ist. Denn dann
muss alles ganz schnell gehen.
Eurotransplant greift direkt auf seine eigene
Spenderdatei zu: Sobald ein Organ zur Ver-
fügung steht, wird der geeignete Empfänger
ausgemacht. Daraufhin wird der Organ-
Transport vorbereitet und der Patient für
die Operation vorbereitet. Beispielsweise
wird ihm ein Beruhigungsmittel verab-
reicht. Und er hat Zeit, sich von seinen An-
gehörigen zu verabschieden. Denn eine Ga-
rantie für das Gelingen der Transplantation
kann es – wie bei keiner unter Narkose
durchgeführten Operation – nicht geben.
Früher, erklärt Roland Hetzer, wurden die
Organe während des Transports dann mit

einer Austauschflüssigkeit als Blutersatz ver-
sorg und auf Eis gekühlt transportiert. 
Binnen vier Stunden musste das Spenderor-
gan dann in den Körper des Empfängers
eingesetzt werden. „Mittlerweile gibt es ei-
ne neue Methode: Das Organ wird während
des Transports an eine Herz-Lungen-Ma-
schine angeschlossen und mit warmen Blut

versorgt“, erklärt er. So kann die Transport-
dauer auf zehn bis elf Stunden angehoben
werden. Würde sie länger dauern, kann das
Organ unter Umständen schaden nehmen.
Deshalb gibt es beispielsweise keinen kon-
tinentübergreifenden Verband. Die Trans-
portwege wären viel zu lang. Scandiatrans-
plant oder Balttransplant sind ähnlich orga-

nisiert und wie Eurotransplant auf wenige
Länder beschränkt.
Das Einsetzen des Organs selbst sei dann
das geringste Problem, sagt Hetzer. Er kann
die Frage nach der Dauer des Einsetzens gar
nicht verstehen: 30 Minuten, dann sei alles
erledigt. Für die Patienten ist es nicht ganz
so einfach. Nehmen sie ihre Medikamente

nicht, kann das neue Organ auch
Jahre später noch abgestoßen wer-
den, wenn das Immunsystem zu
stark wird. 

Kinderstation Roland Hetzer ist
nicht nur Leiter, sondern auch
Gründungsdirektor des DHZB.
1986 operierte er hier den ersten
Patienten. Seither wurden im
DHZB in Berlin-Mitte mehr als
2.000 Herzen beziehungsweise
Lungen transplantiert, knapp 200
bei Kindern. 
Allerdings leiden auch die Kleinsten
unter dem Mangel an Spenderorga-
nen. Erschwerend kommt hinzu: Ih-
nen kann kein „Kunstherz“ einge-
setzt werden, das Gerät ist zu groß,
der Körper im Wachstum. Somit gibt
es hier Kinder, die ihr „Herz“ wie ei-
nen großen Koffer vor sich herschie-
ben. Kleinkinder können das aber

zumeist noch nicht selbst. Deshalb sind sie
auf Hilfe angewiesen. Eine Belastung für
Kinder und Familie. 
Ihnen zur Seite stehen Selbsthilfegruppen,
wie auch für die erwachsenen Patienten
(siehe Seite 9). Diese helfen ihnen, die kör-
perlichen und seelischen Belastungen zu
verarbeiten.                   Verena Renneberg ❚

47 Transplantationszentren gibt es in Deutschland. Eines von ihnen ist das Deutsche Herzzentrum Berlin (Mitte) unter der Leitung von Prof. Dr. Roland Hetzer (links). Doch Transplantationen machen nur noch einen Bruchteil seiner Arbeit aus. Es gibt zu wenig Spender

Manche müssen
ins künstliche
Koma versetzt
werden, wäh-

rend sie auf ein
Spenderorgan

warten.
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Leben mit Hindernissen
TRANSPLANTATIONEN Auch wer ein Spenderorgan oder ein künstliches Herz erhält, muss danach neue Regeln beachten

Herz, Niere, Leber und Lunge sind Organe. Sie halten
den Körper am Laufen. Wenn ein Organ durch eine
Krankheit oder einen Unfall so sehr beschädigt wird,
dass es nicht mehr funktioniert, können Ärzte das Or-
gan tauschen.
Das neue Organ wird einem anderem Menschen ent-
nommen, der gerade gestorben ist, und in den Pa-
tienten verpflanzt. Dieser Vorgang heißt Organtrans-
plantation.
Der Tote muss aber zu seinen Lebzeiten schriftlich er-
klärt haben, dass seine Organe nach dem Tod ent-
nommen und gespendet werden dürfen. Das nennt
man dann Organspende.

Organtransplantation

Die durchschnittliche Wartezeit auf ein
Spenderherz beträgt nach Angaben des
Transplantationszentrums Würzburg sechs
bis 24 Monate. Während dieser Phase hängt
das Leben der Patienten am seidenen Faden,
die Herzfunktion verschlechtert weiter, so-
dass der Patient an seiner Erkrankung ster-
ben kann, ehe ein Spenderherz gefunden ist. 
Um dies zu verhindern und um die Warte-
zeit bis zur Transplantation zu überbrücken,
wird den Patienten ein „Kunstherz“ einge-
setzt. Der Begriff ist jedoch irreführend: Das
Kunstherz ist eigentlich nur ein Unterstüt-
zungssystem für das natürliche Herz. Entwe-
der eine oder beide Herzkammern werden
dabei durch eine elektronische Pumpe ent-
lastet und der Blutkreislauf so aufrechterhal-
ten. Der medizinische Fachbegriff heißt des-
wegen auch „ventricular assist device“
(VAD) – ventrikuläres Unterstützungssys-
tem. Je nachdem, welche Herzkammer Hil-
fe benötigt, gibt es Linksherz-Unterstüt-
zungssysteme (LVAD) oder Rechtsherz-Un-
terstützungssysteme (RVAD). In beiden Sys-
temen wird dabei das Blut über die Spitze
des Herzmuskels durch eine Kunststoffka-
nüle in die Pumpkammer des Kunstherzes
geleitet. Diese ist in der Bauchdecke zwi-
schen der Bauchwandmuskulatur unterhalb

des Zwerchfelles eingesetzt. Gesteuert wird
das VAD durch ein Kabel, das aus dem Kör-
per herausläuft und mit einer externen
Steuerungseinheit verbunden ist. Dadurch
ist die Bewegungsfreiheit des Patienten ein-
geschränkt. 
Bis jetzt wurde noch kein vollständig im
Körper implantiertes VAD entwickelt. An der
Rheinisch-Westfälischen Technischen
Hochschule Aachen (RWTH) wird zurzeit an
einer neueren Version von Kunstherzen ge-
forscht. Das „ReinHeart“ getaufte Kunstherz
soll vollständig in den Körper implantiert
werden. Dadurch lässt sich auch die Infekti-
onsgefahr durch offenen Stellen am Körper
verringern. Die Stromversorgung  erfolgt ka-
bellos mithilfe von Akkus, die Beispiel in ei-
ner Tasche oder Weste transportiert werden
können. Eine Pufferbatterie soll zudem
kurzzeitige Bewegungsfreiheit garantieren.
Ab  2015 soll das VAD in klinischen Studien
an Menschen getestet werden.             jbb ❚ 

Hilfe bis zur Transplantation
KUNSTHERZ Bald soll das Gerät vollständig eingesetzt werden

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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Die große Mehrheit der Bündesbürger befürwortet Organspenden, aber nicht einmal jeder fünfte besitzt einen Organspendeausweis.
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Entscheidungslösung gegen
Widerspruchslösung 
Nach § 3 des Transplantationsgesetzes
(TPG) ist die Entnahme von Organen grund-
sätzlich nur dann zulässig, wenn der Organ-
spender zu Lebzeiten darin eingewilligt hat-
te. Liegt keine Erklärung vor, ist die Entnah-
me nur gestattet, wenn die nächsten Ange-
hörigen dieser zugestimmt hat. Diese
sogenannte erweiterte Zustimmungslösung
steht im Gegensatz zur Widerspruchslö-
sung. Bei dieser ist die Entnahme nach dem
Tod zulässig, sofern nicht ein Widerspruch
zur Lebzeit des Verstorbenen oder eines An-
gehörigen vorliegt. Seit der am 1. August
2012 in Kraft getretenen Reform des TPG
gilt für die Organspende in Deutschland die
sogenannte Entscheidungslösung, die die
erweiterte Zustimmungslösung ergänzt. Ge-
mäß dem neuen § 1 TPG soll sich jeder Bür-
ger regelmäßig im Leben mit der Frage der
eigenen Spendebereitschaft auseinander-
setzen. Er wird aufgefordert, hierzu eine
Erklärung abzugeben. Die zuständigen
staatlichen Stellen sowie die Krankenkassen
sollen die Bevölkerung aufklären und Or-
ganspendeausweise zur Verfügung stellen
(§ 2).

Hirntod als umstrittenes
Kriterium
Die Voraussetzung für eine postmortale Ent-
nahme von Organen ist nach § 3 TPG der ir-
reversible Gesamthirntod. Dies bedeutet,
dass nach Regeln, die dem aktuellen Stand
der medizinischen Wissenschaft entsprechen,
der nicht behebbare Ausfall der Gesamtfunk-
tion von Großhirn, Kleinhirn und Hirnstamm
festgestellt sein muss. Das Hirntodkriterium
ist jedoch nicht unumstritten. Für Kritiker des
Konzeptes ist ein irreversibel hirngeschädig-
ter Mensch so lange, wie sein Herz-Kreislauf-
System noch arbeitet oder künstlich am Lau-
fen gehalten wird, ein sterbender Patient und
kein Verstorbener. Demgegenüber vertreten
die Befürworter des Konzepts, die sich in der
Fachwelt in der Mehrheit befinden, die An-
sicht, dass mit dem Hirntod das bewusste Le-
ben des Menschen irreversibel erloschen sei.
Bei der Organkonservierung mit anschließen-
der Organentnahme finde keine Lebensver-
kürzung statt. Teile des Organismus funktio-
nierten nur deshalb weiter, weil sie mit Hilfe
ärztlich-technischer Kunstgriffe am Leben er-
halten würden.

Organentnahme und
Transplantation
Gemäß § 9a TPG gilt jedes Krankenhaus, das
über eine Intensivstation verfügt und in dem
eine Organentnahme grundsätzlich möglich
ist, als Entnahmekrankenhaus. Dieses Kran-
kenhaus ist verpflichtet, den Hirntod poten-
zieller Organspender vorschriftsgemäß fest-
zustellen, der zuständigen Koordinierungs-
stelle zu melden sowie die für eine qualitäts-
gerechte Entnahme erforderlichen Mittel
bereitzustellen. Ferner hat das Krankenhaus
nach § 9b TPG einen Transplantationsbeauf-
tragten zu benennen. Er ist unter anderem
verantwortlich für die Betreuung der Ange-
hörigen verstorbener Spender und für die
Organisation des Spendeprozesses im Kran-
kenhaus. Die Übertragung von Organen ist
nach § 9 und § 10 TPG hingegen den soge-
nannten Transplantationszentren vorbehal-
ten. Ein Patient, der ein Spenderorgan benö-
tigt, muss sich zunächst bei einem Trans-
plantationszentrum vorstellen. Dort wird
festgestellt, ob er für eine Transplantation in
Frage kommt. Ausschlaggebend hierfür sind
der gesundheitliche Zustand des Patienten
sowie die Erfolgsaussichten des Eingriffs.

Organisation des
Spendeprozesses
Zur Organisation von Organspende und
Transplantation beauftragen der Spitzenver-
band Bund der Krankenkassen, die Bundes-
ärztekammer und die Verbände der Kran-
kenhausträger (Selbstverwaltung) eine Ko-
ordinierungsstelle. Diese Funktion hat seit
Juni 2000 die Deutsche Stiftung Organtrans-
plantation (DSO) inne. Ihre Aufgaben sind in
einem Vertrag mit der Selbstverwaltung
festgelegt. Die Koordinierungsstelle hat die
Durchführung aller bis zur Übertragung er-
forderlichen Maßnahmen mit Ausnahme der
Vermittlung von Organen zu organisieren.
Die Krankenhäuser melden der DSO, sobald
ein Verstorbener für eine Organspende in
Betracht kommt. Zur Vermittlung von Orga-
nen beauftragt die Selbstverwaltung eine
Vermittlungsstelle (§ 12 TPG). Als solche
fungiert die private niederländische Stiftung
Eurotransplant. Sie organisiert die Zuteilung
von Spenderorganen in sieben europäischen
Ländern. Die vermittlungspflichtigen Orga-
ne sind von der Vermittlungsstelle gemäß
dem Stand der medizinischen Wissenschaft
nach Erfolgsaussicht und Dringlichkeit für
geeignete Patienten zu vermitteln. Die War-
telisten der Transplantationszentren bilden
eine einheitliche Warteliste. tvw ❚

GLOSSAR

Bundestagsvizepräsident Wolfgang Thierse
(SPD) verkündete im Plenum ein nicht all-
tägliches Abstimmungsergebnis. Am 25.
Mai 2012 wurde der Gesetzentwurf zur Re-
gelung der Entscheidungslösung im Trans-
plantationsgesetz (TPG) (17/9030), ein von
vielen Abgeordneten unterzeichneter Grup-
penantrag, mit den Stimmen von
CDU/CSU, SPD, FDP und der Mehrheit der
Fraktionen der Linken und von Bündnis
90/Die Grünen angenommen. Vorausge-
gangen war eine Sternstunde des Parla-
ments, wie Debatten dieser Art von der Öf-
fentlichkeit gern charakterisiert werden. Ver-
treter aller Fraktionen fanden Lob für ein Ge-
setz, um das eine fraktionsübergreifende
Verhandlungsrunde lange gerungen hatte.
Auch ein zweiter Gesetzentwurf, eine Vorla-
ge der Bundesregierung zur Änderung des
TPG (17/7374), wurde mit großer Mehrheit
- mit den Stimmen von CDU/CSU, SPD und
FDP gegen die Stimmen der Linken bei Ent-
haltung der Grünen  - angenommen. Bereits
bei der ersten Lesung der Entwürfe hatte Rai-
ner Brüderle (FDP) die gemeinsame An-
strengung aller Fraktionen gewürdigt. „Hier
dominiert der Grundkonsens aller politi-
schen Kräfte des Parlaments“, betonte Brü-
derle. 
Anstöße für die Reform des Organspende-
systems hatte es zuvor viele gegeben. Seit

April 2009 lag der noch von Gesundheitsmi-
nisterin Ulla Schmidt in Auftrag gegebene
Bericht der Bundesregierung zur Situation
der Transplantationsmedizin zehn Jahre
nach Inkrafttreten des Transplantationsge-
setzes (der zu großen Teilen eine Umfrage
unter Transplantationsexperten zusammen-
fasst) vor. Und seit Juli 2010 gab es eine
Richtlinie der Europäischen Union
(2010/53/EU) über Qualitäts- und Sicher-

heitsstandards für Organspende und Trans-
plantation, die in deutsches Recht umgesetzt
werden musste. Richtig in Gang kam das Re-
formvorhaben aber erst durch das gemein-
same Engagement zweier Spitzenpolitiker,
der Fraktionsvorsitzenden von CDU/CSU
und SPD. Frank-Walter Steinmeier (SPD),
der im August 2010 seiner Ehefrau eine Nie-
re gespendet und damit viel öffentliche An-
erkennung gefunden hatte, setzte sich in der
Folgezeit verstärkt für eine Reform der Or-
ganspende ein. Gemeinsam mit Volker Kau-
der (CDU) kündigte er im Juni 2011 an, ei-
nen Gesetzentwurf zur Organspende zu ini-
tiieren. Von Kauders Ehefrau, einer Internis-
tin, war bekannt, dass sie in einem
Krankenhaus häufig mit ansehen musste,
wie kranke Patienten wegen fehlender Spen-
derorgane sterben mussten. 

Freiwilligkeit Nach fast einjährigen Ver-
handlungen zwischen Koalition und Oppo-
sition, die zwischendurch auch einmal zu
scheitern drohten, debattierte der Bundestag
am 22. März 2012 in erster Lesung über die
beiden Vorlagen. Dabei zeigte sich Elisabeth
Scharfenberg (Bündnis 90/Die Grünen) vor
allem zufrieden darüber, dass die Aspekte
der „Freiwilligkeit der Entscheidung“ in den
Gruppenantrag aufgenommen worden sei-
en. Ähnlich argumentierte Frank-Walter

Steinmeier. Von mancher Seite sei angeregt
worden, die Menschen nicht bloß um eine
Entscheidung zu bitten, sondern auch Anrei-
ze wie Bonuszahlungen zu setzen. „Wir ha-
ben uns gegen solche Anreize entschieden,
denn die Organspende soll eine Spende
bleiben“, sagte Steinmeier.
Das Votum für die Entscheidungslösung war
auch eine Entscheidung gegen die Wider-
spruchslösung. Deren Einführung war im
April 2007 vom Nationalen Ethikrat, verein-
zelt aber auch von Sachverständigen bei der
Anhörung des Gesundheitsausschusses im
Frühjahr 2011 gefordert worden. Zudem hat-
te sich in der Plenardebatte am 22. März
2012 mit Gregor Gysi (Die Linke) auch ein
Politiker zu dieser Lösung bekannt, aber zu-
gleich eingeräumt: „Ich habe gar keine
Chance auf eine Mehrheit, wahrscheinlich
nicht in der Gesellschaft, auf jeden Fall nicht
im Bundestag.“ Damit lag er dem Transplan-
tationsbericht zufolge richtig. Danach fehlt
es für die „Einführung der Widerspruchslö-
sung in Deutschland an der nötigen allge-
meinen Akzeptanz“. Umgekehrt verwies Vol-
ker Kauder in der Plenardebatte darauf, dass
selbst die Erfahrungen in Ländern mit einer
Widerspruchslösung nicht für diese Lösung
sprächen. Auch dort müssten „die Angehö-
rigen in fast allen Fällen, in denen es keine
klare Aussage des Betroffenen gibt, gefragt

werden“, sagte Kauder. Eine ethische Be-
gründung für die Entscheidungslösung lie-
ferte schließlich Bischof Wolfgang Huber bei
der Anhörung des Gesundheitsausschusses
im Juni 2011. Es gebe zwar eine „Entschei-
dungspflicht“ jedes Einzelnen, es dürfe aber
niemand zu einer Organspende gezwungen
werden, sagte Huber. 

Änderungswünsche Mit dem Ziel, die Zahl
der Spenderorgane zu erhöhen, trat im No-
vember 2012 das Gesetz zur Regelung der
Entscheidungslösung im TPG (17/9030) in
Kraft. Und seit 1. August 2012 gilt das Ge-
setz zur Änderung des TPG (17/7376). Da-
mit wurden in Umsetzung der EU-Richtlinie
die Stellung der Transplantationsbeauftrag-
ten in Kliniken gestärkt und die Kontrolle
der Deutschen Stiftung Organtransplantatri-
on verschärft. Grünen und Linken gehen die
Regelungen angesichts des Transplantati-
onsskandals jedoch nicht weit genug. So for-
dern die Grünen in einem Antrag
(17/11308), die Bereiche Organspende und
Transplantation der staatlichen Kontrolle zu
unterwerfen. Auch aus Sicht der Linken
schaffen die neuen Regelungen keinen opti-
malen Rahmen für das Organspendesystem.
In einem Antrag (17/12225) tritt die Linke
etwa für unangekündigte Kontrollen der
Zentren ein.                  Thomas von Winter ❚

Ein breiter politischer Konsens 
TRANSPLANTATIONSGESETZ Zwei Gesetzesnovellen regeln das Verfahren zur Organspende in Deutschland 

Die „Konsens-Väter“ Volker Kauder (CDU,l.)
und Frank-Walter Steinmeier (SPD)

S
o einen Eklat wie um Johannes
von Thurn und Taxis sollte es
nicht noch einmal geben. Die
Bevölkerung tobte, als Münch-
ner Ärzte dem Fürsten im Jahr
1990 binnen einer Woche

gleich zwei Herzen transplantierten, die
sein Leben doch nicht retten konnten. Das
kam vielen verdächtig vor, wo doch andere,
weniger bekannte und begüterte Menschen
oft vergeblich auf ein Organ warteten. Als
die Transplantationsmedizin in Deutsch-
land 1997 endlich gesetzlich geregelt wur-
de, war deshalb klar: Es sollte eine Gewal-
tenteilung geben. Die Koordinierung der
Organspende mitsamt der Feststellung des
Hirntods sollte organisatorisch und perso-
nell getrennt sein von der Transplantation
selbst und auch von der Verteilung der Or-
gane an die Patienten. Dabei sollten die Or-
gane nicht mehr, wie noch zu Thurn und
Taxis' Zeiten, den Kliniken zur freien Verfü-
gung übergeben werden. Vielmehr sollten
sie einem konkreten Patienten zugeordnet
werden. 

Kommissionen Man entschloss sich, diese
Organvermittlung in die Hände der nieder-
ländischen Stiftung Eurotransplant zu le-
gen; die Koordinierung übernahm die
Deutsche Stiftung Organtransplantation
(DSO). Und regeln und beaufsichtigen
sollten das Ganze drei Kommissionen, die
bei der Bundesärztekammer angesiedelt
sind. So erstellt die „Ständige Kommission
Organtransplantation“ die Richtlinien,
nach denen die Spenderorgane an die Emp-
fänger verteilt werden. Dabei entscheidet

sie über so empfindliche Fragen wie die,
welche Patienten am schnellsten ein Spen-
derorgan erhalten und unter welchen Um-
ständen Alkoholiker eine neue Leber be-
kommen dürfen. Die „Prüfungskommissi-
on“ hat den Auftrag, Auffälligkeiten bei der
Zuteilung der Spenderorgane zu untersu-
chen; und die „Überwachungskommissi-
on“ überwacht die Arbeit von DSO und Eu-
rotransplant. Auftraggeber sind neben der
Bundesärztekammer die Deutsche Kran-
kenhausgesellschaft und der GKV-Spitzen-
verband. 

Keine Transparenz 15 Jahre später hat die
an sich gute Idee so manche Schwäche of-
fenbart. Von Gewaltenteilung im deutschen
Organspendesystem kann nämlich nicht
wirklich die Rede sein, da zahlreiche Akteu-
re in mehreren Gremien sitzen. So haben
Verfehlungen innerhalb der Transplantati-
onsmedizin - die es auch schon vor den ak-
tuellen Skandalen gab - in der Vergangen-
heit auch kaum wirkliche Konsequenzen
hervorgerufen. Meist legten Prüfungs- und
Überwachungskommission die Fälle unge-
ahndet zu den Akten oder hoben allenfalls
mahnend den Zeigefinger. Bis heute gibt es
keine Transparenz, die Prüfberichte zu den
einzelnen Fällen sind geheim. Zwar haben
sich die Kommissionen nach dem aktuel-
len Skandal bereiterklärt, ihre Jahresberich-
te zu veröffentlichen; doch die darin ent-
haltenen Informationen ermöglichen kei-
nen echten Einblick in das, was in Deutsch-
lands Transplantationsmedizin regelwidrig
geschieht und wie es geahndet wird.  

Dass die drei Gewalten des Organspende-
systems wenig trennt und vieles eint, zeigt
ein Vorfall aus dem Jahr 2006, der unter der
Zeitungsschlagzeile „Eine Niere auf dem
kleinen Dienstweg“ bekannt wurde. Da-
mals wollte eine Familie in Berlin die Or-
gane des verstorbenen Vaters nur dann

spenden, wenn die dialysepflichtige Mutter
eine der Nieren bekam. Das menschlich
durchaus verständliche Ansinnen verstößt
jedoch gegen das Gesetz. Sogenannte ge-
richtete Spenden sind verboten. Gleich-
wohl einigten sich die Vertreter von DSO,
Eurotransplant und Ständiger Kommission

am Telefon darauf, so zu verfahren. Folgen
hatte das nicht. 
Echte Kontrolle müsse her - das fordern Kri-
tiker schon seit Jahren. Es könne nicht an-
gehen, dass „bei einem so heiklen Thema
wie der Organspende, bei dem es um die
Verteilung von Lebenschancen geht, demo-

kratisch legitimierte Institutionen fast völ-
lig außen vor“ blieben, kritisiert etwa der
Staatsrechtler Wolfram Höfling von der
Universität Köln. Aufgaben im Bereich der
Organspende dürften vom Staat nicht auf
private Organisationen wie die DSO, über
die es keine effektive Aufsicht gebe, oder die

Bundesärztekammer, einen „nicht rechtsfä-
higen Verein“, übertragen werden, so Höf-
ling. Wie leicht sich die DSO der Kontrolle
durch den Staat entziehen kann, brachte
ein Skandal um die Stiftung an den Tag, der
den aktuellen Transplantationsskandalen
vorausging. Ende 2011 löste ein anonymer
Brief eine Vertrauenskrise aus, der in die
Post des Bundesgesundheitsministers ge-
langt war. Die DSO habe die niedrigen Or-
ganspendezahlen mitzuverantworten, hat-
te ein kenntnisreicher Insider geschrieben.
Er warf den beiden damaligen DSO-Vor-
ständen vor, sie verschwendeten Kranken-
kassengelder, pflegten einen Führungsstil
nach Gutsherrenart und demotivierten ihre
Mitarbeiter durch Kontrollwut.
Eine Wirtschaftsprüfungsfirma untersuchte
die Vorwürfe. Doch trotz des öffentlichen
Interesses gewährte die DSO Parlamenta-
riern zunächst keine Einsicht in den Prüf-
bericht. Der Stiftungsrat als Aufsichtsgre-
mium der DSO stellte sich hinter die Stif-
tung. Im April trat zwar einer der beiden
Vorstände zurück, doch der andere machte
bis zu seinem altersbedingten Ausscheiden
Ende Januar 2013 weiter. 
Die Entscheidungsprozesse in der Trans-
plantationsmedizin seien „nahezu darauf
angelegt, rechtsstaatliche Kontrolle zu un-
terlaufen“, monierte Wolfram Höfling.
Doch den Gesetzgeber focht das nicht an:
Mit der Transplantationsgesetz-Novelle ver-
lieh er der DSO noch mehr Macht. Künftig
soll die Stiftung Richtlinien erlassen, wie
mit Organspendern zu verfahren ist und
unter welchen Bedingungen Entnahmen
stattfinden.          Christina Berndt ❚

ORGANSPENDE Das System offenbart seit langem Schwächen. Kritiker fordern mehr Transparenz und Kontrolle

Eigenmächtige Gremien  

Die DSO mit Sitz in Frankfurt am Main steht seit vielen Monaten in der Kritik.
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Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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Christentum Organspenden sei „eine be-
sondere Form, Nächstenliebe zu zeigen“,
betonte der in der vergangenen Woche zu-
rückgetretene Papst Benedikt XVI. während
eines internationalen Kongresses der Päpst-
lichen Akademie im November 2008. Und
sein Vorgänger Johannes Paul II. hatte be-
reits 1995 in seiner Enzyklika „Evangelium
vitae“ über den „Wert und die Unantastbar-
keit des menschlichen Lebens“ dargelegt,
dass „die in ethisch annehmbaren Formen
durchgeführte Organspende besondere
Wertschätzung verdient, um Kranken, die
bisweilen jeder Hoffnung beraubt sind, die
Möglichkeit der Gesundheit oder sogar des
Lebens anzubieten.“ 
Eine Einschränkung macht die katholische
Kirche allerdings offenbar bei der Person
des Papstes. So verfügte Kardinal Joseph
Ratzinger laut eigenem Bekunden zwar über
einen Organspenderausweis. Mit seiner
Wahl zum Papst verlor dieser jedoch seine
Gültigkeit. Darauf hatte sein Privatsekretär
Georg Gänswein im Februar 2011 verwie-
sen, nachdem in den Medien mehrfach be-
hauptet worden war, Benedikt verfüge über
einen gültigen Spenderausweis. 
Auch die evangelischen Kirchen bekennen
sich ausdrücklich zur Organspende. Zusam-
men mit der katholischen Bischofskonferenz
hatte der Rat der Evangelischen Kirchen in

Deutschland 1990 in einer gemeinsamen Er-
klärung festgestellt, dass der „Leib ein Ge-
schenk des Schöpfers“ sei, „über das der
Mensch nicht nach Belieben verfügen kann,
das er aber nach sorgfältiger Gewissensüber-
prüfung aus Liebe zum Nächsten einsetzen
darf“. Die für das Christentum konstitutive
Auferstehung der Toten und das ewige Leben
hänge „nicht an der Unversehrheit des Leich-
nams“, sondern „der Glaube vertraut darauf,
dass der gnädige Gott aus dem Tod zum Le-
ben auferweckt“. Beide Kirchen bekräftigen
dies 1997 im Zuge der Verabschiedung des
Transplantationsgesetzes noch einmal. 
Abweichende Standpunkte und kritische
Stimmen werden jedoch in konservativeren
Kreisen beider Konfessionen – etwa bei
Evangelikalen oder der katholischen Pius-
bruderschaft – im Zusammenhang mit der
Hirntoddiagnose laut. Nach deren Ansicht
ist ein hirntoter Mensch nicht als Toter son-
dern als Sterbender zu betrachten. Eine Ent-
nahme der Organe käme somit einer be-
wussten Tötung gleich. 

Judentum Ablehnend gegenüber der Or-
ganentnahme nach dem Hirntod stehen
auch orthodoxe Juden. Nach der jüdischen
Gesetzesauslegung der Halacha gilt ein
Mensch erst dann als tot, wenn sein Herz
nicht mehr schlägt und die Atmung ausge-

setzt hat. Zudem sieht das Judentum den
menschlichen Körper als eine Leihgabe Got-
tes an, der unversehrt beerdigt werden soll.
Ende der 1980er Jahre erteilte das oberste
Rabbinat Israels der postmortalen Organ-
spende jedoch seinen Segen und erließ so-
gar ein religiöses Gebot zur Spende. 

Islam Analog zum Christentum und Juden-
tum gilt auch im Islam der Glaubensgrund-
satz, dass der Körper eine Leihgabe Gottes
ist. Deswegen lehnen traditionell ausgerich-
tete Muslime eine Organspende nach dem
Tod eher ab. Mehrheitlich wird die Organ-
spende von islamischen Rechtsgelehrten je-
doch als gottgefällige Handlung angesehen,
um Menschenleben zu retten. Auf der 3. In-
ternationalen Konferenz Islamischer Ge-
lehrter im jordanischen Amman wurden
1986 Herz- und Hirntod als gleichwertig
eingestuft. Auch der Zentralrat der Muslime
in Deutschland bewertet das Transplantati-
onsgesetz von 1997 als mit dem Islam ver-
einbar. 

Fernöstliche Religionen Deutlich unheit-
licher wird die Frage nach der postmortalen
Organspende im Buddhismus, Hinduismus
und Shintoismus bewertet. In der buddhis-
tischen Lehre wird der Tod als Prozess be-
griffen, bei dem sich der Geist erst allmäh-

lich vom Körper trennt. Herz- oder Hirntod
lassen sich deswegen nicht als Endpunkt
des Lebens definieren. Allerdings hat der
Dalai Lama als oberster Vertreter des tibeti-
schen Buddhismus sich für die Organspen-
de ausgesprochen. Im Hinduismus existie-
ren ebenfalls keine klaren Regelungen, auch
wenn die Meinung vorherrscht, dass der
Körper unversehrt bleiben sollte. Im japani-
schen Shintoismus wird eine postmortale
Organspende traditionell abgelehnt. 
Als unproblematisch wird in den Weltreli-
gionen die Spende von sich selbst regene-
rierenden Organen und Geweben angese-
hen. Dazu gehören Blut, Haut und Kno-
chenmark. Auch die Lebendspende einer
Niere stellt keinen Verstoß gegen religiöse
Vorschriften dar. Ebenso übereinstimmend
betonen die Weltreligionen, dass eine Spen-
de immer nur freiwillig und aus Gründen
der Humanität und Nächsenliebe erfolgen
kann. Kommerzielle Interessen dürften mit
einer Spende in keinem Fall verbunden wer-
den. Alexander Weinlein ❚

»Eine besondere Form der Nächstenliebe«
WELTRELIGIONEN Mehrheitlich bekennen sie sich zur Organ- und Gewebespende. Traditionalisten lehnen dies mitunter ab 
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ewegend“ findet Michael
Quintel die Ergebnisse seiner
eigenen Umfrage. 15 Fragen
hat der Präsident der Deut-
schen Interdisziplinären Ver-
einigung für Intensiv- und

Notfallmedizin  (DIVI) seinen Kollegen bei
einem Kongress im vergangenen Jahr zum
Thema Organspende gestellt. Inzwischen
wurden die rund tausend Antworten ausge-
wertet, im Frühjahr will die DIVI dazu eine
Publikation vorlegen. Viel verraten mag
Quintel deshalb zu den Ergebnisse noch
nicht. Doch eine Sache treibt ihn um: Vier
Fünftel seiner Kollegen befürworteten die
Organspende zwar grundsätzlich, die Hälf-
te von ihnen habe selbst einen Organspen-
deausweis. „Aber es sagen uns auch 50 Pro-
zent, dass die Entwicklungen in der Trans-
plantationsmedizin in der jüngsten Zeit ih-
re Haltung beeinflusst hätten – und das zum
großen Teil in negativer Hinsicht.“ 
Dass sogar Ärzte zweifeln, die auf den Inten-
sivstationen dafür verantwortlich sind, den
Hirntod eines Patienten festzustellen und
seinen Köper auf die Entnahme von Orga-
nen vorzubereiten, ist ein alarmierendes
Zeichen. Und es bildet ein Unbehagen an
dem System der Organspende ab, das unter
Laien noch viel weiter verbreitet ist als un-
ter denjenigen, die über fachliche Expertise
verfügen.
Im Wochentakt wurde in den vergangenen
Monaten vermeldet, wie stark sich die Skan-
dale in Göttingen, Regensburg und Leipzig
um die Vergabe von Organen auf die Spen-
debereitschaft der Menschen ausgewirkt ha-
ben. Im Oktober 2012 teilte die Deutsche
Stiftung Organtransplantation (DSO) mit,
die Zahl der Organspenden sei um fast 50
Prozent zurückgegangen, mit 14,7 Spen-
dern pro eine Million Einwohner liegt die
Bundesrepublik im europäischen Vergleich
nur im hinteren Drittel. 
Vordergründig ist es vor allem der Verdacht,
dass bei der Organvergabe getrickst wird,
der viele umtreibt – nach einer Umfrage des
Meinungsforschungsinstituts Emnid sind
71 Prozent der Bundesbürger davon über-
zeugt, dass Prominente und Wohlhabende
bevorzugt werden, wenn sie Organe brau-
chen. Doch es ist auch eine weitere Diskus-
sion, die aktuell vor allem von Medizinethi-
kern und Verfassungsrechtlern, Ärzten und
Patientenvertretungen geführt wird – und
mit der sich letztlich auch jeder Laie ausei-
nandersetzen muss, wenn er in den nächs-
ten Wochen Post von seiner Krankenkasse
mit der Bitte bekommt, sich doch in Sachen
Organspende zu positionieren. Seit dem 
1. November 2012 gilt in Deutschland die
Entscheidungslösung: Alle Versicherten
werden nun von ihrer Krankenkasse gefragt,
wie sie es mit der Organspende halten. 

Hirntod Wer diese Frage beantworten will,
sollte über eine weitere nachdenken: Wie
stark wird unser Verständnis von Tod von
dem Versuch geprägt, mehr Spenderorgane
zu requirieren? Auf dem Organspendeaus-
weis ist die Sache ganz einfach: „Für den
Fall, dass nach meinem Tod eine Spende
von Organen/Geweben zur Transplantation
in Frage kommt“, kann man dort mit einem
Kreuzchen bestätigen, „dass nach der ärztli-
chen Feststellung meines Todes meinem
Körper Organe und Gewebe entnommen
werden“ dürfen. Dieser Tod, so heißt es im
Transplantationsgesetz, muss nach den „Re-
geln, die dem Stand der Erkenntnisse der
medizinischen Wissenschaft entsprechen“,
festgestellt werden. Diagnostiziert werde da-
bei der endgültige, nicht behebbare Ausfall
der Gesamtfunktion des Großhirns, des
Kleinhirns und des Hirnstamms. Das be-
deutet den so genannten Hirntod – auch
wenn dieser Begriff im Gesetz nicht genannt
wird. Die entsprechende Definition liefert
nicht der Gesetzgeber, sondern die Bundes-
ärztekammer. In ihrer dritten Fortschrei-
bung der Richtlinien zur Feststellung des

Hirntods heißt es, „mit dem Hirntod ist na-
turwissenschaftlich-medizinisch der Tod
des Menschen festgestellt“.
Schon immer hegten Experten Zweifel an
dieser Konzeption, die seit 1968 existiert.
Damals befand eine Kommission der Uni-
versität Harvard, dass Patienten, die sich ei-
nem „coma dépassé“ – einem Zustand, in
dem ihr Gehirn zerstört ist, das Herz aber
noch schlägt – befanden, künftig als Tote zu
betrachten seien. Eine solche Definition
brauchte es, nachdem 1967 die erste Herz-
transplantation geglückt und es nötig ge-
worden war, Rechtssicherheit bei der Organ-
beschaffung zu schaffen und zu verhindern,
dass Transplanteure wegen Mordes ange-
klagt werden können. Inzwischen aber ist
die Annahme, dass mit dem Hirntod der
menschliche Organismus in seiner funktio-

nellen Gesamtheit zusammenbricht, wider-
legt: Es ist bewiesen, dass das Herz hirnto-
ter Patienten selbstständig schlagen kann,
dass ihr Blutkreislauf und ihr Stoffwechsel
erhalten bleiben. So hat 2008 der Presi-
dent’s Council on Bioethics eingeräumt, das
Gehirn sei nicht der Integrator der verschie-
denen Körperfunktionen. Die Annahmen
über den engen zeitlichen und kausalen Zu-
sammenhang zwischen Hirntod und der
Desintegration der körperlichen Funktio-
nen insgesamt sei „widerlegt“. 
Während der Streit um das Hirntodkonzept
die Debatte um das Transplantationsgesetz
1997 prägte, fand er in die Diskussionen um
eine Neuregelung im vergangenen Jahr kei-
nen Eingang. Es schien, als habe sich der
Bundestag einer Todesdefinition ange-
schlossen, die die deutsche Bischofskonfe-

renz und die Evangelische Kirche in
Deutschland schon 1990 in ihrer gemeinsa-
men Erklärung zur Organspende verankert
hatten: Der Hirntod bedeute wie der Herz-
tod den Tod des Menschen, weil ihm damit
„die unersetzbare und nicht wieder zu erlan-
gende körperliche Grundlage für sein geisti-
ges Dasein in dieser Welt“ fehle. Der „unter
allen Wesen einzigartige menschliche Geist“
sei „körperlich ausschließlich an das Ge-
hirn“ gebunden. 
Doch viele Mediziner und Ethiker wollen,
dass über das umstrittene Hirntodkonzept
offen gesprochen wird: Denn nur eine ehr-
liche Aufklärung mache eine informierte
Spendenentscheidung möglich. Die Exper-
ten plädieren dabei für mehr Ehrlichkeit –
auch wenn sich damit das Unbehagen vie-
ler Menschen gegenüber der Transplantati-

onsmedizin vielleicht vergrößern könnte.
Der Hirntod könne als Voraussetzung für ei-
ne Organentnahme gelten, sagt der Kölner
Staatsrechtler Wolfram Höfling, aber nicht
als juristische Definition des Todes. Verfas-
sungsrechtlich sei es bedenklich, den „perso-
nalen Tod“ festzustellen, wenn ein Mensch
nicht mehr mit seiner Umwelt kommunizie-
ren, Denken und Fühlen kann. Dies könn-
ten Embryonen und Föten, denen eine gro-
ße Schutzwürdigkeit ihres Lebens einge-
räumt wird, schließlich auch nicht. Dass der
Gesetzgeber das Hirntodkonzept im Trans-
plantationsgesetz verankert habe, ohne sich
explizit dazu zu bekennen, nennt Höfling
ein „Glanzstück juristischer Trick-serei“.
Der Potsdamer Ethikprofessor Ralf Stoecker
weist drauf hin, dass ohnehin schon jetzt
unterschiedliche Festlegungen etwa zum Be-
ginn des menschlichen Lebens gebe: So be-
ginne das Leben nach dem Bürgerlichen Ge-
setzbuch bei Abschluss der Geburt, in straf-
rechtlicher Hinsicht aber bereits zu ihrem
Beginn. Man müsse sich darüber im Klaren
sein, dass die Begriffe Leben und Tod vor ei-
nem bestimmten Hintergrund und Erfah-
rungsschatz geprägt worden seien, für be-
stimmte Bereiche etwa der Medizintechno-
logie nicht eindeutig anwendbar seien.

Herzstillstand Wie wichtig die Debatte da-
rüber ist, wann ein Mensch tot ist, zeigt sich
am eindringlichsten am Beispiel der so
„Non heart-beating donors“ (NHBD). Die-
se Organspenden nach Herzstillstand sind
in vielen Staaten erlaubt, in Deutschland
aber verboten. Noch? Immer wieder gibt es
auch hierzulande Vorstöße von Transplan-
tationsmedizinern, über eine Zulassung
nachzudenken. Aber welches Todeskonzept
findet hier Anwendung? Diese Menschen
sind tot, weil ihr Herz nicht mehr schlägt –
hirntot sind sie aber nicht. Denn das Hirn
stirbt nicht in dem Moment, in dem das
Herz aufhört zu schlagen. Und selbst die
Herzen, die bei diesen Menschen entnom-
men werden, sind nicht dauerhaft tot – son-
dern können durchaus in einem anderen
Körper wieder ihren Dienst verrichten. 
Gestritten wird in den Ländern, in denen
diese Organe verwendet werden, hauptsäch-
lich darum, wie viel Zeit nach einem Herz-
stillstand vergehen muss, bis der Patient als
tot gilt. Für eine kurze Zeitspanne spricht,
dass die Organe dann in einem besseren Zu-
stand für die Transplantation sind. Für ei-
nen längeren, dass es immer noch die Chan-
ce auf ein Überleben gibt – Beispiele zeigen,
dass Reanimationen auch nach bis zu zwan-
zigminütigem Herzstillstand erfolgreich
sein können. Man hat sich deshalb 1995 auf
eine zehnminütige „Nicht-Berühren“-Phase
geeinigt. Doch im Jahr 2008 beschrieben
drei Mediziner aus Denver in einer Fachzeit-
schrift, dass sie drei Babys nach Herz-Kreis-
lauf-Stillstand Herzen entnommen und an-
deren Kindern eingesetzt hätten. Die Warte-
zeit nach der Feststellung des Herzstill-
stands bis zur Organentnahme betrug bei
einem der Kinder drei Minuten. Bei den bei-
den anderen waren es 75 Sekunden.
Ist es ein Wunder, wenn Menschen Konzep-
ten misstrauen, die geschaffen wurden, um
mehr Organe zu gewinnen, und die ihnen
nicht erklärt werden? Schon 2008 stellte die
Deutsche Stiftung Organtransplantation ganz
unbefangen fest, Studien aus vielen Ländern
hätten gezeigt, „dass mit Organen von Spen-
dern nach Herzkreislauftod sehr gute Trans-
plantationsergebnisse erzielt werden“, in den
USA habe man „durch die Einführung der
NHBD eine deutliche Steigerung der Organ-
spende erzielt“. Bevor diese Form der Organ-
spende in Deutschland jedoch erlaubt wer-
den könne, müsse verbindlich geklärt wer-
den, „wann eine Therapie aus medizinischen
und ethischen Gründen beendet werden soll-
te“. Wir müssen also darüber sprechen, wann
ein Mensch tot ist. Susanne Kailitz ❚

Die Autorin ist freie Journalistin in Dresden. 

Die Todesfrage
ETHIK Die Diskussion über das Ende des menschlichen Lebens
ist ähnlich kompliziert wie die über dessen Beginn 

Bei den alten Ägyptern begleiteten die Organe in sogenannten Kanopen-Gefäßen die mumifizierten Leichen ins Grab.

©
 p

ict
ur

e-
al

lia
nc

e/
dp

a 

Anthroposophische 
Mediziner
In der anthroposophischen Medizin wird die
postmortale Organspende sehr kritisch be-
wertet beziehungsweise abgelehnt. Vor al-
lem das Konzept der Hirntoddiagnose steht
in der Kritik. Hirntote Menschen werden als
„schwerstkrank Sterbende“ angesehen, die
erst durch die Organentnahme getötet wer-
den. Die Lebendspende von Organen hinge-
gen wird befürwortet. Weitere Informatio-
nen auf der Homepage des Dachverbands
Antroposphischer Medizin in Deutschland
(www.damid.de).

Initiative „Christdemokraten
für das Leben“
Auf Ablehnung stößt das Hirntodkonzept
auch bei der Initiative „Christdemokraten
für das Leben“ (CDL) in den beiden Unions-
parteien CDU und CSU. Die CDL bemängelt
vor allem, dass im Zuge der neuen Gesetz-
gebung zur Entscheidungslösung durch die
Krankenkassen keine ausreichende Aufklä-
rung über die postmortale Organspende be-
trieben wird. Auch auf den Organspende-
ausweisen selbst, seien keine ausreichen-
den Informationen zu finden. Die CDL
spricht sich zwar nicht prinzipiell gegen die
postmortale Organspende aus. Sie rät aber
davon ab, ohne vorherige ausführliche Be-
ratung im Spenderausweis einer generellen
Einwilligung zur Organentnahme im Todes-
fall zuzustimmen. Auf ihrer Homepage
(www.cdl-online.de) bietet sie deshalb eine
sogenannte „LifeCard“ an, mit der einer Or-
gan- und Gewebeentnahme ausdrücklich
widersprochen werden kann.

Kritische Aufklärung über
Organtransplantation (KOA) 
Die Inititiative Kritische Aufklärung über Or-
gantransplantation (KAO) ist ein Verein von
Eltern, die laut eigenem Bekunden „im
Schock ein Kind zur Organspende freigege-
ben haben“ und erst im Nachhinein zu der
Erkenntnis gelangten, dass ihre Kinder
„zwar als hirntot definiert wurden, dass sie
aber keine Toten, sondern Sterbende wa-
ren“. Zweck des Vereins ist es unter ande-
rem, sich „für ein behütetes Sterben und die
Achtung der Menschenwürde von Sterben-
den einzutreten und über die medizinischen
und ethischen Probleme des sogenannten
Hirntodes aufzuklären“. Die KOA fordert
vom Gesetzgeber die Einführung der soge-
nannten „engen Zustimmungslösung“, das
heißt, dass eine Organspende nur im Fall der
ausdrücklichen Zustimmung des potenziel-
len Spenders erlaubt sein soll. Im Internet:
www.initiative-kao.de

Interessengemeinschaft
kritische Bioethik 
Die Interessengemeinschaft kritische Bio-
ethik wendet sich ebenfalls gegen das Hirn-
tod-Konzept bei der Organspende. Sie kriti-
siert die aus ihrer Sicht einseitige Informati-
onspolitik der Bundeszentrale für gesund-
heitliche Aufklärung, die „mit oft
fragwürdigen Methoden für die Bereitschaft
in der Bevölkerung zur Zustimmung einer
Organentnahme nach dem sogenannten
,Hirntod’“ werbe. Auf ihrer Homepage
(www.organspende-aufklaerung.de) bietet
sie einen sogenannten „Nicht-Organspen-
derausweis“ an, mit dem jeder Entnahme
von Organen, Gewebe oder Knochen wider-
sprochen werden kann. aw ❚
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Effizient
beim
Entdecken
SPANIEN Das Land hat die höchste
Organspenderate der Welt. Nicht 
weil die Spanier bessere Menschen 
wären, sondern weil ihr
Transplantationssystem besonders 
gut organisiert ist Gemessen an der Zahl der Organspender pro einer Million Einwohner ist Spaniens Transplantationssystem das erfolgreichste der Welt.

J
acobo Elosua lebt, weil ein anderer
starb. Er war gerade 30 Jahre alt und
frisch verheiratet, als er über Atembe-
schwerden zu klagen begann. „Ir-
gendeine Kleinigkeit“, dachte er. Der
Arzt in seiner Heimatstadt Vigo im

Nordwesten Spaniens belehrte ihn eines
Besseren. Elosua litt unter Lungen-Histiozy-
tose X, einer unheilbaren Krankheit. Eine
Lungentransplantation rettete ihm das Le-
ben. Das ist jetzt sieben Jahre her, und Elo-
sua würde immer noch gern irgendwo sei-
nen Dank loswerden. Weil es nicht vorgese-
hen ist, dass der Empfänger Kontakt zur Fa-
milie des Spenders aufnimmt, macht
Elosua, indem er seine Geschichte erzählt,
Werbung für die Organspende. Schließlich
sieht er sich „in der Schuld des Systems“.

Organisation verbessert Gemeint ist das
spanische Transplantationssystem. Gemes-
sen an der Zahl der Organspender je einer
Million Einwohner ist es das erfolgreichste
der Welt. 2011 gab es in Spanien 34,8 Or-
ganspender pro Million Einwohner, fast
drei Mal so viele wie in Deutschland mit
12,8 pro Million. Dennoch gibt sich der Di-
rektor der spanischen Nationalen Trans-
plantationsorganisation (ONT), Rafael Ma-
tesanz, bescheiden: „Wir geben nicht vor,
die Besten in allen Aspekten der Transplan-
tation zu sein“, meint er.  „Was wir beitra-
gen, sind Strategien, um die Organspende
zu verbessern.“

Als der Nierenfacharzt Matesanz 1989 die
ONT gründete, hatte Spanien etwa die sel-
be Spenderrate wie heute Deutschland. Wel-
che Strategien haben dazu geführt, dass sich
diese Rate seitdem mehr als verdoppelt hat?
Um mit einer negativen Antwort zu begin-
nen: Kaum verändert hat sich die grundsätz-
liche Bereitschaft der Spanier, ein Organ zu
spenden. Da liegen sie im europäischen
Mittelfeld. Für Matesanz hängt die Zahl der
tatsächlichen Spender indes nicht von der
Spendebereitschaft einer Bevölkerung ab.
Sensibilisierungskampagnen, für die man-
che Länder sehr viel Geld ausgäben, seien
„völlig nutzlos“, sagt er. „Sie überzeugen
nur den, der schon überzeugt ist.“
Die ONT hat also nicht versucht, aus den
Spaniern bessere Menschen zu machen. Sie
hat sich stattdessen darauf konzentriert, die
Organisation der Organspende zu verbes-
sern. Wobei für ein erfolgreiches Transplan-
tationssystem vor allem ein Element we-
sentlich ist, nämlich „seine Fähigkeit, die
potenziellen Spender auch wirklich zu ent-
decken“, sagt Rafael Matesanz. Genau darin
sei das spanische System sehr effizient.
Potenzielle Organspender entdeckt man
nicht bei Telefon- oder Straßenumfragen,
sondern auf der Intensivstation. Deshalb
gibt es in allen 180 spanischen Kranken-
häusern mit Intensivstation Transplantati-
onskoordinatoren, die einen Blick auf mög-
liche Organspender haben. Weil Spaniens
staatliches Gesundheitswesen verhältnis-

mäßig wenige, aber dafür große Kliniken
betreibt, gewinnen die Koordinatoren
schneller Erfahrung darin, mögliche Organ-
spender zu erkennen. In Deutschland gibt
es nicht wie in Spanien 180, sondern fast
1.400 Krankenhäuser mit Intensivstation –
für Matesanz unter Organspendeaspekten
„ein Wahnsinn“.
Dem Transplantationskoordinator kommt
eine ambivalente Rolle zu: Als Arzt ist die
Gesundung seiner Patienten sein Ziel – und
zugleich muss er sie nach ihrer Nützlichkeit
für eine mögliche Organspende beurteilen.

Gerät er darüber manchmal in ethische
Konflikte? Juan José Rubio, seit viereinhalb
Jahren Transplantationsbeauftragter am
Krankenhaus Puerta del Hierro im Madri-
der Vorort Majadahonda, verneint. „Wenn
du einem deiner Spender vier Organe ent-
nimmst, gibt es danach vier operierte Pa-
tienten“, sagt der 59-Jährige. Wenn alles gut
laufe, spüre man sofort, etwas Sinnvolles ge-
tan zu haben. 
Nach dem spanischen Transplantationsge-
setz kann – anders als in Deutschland – je-
dem Verstorbenen ein Organ entnommen

werden, wenn er der möglichen Organent-
nahme nicht zu Lebzeiten ausdrücklich wi-
dersprochen hat. Das muss kein schriftli-
cher Widerspruch sein. Um den mutmaßli-
chen Willen des Verstorbenen zu eruieren,
werden vor der Organentnahme die Ange-
hörigen des potenziellen Spenders befragt.
Ohne deren Zustimmung gibt es keine
Transplantation. Das Gespräch mit den An-
gehörigen ist für den Transplantationsbe-
auftragten Rubio auch nach Jahren noch
keine leichte Aufgabe. Nur manchmal er-
kundigt sich eine Familie von sich aus, ob
man nicht Organe spenden könne. Das sei
dann sehr berührend, sagt der Arzt. Die
Hinterbliebenen hätten gerade erfahren,
dass ihr Angehöriger gestorben ist. „Sie wei-
nen – und sagen trotzdem: Wir würden ger-
ne spenden.“

»Dramatische Situation« Doch nicht alle
Angehörigen willigen ohne weiteres in eine
Organspende ein. Rubio schildert ihnen
dann die Lage der Patienten, die auf ein
Spenderorgan warten. Danach werde oft in
der Organspende eingewilligt,  manchmal
aber auch „Nein“ gesagt. Eine Ablehnung
sei „vielleicht ein wenig frustrierend“, meint
Rubio, zeigt aber auch Verständnis für die
Angehörigen. Schließlich befinde sich die
Familie in einer „dramatischen Situation“.
Gleichwohl geben 84 Prozent der betroffe-
nen Familien in Spanien schließlich ihre
Zustimmung zur Organentnahme. Die spa-

nischen Transplantationskoordinatoren
und ihre Mitarbeiter sind für die Gespräche
mit den Angehörigen geschult und überzeu-
gen viele Zweifelnde. Auch deswegen ist das
spanische Transplantationssystem so erfolg-
reich.

Nichtverstehen des Hirntods Wer bis zum
Schluss beim Nein bleibt, misstraut oft der
ärztlichen Versicherung, dass ihr Angehöri-
ger tot sei. Schließlich zählen zu den klassi-
schen Organspendern  Patienten, deren Ge-
hirn zwar gestorben ist, das Herz aber noch
schlägt, solange die  künstliche Beatmung
nicht abgeschaltet wird. Ihr Tod ist nicht of-
fensichtlich. Das „Nichtverstehen des Hirn-
tods“ sei in Spanien der Hauptgrund, nicht
in eine Organspende einzuwilligen, sagt
ONT-Direktor Matesanz.
Jacobo Elosua quälen solche Zweifel nicht.
„Nach heutigem Stand des Wissens ist der
Hirntod  der Tod“, argumentiert er. Elosua
hat eine pragmatische Sicht auf die 
Dinge. Das gilt auch für die Spenderlunge,
die seinen Körper seit sieben Jahren am Le-
ben hält. In dieser Zeit habe er „keine zwei
Minuten darauf verwandt, für meine Lunge
ein Gefühl der Fremdheit zu empfinden“,
sagt er. „Sie ist eine Maschine.“ Eine Maschi-
ne, mit der er noch viele Jahre Luft holen
will. Martin Dahms ❚

Der Autor lebt als 
freier Journalist in Madrid. 

Jeder Franzose ist ein potenzieller Organ-
spender – oder doch beinahe. Denn wer in
Frankreich seine Ablehnung einer Organ-
spende nicht gegenüber Angehörigen be-
kundet oder sich nicht in die von der staat-
lichen „Agence de la biomédecine“ (Agen-
tur für Biomedizin) verwaltete Liste der „Or-
ganspenden-Verweigerer“ eingetragen hat,
gilt als einverstanden mit einer Organspen-
de nach Hirn- oder Herztod. So sieht es das
Bioethik-Gesetz von 2004 vor, das die Or-
ganspende in Frankreich regelt. Der Anteil
der „Verweigerer“ liegt bei etwas mehr als 
30 Prozent der potenziellen Spender – die
Agentur für Biomedizin arbeitet an der Sen-
sibilisierung der Öffentlichkeit, um die Be-
reitschaft zu Organspenden zu fördern.

260 Mitarbeiter Das Gesetz von 2004 lös-
te das Bioethik-Gesetz von 1994 ab, mit
dem der Staat die Organspende erstmals in
eigene Regie nahm. Bis dahin war es der
1969 von Nobelpreisträger Jean Dausset ge-
gründete – und noch existierende – Verein
„France Transplant“, der die Entnahme und
Verteilung von Transplantaten koordinierte.
Angesichts des Aufschwungs der Transplan-

tationsmedizin und nach Affären wie der
Verteilung HIV-infizierter Blutkonserven
oder einem Skandal im Jahr 1992 – Eltern
eines verunglückten Jugendlichen hatten
die Entnahme von vier Organen gestattet,
doch entfernten die Ärzte auch die Augen-
Hornhaut und andere Gewebe – wurde mit
dem Gesetz von 1994 das dem Gesund-
heitsministerium unterstellte „Etablisse-
ment Français des Greffes“ (EFG) geschaf-
fen. Nachdem diese Einrich-
tung 2004 auch Kompeten-
zen etwa in der Genmedizin
bekommen hatte, wurde sie
zur heute zuständigen
„Agence de la biomédecine“
mit 260 Mitarbeitern und
einem Budget von 80 Mil-
lionen Euro erweitert. 
Alle französischen Kranken-
häuser sind zur Mitarbeit
am Organspende-Verfahren
verpflichtet. Nachdem bei
einem möglichen Spender
der Hirntod oder zunehmend auch wieder
der Herztod festgestellt ist, befragt die
„coordination hospitalière“ am Haus zu-
nächst das Verweigerer-Register, danach die
Angehörigen und informiert die „Agence de
la biomédecine“. Das verfügbare Organ
wird dann einem Zentral-Register gemeldet,
in dem auch die Patienten eingetragen sind.
Vorrangig versorgt werden unter anderem
Kinder sowie Patienten, deren Leben kurz-

fristig gefährdet ist. Über die vom behan-
delnden Arzt beantragte Priorität entschei-
den zwei Kollegen, die in einer anderen Re-
gion als der Antragsteller leben müssen. 
Liegt keine besondere Dringlichkeit vor,
wird das Organ in einer nach bestimmten
Kriterien erstellten Rangfolge potenziellen
Empfängern angeboten. Eine entsprechen-
de Datenbasis existiert für Niere und Leber;
für Herztransplantationen wird sie derzeit

aufgebaut. Bei anderen Or-
ganen oder einer zweiten
verfügbaren Niere erfolgt
die Zuteilung zunächst lo-
kal, dann interregional und
national.
2011 fanden sich in Frank-
reich 1.630 verstorbene
Spender, die mit durch-
schnittlich drei Organen be-
ansprucht wurden. Auch
dank der Einbeziehung älte-
rer Spender und „subopti-
maler“ Organe wächst die

Zahl der Transplantate, schneller aber noch
die Zahl der Wartenden: Anfang 2011 waren
es 9.997; weitere 6.374 trugen sich im Lauf
des Jahres ein. Dem standen 2011 knapp
5.000 Transplantationen gegenüber. Frank-
reich steht so bei der Befriedigung der Nach-
frage im europäischen Vergleich im oberen
Mittelfeld. Johannes Wetzel ❚

Der Autor lebt als freier Journalist in Paris. 

Vorrang für Kinder und akut Gefährdete 
FRANKREICH Im Nachbarland erfolgt die Verteilung von Organspenden in staatlicher Regie 

In internationalen Organspendestatistiken
steht Norwegen weit oben. Von den Men-
schen, die im ersten Halbjahr 2012 in Nor-
wegen einen Hirntod erlitten und als Spen-
der in Frage kamen, wurden fast 90 Prozent
zu Spendern – eine einmalig hohe Ziffer.
Die schlägt sich auch in relativ kurzen War-
tezeiten für Organe nieder. „Niere, circa acht
bis zehn Monate; Leber, drei bis vier Wo-
chen; Herz, drei bis sechs Wochen“, heißt es
in der Transplantationsabteilung des Oslo-
er Rikshospitalets. Zwar sind das nur statis-
tische Werte, und auch im Norden Europas
gibt es manchmal nicht rechtzeitig das rich-
tige Organ. Aber diese Werte sprechen eine
deutliche Sprache: Norwegen ist es gelun-
gen, genügend Spenderorgane zu finden,
um fast allen schwerkranken Patienten, die
ein neues Organ brauchen, schnell genug zu
helfen und so ein neues Leben zu schenken.

Andere Herangehensweise Der Grund
dafür ist simpel: Norwegen hat eine andere
Herangehensweise an das sensible Thema
Organspende und das Transplantationsver-
fahren läuft auch anders ab als etwa in
Deutschland. „Zwei entscheidende Dinge
prägen das norwegische System: Wir verbin-
den Organspende weniger mit dem Tod als
vielmehr mit der Möglichkeit, Leben zu
spenden, und prinzipiell wird angenom-
men, dass mögliche Spender der Entnahme
positiv gegenüber stehen“, sagt Troels Nor-
mann Mathisen, Pressesprecher von „Stif-

telsen Organdonasjon“ (Stiftung Organ-
spende). Er hat vor 14 Jahren selber Herz,
Lunge und Leber erhalten. Anders als in
Deutschland werden die Angehörigen in
dem nordeuropäischen Land nicht gefragt,
ob der oder die Tote Spender werden soll,
sondern ob etwas darauf hindeutet, dass der
Verstorbene gegen eine Spende gewesen wä-
re. Das Gesetz in Norwegen sagt sogar deut-
lich, dass die Frage an die Angehörigen mit
der Absicht gerichtet werden soll, einen po-
sitiven Bescheid zu bekommen. Als in
Deutschland publik wurde, dass manche

Ärzte dort ähnlich vorgingen, führte das zu
Beschwerden. Denn in Deutschland sollen
die fragenden Ärzte neutral bleiben. 

Ausweis als App Norwegens hohe Spen-
derquote liegt nicht alleine an der Art der
Fragestellung, sondern auch daran, dass an-
dere Öffentlichkeitsarbeit betrieben wird.
Es gibt einen Spenderausweis als App fürs
Mobiletelefon. Wer sich so für Organspen-
den entscheidet, teilt das per SMS automa-
tisch zwei nahen Bekannten oder Familien-
mitgliedern mit – die dann, so hofft die Stif-
tung Organspende, die gleiche Entschei-
dung treffen und für weitere potenzielle
Spender sorgen. Die norwegische Stiftung
Organspende ist auch auf Facebook sehr ak-
tiv. Sie hat dort mehr als 238.000 Fans – das
ist rein rechnerisch jeder 21.Norweger. Über
die Seite wurden auch Freiwillige gesucht,
die beim Organspendetag Info-Material ver-
teilen. „So haben wir 900 Menschen gefun-
den, die sich engagierten“, erzählt Mathi-
sen. Organspende ist ein Thema, das alle
angeht – was in Deutschland immer wieder
gesagt wird, scheint in Norwegen Realität.
Doch gibt es dort auch Vorurteile: Wieso
sonst weist „Stiftelsen Organdonasjon“ auf
ihrer Internetseite extra darauf hin, dass
auch Homophile Organspender werden
können? Clemens Bomsdorf ❚

Der Autor berichtet als 
freier Journalist aus Skandinavien.

Fragestellung mit klarer Absicht 
NORWEGEN Die hohe Spenderquote in dem Land liegt auch an der regen Öffentlichkeitsarbeit 
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Das Universitätskrankenhaus in Oslo 
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Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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Sieht so die Zukunft aus? Im Londoner Wis-
senschaftsmuseum „lebt“ seit einiger Zeit
der erste bionische Mensch: Rex, heißt das
Modell eines Roboters aus künstlichen Or-
ganen und Körperteilen. In seinen Adern
fließt sogar künstliches Blut aus Nanoparti-
keln. Sie binden Sauerstoff und geben ihn
wieder ab – ganz wie bei einem echten Men-
schen. Seine Gliedmaßen sind Prothesen.
Vor allem Rex’ Niere beweise, wie nah die
Forschung an der Erschaffung künstlicher
Nieren sei, jubeln die Wissenschaftler, die
Rex für eine britische Fernsehdokumentati-
on geschaffen haben. 

Quantensprung Die serielle Fertigung
künstlicher Organe würde am Ende einer
jahrzehntelangen Entwicklung stehen.  Be-
reits vor Jahrhunderten wurden in verschie-
denen Kulturkreisen Versuche beschrieben,
Organe und Gliedmaßen zu verpflanzen.
Aufzeichnungen über erste Hauttransplan-
tationen datieren aus dem 19. Jahrhundert.
Doch erst die Entdeckung der Blutgruppen
1901 durch Karl Landsteiner und die Imple-
mentierung moderner Medizintechnik in
den 1950er-Jahren, die eine künstliche Be-

atmung und die externe Herzmassage er-
möglichten, brachten ernstzunehmende
Fortschritte. 
Auch die Entdeckungen zur Gewebekompa-
tibilität und der Eiweißmoleküle, die für
Abstoßungsreaktionen verantwortlich sind,
durch den britischen Zoolo-
gen Peter Medawar brachten
nenneswerte Fortschritte.
Dennoch misslangen die
meisten Eingriffe, bei denen
man versuchte, Körperteile
und Organe eines Men-
schen in einen anderen zu
verpflanzen. 
Erst 1954 gelang es schließ-
lich dem amerikanischen
Chirurgen Joseph E. Murray,
eine Niere zwischen eineii-
gen Zwillingen zu trans-
plantieren: Der Patient Richard Herrick
wurde nach dem Eingriff völlig gesund und
lebte mit der Niere seines Bruders 20 weite-
re Jahre.
Der endgültige Durchbruch erfolgte vier
Jahre später. Damals, 1958, erkannte der Pa-
riser Arzt und spätere Nobelpreisträger Jean

Dausset, dass alle Zellen eines Menschen
die gleichen charakteristischen Oberflä-
chenmerkmale tragen. Damit war klar, dass
das Immunsystem zwischen eigenen und
fremden Zellen unterscheiden kann. Folg-
lich lassen sich  Abstoßungsreaktionen mi-

nimieren, wenn eine größt-
mögliche Übereinstim-
mung zwischen den Gewe-
bemerkmalen möglicher
Spender und Empfänger
herrscht.
Auf diese Erkenntnis folgte
eine rasante Entwicklung:
1959 gelang es Murray, eine
Niere zwischen genetisch
verschiedenen Menschen zu
transplantieren, weil sich
durch Cortisongaben die
Abstoßungsreaktionen un-

terdrücken ließen. 
1962 transplantierte er erstmals die Niere
eines Verstorbenen. Zu diesem Zeitpunkt
standen die ersten immunschwächenden
Medikamente bereit. 1966 und 1967 wur-
den erfolgreich Lebern und Bauchspeichel-
drüsen transplantiert.

Und in Kapstadt schrieb der Chirurg Chris-
tiaan N. Barnard Geschichte, als ihm 1967
in einer fünfstündigen Operation die erste
erfolgreiche Herztransplantation gelang. Al-
lerdings starb sein Patient 18 Tage später an
einer Lungenentzündung. 
1968 und 1969 folgten erfolgreiche Lun-
gen- und Herz-Lungen-Transplantationen,
ab 1983 stand dann ein deutlich wirksame-
res immununterdrückendes Medikament
als zuvor zur Verfügung.
Doch so rasant sich die medizinischen
Möglichkeiten auch entwickelt haben: Nie-
mals reichte die Anzahl der zur Verfügung
stehenden Organe aus, um all jene zu ver-
sorgen, die dringend auf neue Nieren, Le-
bern, Lungen oder Herzen warten. Uner-
müdlich suchen Forscher deshalb nach
Möglichkeiten, künstliche oder tierische
Organe zu verwenden. suk ❚

Der lange Weg zum gespendeten Leben
HISTORIE Erfolgreiche Organtransplantationen sind eine große medizinische Errungenschaft des 20. Jahrhunderts

G
erüchte über Horror-Hos-
tels und verschwundene
Touristen machen gelegent-
lich unter Brasilien-Reisen-
den die Runde. In Internet-
Foren heftig diskutiert wird

der Wahrheitsgehalt von Geschichten über
US-Amerikaner, die an Brasiliens Stränden
geurlaubt haben, aber nie in die Heimat zu-
rückkehrt sein sollen. Organe, so die Fama,
sollen den Touristen bei lebendigem Leib
entnommen worden, die derart Ausgewei-
deten während der Tortur gestorben sein.
Belege für diese Internet-Legenden gibt es
allerdings kaum. Anders als bei den Nach-
richten über die Verurteilung dreier brasilia-
nische Ärzte Ende 2011. Diese haben vor
Gericht gestanden, weil sie Patienten be-
wusst fälschlich für hirntot erklärt hatten,
um deren Organe zu entnehmen und zu
transplantieren. Zwei Zeugen haben ausge-
sagt, sie hätten für die neuen Organe umge-
rechnet je etwa 30.000 Euro gezahlt.
Dass dies kein Einzelfall war, zeigt sich be-
reits in der bloßen Existenz der Organisati-
on „Organ Traffic“. Die nämlich beklagt
Entführungen von Jugendlichen und Kin-
dern, die dem Organhandel zum Opfer ge-
fallen sind. In einigen Fällen sei nur der
Rumpf  von Menschen übrig geblieben, al-
les andere sei verwertet worden.

Menschen verschwinden Aus der
200.000-Einwohner-Gemeinde Luziana im
zentralbrasilianischen Bundestaat Goiás
wurde im Februar vor drei Jahren über die
Entführung von sechs Jugendlichen berich-
tet. „Organ Traffic“ ging deren Verschwin-
den nach und musste dabei feststellen, dass
bereits mindestens 200 Menschen aus der
Region vermisst wurden. Beweise dafür,
dass die Vermissten Organhändlern zum
Opfer gefallen sind, gibt es laut Organisati-
on nicht. Allerdings beklagt sie massiv ein
aus ihrer Sicht mangelndes Engagement der
Behörden.
Die Behörden wiederum unterstellen etwa
den sechs vermissten Jugendlichen, in Dro-
gengeschäfte verwickelt worden zu sein, um
deren Verschwinden zu begründen. Dro-
genhandel und -missbrauch werden in Bra-
silien häufig als Argument für das Ver-
schwinden von Menschen angeführt, wenn
sich keine andere Erklärung finden lässt.
Immer wieder berichten brasilianische Me-
dien von illegalen Geschäften mit mensch-
lichen Organen. Vor einigen Jahren hatten
im Nordosten des Landes bedürftige Men-
schen ihre Nieren für wenig Geld an ein
südafrikanisches Krankenhaus verkauft. Zu-
vor war eine verzweifelte Mutter im Fernse-
hen interviewt worden, die ihr Neugebore-
nes ab- und für den Organhandel freigege-
ben hatte. Geld hatte sie nicht angenom-
men. Die Frau aus ärmlichen Verhältnissen
hatte zu dem Zeitpunkt bereits mehrere
Kinder. Sie wusste offenbar schlichtweg
nicht, wie sie noch ein weiteres hätte ernäh-
ren sollen. 
Nicht nur aus Brasilien werden Fälle von il-
legalem Organhandel und damit verbunde-
nen kriminellen Handlungen publik. Im
Jahre 2004 wurde in Mozambique ein Mas-
sengrab entdeckt. Darin fanden sich Lei-
chen von Kindern, denen Organe entnom-
men worden waren. 
Auch aus Bangladesch werden gelegentlich
derartige Fälle berichtet. Im August 2011 ge-
lang der Polizei ein Schlag gegen das orga-
nisierte Verbrechen: Ein Organhändler-Ring
wurde ausgehoben. Ärzte, Krankenschwes-
tern und Geschäftsleute in der Hauptstadt
Dhaka wurden verdächtigt, an dem Handel
beteiligt zu sein. Die Kunden sollen aus
dem benachbarten Indien sowie aus dem
reichen Stadtstaat Singapur stammen. 
In Pakistan und Nepal bekommen Spender
zwischen 100 und 1.400 Euro für eine Nie-
re. Zumeist benötigen sie das Geld, um
Schulden zu begleichen, die sie bei Groß-
grundbesitzern haben: Das System im länd-
lichen Pakistan ist noch immer feudal; die
Spender sind überwiegend Niedrigstlohnar-
beiter aus der Landbevölkerung. Mit der Or-
ganspende geraten sie oft in eine neue

Schuldenspirale. Denn die Organentnahme
wird zumeist unter zweifelhaften medizini-
schen und hygienischen Bedingungen
durchgeführt. Durch den Eingriff sind die
Spender geschwächt, können weniger arbei-
ten und müssen oft über einen langen Zeit-
raum medizinisch versorgt werden, was
neue, unerwartete Kosten verursacht.

Auch Europa betroffen Nicht nur in
Schwellen- und Entwicklungsländern, son-
dern sogar inmitten der EU gibt es Fälle von

illegalem Organhandel. 2011 wurden in Po-
len 23 Verdächtige angeklagt, weil sie im In-
ternet ihre eigenen Organe angepriesen ha-
ben sollen. Eine Niere soll für 24.000 Euro
angeboten worden sein. 
In der Kosovo-Hauptstadt Priština kam es
vor zwei Jahren unter Beteiligung der EU-
Rechtshilfemission Eulex zu einem Prozess
gegen sieben Männer, die an einer Klinik in
Priština bis 2008 einen schwunghaften Or-
ganhandel betrieben haben sollen. Etwa
15.000 Euro sollen Ärzte und Vermittler ar-

men Osteuropäern und Asiaten für ihre Or-
gane gezahlt haben. Laut Anklage haben sie
diese dann für etwa das Zehnfache weiter
verkauft – unter anderem nach Israel und
Deutschland. Medien berichteten hierzu-
lande im vergangen Jahr über einen deut-
schen Unternehmer, der sich in der Medi-
cus Klinik für 82.000 Euro eine Niere trans-
plantieren ließ. 

Kriegsverbrechen Zuvor sollen im Koso-
vo-Krieg 1999 gefangengenommene Serben

von albanischen UCK-Kämpfern nach Alba-
nien verschleppt, getötet und deren Organe
auf dem Schwarzmarkt verkauft worden
sein. Im September 2012 präsentiert der für
die Verfolgung von Kriegsverbrechen zu-
ständige Belgrader Staatsanwalt Vladimir
Vukcevic einen Kronzeugen, der dies bestä-
tigt. Die EU hatte bereits 2010 Sonderermitt-
ler eingesetzt, um diesen Vorwürfen über il-
legalen Organhandel nachzugehen.
Die Anschuldigungen basieren auf Geheim-
dienstinformationen, die bereits seit 2003

vorliegen. Öffentlich machte sie Carla del
Ponte, Chefanklägerin des Jugoslawien-Tri-
bunals in Den Haag (1999 bis 2007).
Zwar stehen diese und alle übrigen Fälle in-
ternationalen und illegalen Organhandels
in keinerlei Beziehung mit den – vergleich-
bar unaufgeregten – Skandalen um Organ-
transplantationen in Göttingen und Re-
gensburg. Doch werfen sie ihre Schatten
auch auf die Spenderbereitschaft hierzulan-
de, wissen Experten.

Angebot und Nachfrage Der Organhan-
del folgt einem immer gleichem Muster:
Menschen, die Geld haben, brauchen Orga-
ne. Und Menschen, die Geld brauchen, ver-
kaufen Organe. Der Markt ist also da. Dass
Menschen nicht bloß ihren Körper, sondern
sogar komplette Teile ihres Körpers verkau-
fen, ist eine neue Dimension, die die Ver-
zweiflung der Ärmsten der Armen weltweit
zeigt. Noch schlimmer aber sind die Fälle,
in denen Menschen ihrer Niere wegen ge-
kidnappt, gefoltert und getötet werden. Das
sind zumeist Menschen, die nicht vermisst
werden, wie arme Jugendliche aus den
Slums Lateinamerikas. Oder beispielsweise
Flüchtlinge auf dem Sinai. 
Vor rund zwei Jahren war es der US-ameri-
kanische TV-Sender CNN Ägypten, der zu-
erst über kriminellen Organhandel in der
Sinai-Wüste berichtete. Flüchtlingen aus
dem Sudan, Äthiopien oder Eritrea sollen
bei lebendigem Leibe Organe entnommen
worden sein. Die meisten Opfer überlebten
die brutalen Eingriffe nicht. Fotos im Inter-
net dokumentieren die grauenhaften „Ope-
rationen“, nach denen die Opfer verstüm-
melt zurückgelassen werden.
Das Thema hat auch den Deutschen Bun-
destag erreicht. Die Fraktion Die Linke hat
im Herbst vergangenen Jahres eine Kleine
Anfrage (17/11134) an die Bundesregierung
gestellt, um sich nach dem Erkenntnisstand
der Bundesregierung über den Menschen-
und Organhandel auf der Sinai-Halbinsel
zu erkundigen. Die Regierung antwortete
ihr (17/11409), dass sie das Thema bereits
kurz nach Auftreten erster Gerüchte 2011 bei
der ägyptischen Seite „anhängig gemacht“
und die ägyptischen Behörden zu einer ak-
tiven Bekämpfung des Menschen- und Or-
ganhandels auf dem Sinai aufgefordert hat.
Die Weltgesundheitsorganisation (WHO)
sieht in Ägypten eine regionale Drehschei-
be des Organhandels; die Menschenrechts-
organisation Amnesty International spricht
von einer „Tragödie quer durch zahlreiche
Staaten“. 
Im Vorfeld des Staatsbesuches von Ägyptens
Präsident Mohammed Mursi in Berlin zu
Monatsbeginn forderten der Verein „Pro
Asyl“ sowie die Grünen-Politiker Tom Koe-
nigs und Volker Beck Mursi auf, gegen den
Menschen- und Organhandel vorzugehen.
Viel mehr ist meistens nicht möglich. Men-
schenrechtsorganisationen verurteilen den
internationalen Organhandel und seine
Hintermänner zwar immer wieder auf das
Schärfste. Doch Details – vor allem aus Kri-
sengebieten und unwegsamen, abgeschie-
denen Regionen – sind selten und Zahlen
so schwer zu beschaffen wie zu überprüfen.
Von den etwa 50.000 bis 60.000 afrikani-
schen Flüchtlingen etwa, die angeblich seit
2007 im Sinai illegal über die Grenze nach
Israel geflüchtet sein sollen, sind nach
Schätzungen der Organisation „Ärzte für
Menschenrechte“ (PHR) 5000 bis 7000 in
beduinischen Folterkammern gelandet. 
Einige Beduinenstämme sehen in den
Flüchtlingen finanzielles Potenzial: Sie neh-
men die Fremden im Umfeld der Flücht-
lingslager gefangen. Dann nehmen sie tele-
fonisch Kontakt zu deren Angehörigen in
der Heimat, beispielsweise im Sudan auf,
um Lösegeld zu erpressen. Zahlen diese
nicht, verkaufen die Kidnapper die Organe
ihrer Opfer, um so an Geld zu kommen.
Eine ganz neue Dimension des Organge-
schäfts wurde schließlich im April 2012 aus
China bekannt: Dort verkaufte ein 17-jähri-
ger Schüler eine seiner Nieren, um sich von
dem Erlös ein iPhone und ein iPad leisten
zu können.                   Verena Renneberg ❚

Eine Niere schon 
für hundert Euro
ORGANHANDEL In armen Ländern bieten Menschen Körperteile gegen Geld an

Im ländlichen Pakistan verkaufen Menschen wie diese Männer ihre Nieren, um Schulden zu bezahlen. Durch die notwendige Nachsorge entstehen ihnen jedoch neue Ausgaben.
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Gesellschaft – Gewalt – Vertrauen
Jan Philipp Reemtsma zum 60. Geburtstag

»Jan Philipp Reemtsma, ein intellektueller

wie bürgerlicher Glücksfall für diese Gegen-

wart … . Insistent wie kaum ein anderer

deutscher Intellektueller der Nachkriegszeit

ist er der Frage nach den Gründen dafür und

den Folgen davon nachgegangen, dass auch

der zivilisierte Mensch dem zivilisierten

Menschen ein Wolf ist.«

Jürgen Kaube, Frankfurter Allgemeine Zeitung
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Derzeit wird viel über die Transplantation
von soliden Organen, dass heißt Leber, Nie-
re, Herz und Lunge, geschrieben und disku-
tiert, weniger wegen der medizinischen Er-
folge, sondern wegen der skandalösen Ma-
chenschaften an einigen Transplantations-
zentren. Dabei wird häufig übersehen, dass
die vor etwa 50 Jahren erstmals durchge-
führte Knochenmarktransplantation bis
heute weltweit bei mehr als einer Million
Patienten therapeutisch eingesetzt worden
ist und dabei unzähligen Patienten mit Leu-
kämien, Lymphknotenkrebs, Knochen-
markversagen und angeborenen Störungen
der Blutbildung und des Immunsystems das
Leben gerettet hat. Sie wird damit wesent-
lich häufiger als die Organtransplantation
durchgeführt, wohl auch, weil die Knochen-
mark- und Blutstammzellen nicht von Ver-
storbenen, sondern von Gesunden gespen-
det werden. 
In den letzten Jahrzehnten hat es wichtige
Entwicklungen gegeben. So werden die
Stammzellen heutzutage in den meisten

Fällen aus dem Blut gewonnen, für den
Spender erübrigt sich somit die Vollnarko-
se. Dementsprechend reden wir heute von
der Blutstammzelltransplantation und mei-
nen damit die Transfusion von Stammzel-
len des Blutes und des Immunsystems in
den Patienten als Empfänger. 
Der Erfolg der Stammzelltransplantation ist
ermöglicht worden durch die Entzifferung
des sogenannten HLA-Systems, das über die
Akzeptanz beziehungsweise Abstoßung von

fremdem Gewebe entscheidet. Für eine er-
folgreiche Stammzelltransplantation ist
nicht die Übereinstimmung des Ge-
schlechts oder der Blutgruppe wichtig. Falls
Spender und Empfänger eine andere Blut-
gruppe aufweisen, erhält der Empfänger die
Blutgruppe vom Spender. Entscheidend ist,
dass der Spender über die gleiche oder eine
ähnliche Gewebekompatibilität verfügt wie
der Empfänger. Durch eine unglaubliche
Solidaritätsbewegung wurde der Aufbau

von Fremdspenderdateien ermöglicht, in
denen in Deutschland nahezu drei Millio-
nen Freiwillige mit ihrem Gewebetyp erfasst
sind. Damit ist es heute möglich, in der
Kombination von Familien- und Fremd-
spendersuche für 80 Prozent der Patienten
einen geeigneten Spender zu finden.

Risikoreiche Therapie Während zu Beginn
die Stammzelltransplantation nur bei Pa-
tienten bis zum 40. Lebensjahr durchge-
führt wurde, liegt derzeit die obere Alters-
grenze bei etwa 70 Jahren. Dies ist ermög-
licht worden durch Modifikationen im
Transplantationsablauf, die genaue Defini-
tion von Risikofaktoren und Verbesserun-
gen der Begleittherapie. Trotzdem ist die
Stammzelltransplantation immer noch ein
risikoreiches Therapieverfahren, bei dem et-
wa 15 bis 20 Prozent der Patienten an un-
mittelbaren Folgen der Transplantation ver-
sterben. Hinzu kommen die trotz allem
möglichen Rückfälle der Leukämie und die
Transplantat-gegen-Wirt-Reaktion, bei der
in bis zu 50 Prozent der Fälle durch kleine
Differenzen in Gewebemerkmalen akute
und chronische Folgeerkrankungen an
Haut, Leber, Darm und Lunge auftreten. 
Die Erfolgsraten der Stammzelltransplanta-
tion haben sich in den vergangenen Jahr-
zehnten stetig verbessert. Sie liegen heutzu-

tage bei circa 80 Prozent für Patienten mit
gutartigem Knochenmarkversagen oder an-
geborenen Störungen der Blutbildung und
im Durchschnitt bei 45 bis 50 Prozent für
Patienten mit Leukämien. Dies erscheint
nicht sehr hoch, aber hierbei ist zu berück-
sichtigen, dass durch die Transplantation
die Heilungschancen durchschnittlich um
30 bis 40 Prozentpunkte verbessert werden.
Trotzdem besteht großer Forschungsbedarf
zur Verbesserung der Ergebnisse. Diese kon-
zentrieren sich zum einen auf eine verbesser-
te Auswahl der Spender, eine noch stärker in-
dividualisierte Vorbehandlung der Patienten
kurz vor der Transplantation und Maßnah-
men, die Transplantat-gegen-Wirt-Reaktion
zu vermeiden. Gerade das letztere Problem
hat zu neuen Ansätzen geführt. Diese bein-
halten eine Aufarbeitung des Transplantats,
bei der nicht gewünschte Zellen entfernt
oder gentherapeutisch verändert werden, so-
wie die frühzeitige Erkennung der Unverträg-
lichkeitsreaktion mit neuen Verfahren. 
Die Erfolge der Knochenmark- und Blut-
stammzelltransplantation sowie die Fort-
schritte der zellbiologischen Stammzellfor-
schung haben dazu geführt, Zelltherapien
auch in anderen Gebieten der Medizin zu
entwickeln. Am weitesten entwickelt und
derzeit am spektakulärsten ist der Einsatz
von patienteneigenen Knochenmarkzellen

in der Behandlung des Herzinfarkts oder der
chronischen Herzinsuffizienz. Die soge-
nannten mesenchymalen Stammzellen, Vor-
läuferzellen des Bindegewebes, stehen dabei
im Fokus des Interesses, da sie zu Knochen-
zellen, Knorpelzellen, Muskelzellen und
Fettzellen ausreifen können und sogar eine
Umwandlung in Nervenzellen möglich ist.
So suchen Orthopäden und Neurologen
nach Wegen, diese Zellen bei Knochendefek-
ten erfolgreich zu verwenden.

Ausgangspunkt Die Stammzelltransplan-
tation ist somit der Ausgangspunkt der re-
generativen Medizin geworden. Bei diesen
Entwicklungen neuer Zelltherapieverfahren
können sicherlich die Stammzelltransplan-
teure von den Organtransplanteuren – wie
auch umgekehrt – und von diesen wieder
die anderen medizinischen Disziplinen ler-
nen.
Idealerweise geschieht dies in einem inte-
grierten Forschungs- und Behandlungszen-
trum für Transplantationen, von denen das
erste in Deutschland an der Medizinischen
Hochschule Hannover mit Unterstützung
des Bundesministeriums für Bildung und
Forschung etabliert wurde.  Arnold Ganser ❚

Der Autor lehrt als Professor an der
Medizinischen Hochschule Hannover.  

Drei Millionen potenzielle Spender
FORSCHUNG Die Transplantation von Knochenmark und Stammzellen des Blutes ist eine Erfolgsgeschichte – und Ausgangspunkt für neue Therapien 

G
öttingen, Regensburg,
München, Leipzig. Es sind
Namen renommierter
Universitätsstädte, die
jetzt für einen der größten
Medizinskandale stehen.

Im Sommer 2012 war öffentlich geworden,
dass ein Transplantationschirurg aus Göt-
tingen über Jahre Laborwerte seiner leber-
kranken Patienten offenbar gezielt ge-
fälscht, Urin in Blutröhrchen gemischt so-
wie Dialysen vorgetäuscht hatte, die in
Wirklichkeit gar nicht stattfanden.
Der Aufschrei war groß: Ein krimineller Ein-
zeltäter sei dies, unwürdig seines ansonsten
ehrbaren Berufsstandes. Dieses Märchen
wurde über Monate erzählt. Von Klinikdi-
rektoren und Ärztefunktionären, die um ih-
re Zentren und ihr Prestige bangten. Von
Aufsichtsbehörden, die nicht zugeben
mochten, vor den Machenschaften der Göt-
ter in Weiß weggesehen zu haben. Und von
Politikern, die einen weiteren Rückgang der
Organspenden fürchteten. 
Inzwischen ist die  Theorie vom Einzeltäter
widerlegt. Mehr als 100 Fälle höchstwahr-
scheinlich absichtlicher Datenfälschungen
sind aktenkundig. Und dabei haben die
Kontrolltrupps der Bundesärztekammer, die
seit dem Frühherbst 2012 unangemeldet
durch die Republik touren, erst ein Viertel
aller 47 Transplantationszentren auf Betrü-
gereien untersucht, und dies auch nur bei
der Vergabe von Lebern. 
Es darf befürchtet werden, dass nahezu
überall getrickst wurde – fraglich ist bloß, in
welchem Ausmaß und aus welchem Motiv:
Aus Verzweiflung, die eigenen Patienten
sterben zu sehen? Aus persönlichem Ehr-
geiz? Ärztlicher Hybris? Geschuldet dem
ökonomischen Druck, der auf den Kliniken
lastet? Manches davon erklärt, nichts recht-
fertigt die Manipulationen. 

Und jetzt? Das Transplantationswesen
muss, will es Vertrauen zurückgewinnen,
neu organisiert werden. Aber wollen Politi-
ker und Standesvertreter einen Neuanfang?
Die Krise ist ja keine akute. Wider anders
lautende Beschwörungen hat sie sich über
Jahre, einer chronischen Erkrankung gleich,
entwickeln können: Verstöße gegen die
Richtlinien waren der Bundesärztekammer
seit einem Jahrzehnt bekannt – und wurden
meist unsanktioniert zu den Akten gelegt.
Erst 2012, geschuldet dem öffentlichen
Druck, entschied die Kammer, die Fälle ano-
nymisiert zu veröffentlichen, auch jene we-
nigen, in denen sie zuvor tatsächlich die
Staatsanwaltschaft eingeschaltet hatte –
ebenfalls ohne Konsequenzen. Die Krise hat
Mitwisser, Profiteure, Ursachen. Sie ist
strukturell. 
Das deutsche Gesundheitssystem, und das
gilt auch für die Transplantationsmedizin,
belohnt nicht den klugen Einsatz von Res-
sourcen. Es belohnt Menge und Masse. Die
Wertschätzung eines Chirurgen etwa be-
misst sich nicht daran, ob seine Patienten
nach zehn Jahren noch leben oder wie vie-
len von ihnen er eine Transplantation er-
spart hat, die das Überleben ohnehin nur
um wenige Tage verlängern konnte. Denn
dies will man in Deutschland lieber gar
nicht wissen: Ein wissenschaftliches Trans-
plantationsregister ist erst jetzt, 16 Jahre
nach Einführung des Transplantationsgeset-
zes, in Planung. Die Wertschätzung des Arz-
tes bemisst sich am ökonomischen Benefit
und am Prestige, das er seiner Klinik bringt.

Königsdisziplin Wenn sich dann auch noch
bald jedes Universitätsklinikum schmücken
will mit der „Königsdisziplin“ Transplanta-
tionschirurgie, muss dies zwangsläufig dazu
führen: zu einer schädlichen Konkurrenz
viel zu vieler Zentren um viel zu wenige Or-
gane. Das Argument der vermeintlich not-
wendigen wohnortnahen Versorgung wirkt
dabei vorgeschoben. Nicht die Organver-
pflanzung muss wohnortnah erfolgen, son-

dern die Nachsorge. Seit Jahren wissen Ex-
perten: Die Hälfte der Transplantationszen-
tren würde es auch tun, medizinisch wie
ökonomisch wäre dies sinnvoll. Doch die
Länder, zuständig für die Krankenhauspla-
nung, sperren sich dagegen, Chefärzte so-
wieso.
Und so werden weiterhin einige Akteure –
um zu überleben – Schlupflöcher im Sys-
tem suchen und nutzen. Man muss dazu
gar nicht unbedingt kriminell Labordaten
manipulieren. Entsprechend begründet, ist
es ganz legal, auch qualitativ minderwerti-
ge Organe zu verpflanzen. Oder Patienten
zu akzeptieren, die für eine Transplantati-
on eigentlich viel zu schwach sind. Entspre-
chend schlechter schneiden deutsche
Transplantationsergebnisse in Sachen Qua-
lität im internationalen Vergleich ab. Mög-

lich ist das alles, weil es, rechtsstaatlich be-
trachtet, im Transplantationssystem bisher
kaum Kontrollen und noch weniger Rechts-
schutz gibt. Sieben Institutionen, einige
von ihnen privatrechtlich und damit bar je-
der strengen staatlichen Aufsicht, sowie ei-
ne Handvoll verschiedener Rechtsquellen
regeln die Organspende hierzulande. Sank-
tionen fallen bislang eher milde aus: Wäh-
rend etwa in den USA Transplantationszen-
tren bis zur Widerlegung der Vorwürfe ge-
schlossen würden, begnügt man sich in
Deutschland damit, aktuell beispielsweise
in München, die Neuaufnahme von Leber-
patienten zu stoppen. Alles andere läuft
weiter wie bisher: In München wurden die
verantwortlichen Chefärzte zwar offiziell
von der Leitung des Transplantationszen-
trums entbunden. Doch abgesehen von

diesem Titelverlust machen sie faktisch ih-
re Arbeit weiter. In Regensburg war dem Or-
dinarius, der einen der mutmaßlichen Ma-
nipulateure über Jahre vermutlich ge-
schützt hat, arbeitsrechtlich nichts vorzu-
werfen. Die meisten Verstöße gegen das
Transplantationsgesetz sind ohnehin straf-
rechtlich gar nicht zu ahnden, weil nur der
Organhandel unter Strafe steht. 
Die wenigen, die Kritik wagen, werden als
Nestbeschmutzer beschimpft oder haben
glänzende Aussichten auf eine Karriere in
der Sackgasse – die Szene der Transplantati-
onsmediziner ist überschaubar, gegenseitige
Abhängigkeit immens. Zur Bekämpfung der
Misere schlägt der Präsident der Bundesärz-
tekammer, Frank Ulrich Montgomery, vor:
Vermehrte unangemeldete Kontrollen, die
Androhung standesrechtlicher Sanktionen,

wie (Teil-)-Entzug der ärztlichen Berufser-
laubnis für notorische Betrüger. Sowie geän-
derte Richtlinien: Künftig muss über die
Aufnahme von Patienten auf die Warteliste,
über die Weitergabe ihrer Daten sowie über
die Akzeptanz von Spenderorganen im ärzt-
lichen Team nach dem Mehr-Augen-Prinzip
entschieden werden. Die schwarz-gelbe Ko-
alition will Bonusverträge für Chefärzte
künftig verbieten, und Bundesgesundminis-
ter Daniel Bahr (FDP) lässt prüfen, ob und
wo möglicherweise die Schließung von
Rechtslücken nötig ist. All das sind kleinere
Schritte, geeignet, die Symptome eines kran-
ken Systems zu lindern. Der langfristigen
Behandlung der Ursachen dienen sie kaum.
Eine grundlegende Reform darf nicht länger
die beiden Schlüsselfragen der Krise aus-
blenden: den Organmangel sowie die Or-
gan-Vergabepraxis.

Nicht schicksalhaft Länder vergleichbaren
medizinischen Niveaus wie Spanien zeigen:
Der Organmangel ist nicht schicksalhaft, es
gibt Mittel und Wege, um ihm zu begegnen.
Eine straffe, staatlich kontrollierte Durch-
führung der Organspende in wenigen hoch
spezialisierten Kliniken. Hauptamtliche
Transplantationsbeauftragte, bevollmäch-
tigt, bereits in der Notaufnahme nach Pa-
tienten mit Hirnschädigungen – potenziel-
len Spendern also – Ausschau zu halten,
und später auf den Intensivstationen vor ei-
nem etwaigen Abschalten der Maschinen
zwingend eine Hirntoddiagnostik durch-
führen zu lassen. Die wiederum dem Kran-
kenhaus, wie auch die Organentnahme, fi-
nanziell angemessen vergütet wird.
Zudem ist Organspende in Spanien nicht
nur nach dem Hirntod, sondern auch nach
dem Herz-Kreislauf-Stillstand erlaubt. Wo
bei uns oft noch reanimiert wird, wird auf
der Iberischen Halbinsel bereits entnom-
men. Ohnehin ist dort aufgrund der gelten-
den Widerspruchslösung jeder, der zu Leb-
zeiten nicht aktiv widersprochen hat und
dessen Angehörige einwilligen, Organ-
spender (siehe Seite 6). 
Viele deutsche Politiker scheuen solche Po-
sitionen aus Angst vor den Wählern. Doch
anstatt die Debatte zu wagen und mögli-
cherweise zu dem Schluss zu kommen, dass
aus verschiedenen Gründen eine Steigerung
der Organspende bei uns womöglich gar
nicht gewünscht ist, wird mit Aufklärungs-
kampagnen suggeriert, allein durch mehr
Spendebereitschaft ließen sich die Zahlen
steigern. Die Notwendigkeit einer offenen
Debatte zeigt sich erst recht beim Thema Or-
ganvergabe. Angesichts der Ressourcen-
knappheit ist diese nichts anderes als die
brutale Entscheidung darüber: Wer soll le-
ben, wer sterben? 

Lebenschancen Das Parlament hat sich in
seiner Mehrheit für den Weg entschieden,
die Verteilung von Lebenschancen – eine
hoheitliche Aufgabe – zu einer medizini-
schen Frage umzuetikettieren und der Bun-
desärztekammer zu überantworten. Einer
Organisation, die nicht einmal Vereinssta-
tus besitzt, und deren hinter verschlossenen
Türen ausgehandelte Vergabepraxis, exeku-
tiert von „Eurotransplant“, einer privat-
rechtlichen Stiftung mit Sitz in den Nieder-
landen, vor Gericht kaum anfechtbar ist:
Zwischen den Vergabekriterien Dringlich-
keit und Erfolgsaussicht etwa besteht ein
unlösbarer Zielkonflikt. Doch nicht nur
deswegen ist die Bundesärztekammer über-
fordert: Die Mitglieder ihrer Ständigen
Kommission Organtransplantation sind
häufig in Personalunion Entwickler, Umset-
zer und Kontrolleure der Richtlinien.
Wer hieran etwas ändern will, der muss ei-
ne gesellschaftliche Debatte anschieben zu
der Frage, wie viel uns die Solidarität mit
Kranken wert ist.   Heike Haarhoff ❚

Die Autorin ist Redakteurin 
der Tageszeitung „taz“.

Krankes System
PLÄDOYER Das Transplantationswesen muss verbessert werden.
Dafür braucht es mehr staatliche Kontrolle

Untersuchung einer an Leukämie erkrankten Patientin im Uni-Klinikum Leipzig

Skandale an verschiedenen Universitätskliniken sorgen für Verunsicherung. Nun ist der Ärztetag gefordert.
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Niere, Leber und Herz werden
am häufigsten eingesetzt
Seit der ersten Nierenübertragung vor 50
Jahren im damaligen Berliner Klinikum
Charlottenburg sind in Deutschland mehr
als 100.000 Organe transplantiert worden.
Den Hauptanteil macht dabei die Übertra-
gung von Nieren aus: 2011 wurden nach
Angaben der Deutschen Stiftung Organ-
transplantation (DSO) 2.055 Nieren nach
postmortaler Organspende und 795 nach
einer Lebendspende transplantiert. Dem-
gegenüber standen im gleichen Zeitraum
jedoch knapp 8.000 Nieren-Patienten auf
der aktiven Warteliste.
Den zweitgrößten Anteil macht die Trans-
plantation der Leber aus: mehr als Tausend
Patienten erhalten dadurch pro Jahr die
Chance auf ein längeres Leben. Rund 1.800
Patienten wurden für eine Lebertransplan-
tation neuangemeldet. Und auch bei der
Transplantation des menschlichen Herzens
liegt das Verhältnis zwischen Neuanmel-
dungen und Operierten etwa bei 2:1. So
wurden laut DSO im Jahr 2011 in Deutsch-
land 366 Herztransplantationen in 22 Kli-
niken durchgeführt, 695 Patienten wurden
im gleichen Zeitraum zur Transplantation
angemeldet.

Versorgung in 
47 Transplantationszentren
Einige der 47 von der Deutschen Stiftung
Organspende gelisteten Transplantations-
zentren in Deutschland bieten das ganze
Spektrum: So werden zum Beispiel in den
Universitätskliniken in Kiel, Münster, Köln,
Jena und Frankfurt am Main Transplanta-
tionen von Niere, Leber, Herz aber auch von
Lunge, Pankreas und Dünndarm vorgenom-
men. Andere Einrichtungen konzentrieren
sich auf die Übertragung von Herz und Lun-
ge – wie zum Beispiel das Deutsche Herz-
zentrum Berlin, die Herzzentren in Dresden
und Leipzig und die Kerkhoff Klinik in Bad
Nauheim. Zu den größten Zentren gehören
die Berliner Charité und Medizinische
Hochschule Hannover.

Sinkende Spendebereitschaft
nach Skandalen
Die Zahl der Spender lag laut DSO im Jah-
re 2011 bei 14,7 pro eine Million Einwoh-
ner, wobei die Zahlen zwischen den Bun-
desländern teils erheblich auseinanderge-
hen: Am höchsten fiel die Zahl im Stadt-
staat Bremen mit 32 Spendern pro eine
Million Einwohner aus, gefolgt von Thürin-
gen (24), Mecklenburg-Vorpommern (21).
Die wenigsten gab es in Baden-Württem-
berg mit elf Organspendern pro eine Milli-
on Einwohner. Nach Bekanntwerden der
Manipulationen an einigen Transplantati-
onszentren im Jahre 2012 ging die Zahl der
Organspenden  auf 12,8 Spender zurück.
Die Zahl der Organspenden ist damit laut
DSO auf den niedrigsten Stand seit 2002
gesunken.

Spanien und Kroatien 
liegen vorn
Deutschland liegt im Rahmen von „Euro-
transplant“ eher hinten: In Kroatien gab es
2011 rund 34 Organspender pro eine Milli-
on Einwohner, gefolgt von Belgien mit 29
und Österreich mit 23. Noch größer wird die
Schere mit einem Blick auf die Länder der
gesamten EU: Hier führte laut EU-Kommis-
sion 2011 Spanien mit 35 Organspendern
pro eine Million Einwohner. Das Schlusslicht
bildet Bulgarien mit statistisch gesehen we-
niger als einem Spender. ahe ❚

ZAHLEN UND FAKTEN

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sei in unserem E-Paper
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Mit einem Kunstherzsystem überbrückt Thomas Scholz die Zeit bis zur Organtransplantation. Seine Bewegungsfreiheit ist dadurch stark eingeschränkt, er kann kaum das Zimmer verlassen.

D
ie Welt ist klein gewor-
den für Thomas Scholz.
Wenn er einen guten Tag
hat, kann der 45-Jährige
sein Zimmer verlassen
und ein bisschen auf

dem Gang herum gehen. Dort lässt es sich
mit ein bisschen Phantasie wenigstens eini-
ge Minuten lang vergessen, wo Scholz ei-
gentlich ist: Über einer Lobby mit dschun-
gelartiger Bepflanzung erhebt sich ein vier-
stöckiges Atrium, das auf den ersten Blick
auch als Hotel durchgehen könnte.
Doch nach drei Monaten hier kann Thomas
Scholz sich selbst nicht mehr täuschen: „Ich
bin hier in einem Krankenhaus und werde
das vermutlich noch ziemlich lange sein“,
sagt er mit ruhiger Stimme, „das ist einfach
nicht zu ändern.“ Er muss damit leben, dass
er an schlechten Tagen das
Bett in seinem Zwei-Mann-
Zimmer nicht verlassen
kann – daran kann auch die
schönste Atmosphäre nichts
ändern.

Kunstherz Im November
vergangenen Jahres checkte
Thomas Scholz ins Herzzen-
trum der Universitätsklinik
Leipzig ein. Hier wurde ihm
ein Kunstherzsystem einge-
setzt. Seither übernimmt ei-
ne kleine Pumpe, die im Röntgenbild aus-
sieht wie ein kleines gebogenes Rohr, die
Aufgaben, die Scholz' eigenes Herz nicht
mehr schafft: Sie empfängt das sauerstoff-
reiche Blut aus der Lunge und verteilt es im
gesamten Körper. Von außen zu sehen ist
dabei nur ein Kabel, das auf Scholz' rechter
Körperseite, etwas unterhalb des Bauchna-
bels aus dem Körper tritt und mit einer
Steuerungseinheit in einer kleinen schwar-
zen Tasche verbunden ist. Zusätzlich sorgt
ein Defibrillator in seiner Brust dafür, dass
mögliche Herzrhythmusstörungen sofort
beendet werden.
Eigentlich können Patienten wie Thomas
Scholz mit einem Kunstherzsystem ein fast
normales Leben führen. Wie mit einer Fo-
totasche können sie mit der Hülle für die
Steuerungseinheit ihres Kunstherzes he-
rumlaufen, versorgt wird die dann über Ak-
kus. Nachts wird sie an die Steckdose ange-
schlossen. Zu spüren ist das Hightech-Gerät
in ihrer Brust kaum. Nur nachts, wenn man
ungünstig liege, sei ein Druck zu spüren, er-
zählen Patienten.
Doch Scholz hatte Pech: Weil auch seine
rechte Herzhälfte nicht so arbeitet, wie sie
eigentlich soll und damit nicht genug Blut
in die Lunge gepumpt wird, kommt er nicht
recht auf die Beine. Er fühlt sich schlapp, hat
Wasser in den Beinen, seine Leber arbeitet
nicht gut. „Ich kann schonmal ein, zwei

Stunden ohne Sauerstoff sein“, sagt er, „aber
mehr als ein paar Schritte zu laufen, ist ein-
fach nicht drin.“ Der Ingenieur weiß, dass
er nicht zu denen gehören wird, die mit
Kunstherz nach Hause entlassen werden.
„Im Grunde dauert es jetzt schon zu lange,
als dass ich noch damit rechnen kann, dass
das rechte Herz wieder so wird, wie es sein
soll. Ich bleibe höchstwahrscheinlich hier,
bis es ein neues Organ für mich gibt.“ Wann
das sein wird? Niemand weiß es. Thomas
Scholz gehört zu den Patienten auf der Sta-
tion, die auf der Hochdringlichkeitsliste für
eine Herztransplantation stehen. Er macht
sich keine Illusionen darüber, dass es ihm
schnell wieder gut gehen könnte. „Die War-
tezeit liegt bei sechs bis zwölf Monaten, ich
habe mich vorsichtshalber auf ein ganzes
Jahr eingestellt.“ Sein Zimmernachbar war-

tet inzwischen schon ein
Jahr und drei Monate – das
macht es schwer, auf Wun-
der zu hoffen.
Wenn es dann doch gute
Nachrichten auf der Station
gibt, so wie vor zwei Tagen,
als ein junger Mann endlich
ein Spenderherz bekam, ist
das ein Hoffnungsschim-
mer. Hadern will Scholz
nicht: „Ich weiß, dass ich
einfach noch nicht an der
Reihe bin. Es hat keinen

Sinn, da Frust zu haben.“

Brennen in der Brust Überhaupt bemüht
der schlanke, dunkelhaarige Mann sich da-
rum, die Dinge so zu nehmen, wie sie sind.
Vieles habe sich in seinem Leben geändert,
erzählt er. „Das erste Mal habe ich Proble-
me mit dem Herzen gehabt, als ich 1997 ei-

ne Grippe verschleppt habe. Sechs Wochen
lang habe ich damals Medikamente gegen
das Fieber genommen und bin immer wei-
ter arbeiten gegangen, weil ich dachte, es
geht nicht ohne mich.“ Um ein wichtiges,
millionenschweres Projekt sei es damals in
seiner Firma gegangen. „Das war meins, da
konnte ich doch nicht weg. Dachte ich.“ Im
Frühjahr 1998 fand Scholz sich dann bei
seiner Ärztin wieder, weil das Brennen in
der Brust einfach nicht weggehen wollte. Di-
agnose Herzmuskelentzündung. 13 Wo-
chen lang war Scholz damals krank. „Ich
war gerade 30, hatte zwei Kinder, Schulden
für ein Haus, meine Frau war arbeitslos. Da-
mals habe ich immer gesagt: Bitte, lass mich
wenigstens 40 werden.“ 
Mit der Genesung kam die Normalität wie-
der. „Erst habe ich keinen Alkohol mehr ge-
trunken, dann irgendwann wieder ein Bier-
chen, später auch zwei. Ich war ja vollkom-
men wiederhergestellt, konnte sogar
10.000-Meter-Läufe machen.“ Erst Ende
2010 fühlte Scholz sich zunehmend
schlechter. Im November dann wurde eine
schwere Herzinsuffizienz festgestellt und
man teilte ihm mit, dass nur noch eine
Transplantation sein Leben retten könne.
„Da war ich 43. Und habe mir nur ge-
wünscht, dass ich wenigstens 45 werde, da-
mit meine Frau ihre volle Witwenrente be-
kommen würde.“
Finanziell sei seine Familie jetzt abgesi-
chert, erzählt der Merseburger, das beruhi-
ge ungemein. Wirklich schlimm findet er
nur, dass er so viel vom Leben seines einjäh-
rigen Enkels verpasst. „Reisen oder Unter-
nehmungen mit meiner Frau kann ich auch
nächstes Jahr noch machen. Aber das, was
der Kleine jetzt lernt und erlebt, das kommt
nie wieder. Diese Zeit ist für mich einfach
verloren.“
Seine Tage im Krankenhaus füllt er mit Bü-
chern und Fernsehen, spielt ein bisschen
auf seinem Tablet-Computer. „Mehr ist es
nicht.“ Dreimal pro Woche kommt seine
Frau zu Besuch, auch seine Söhne kommen
häufig vorbei. Darüber nachdenken, dass er
im Grunde auf den Tod eines anderen Men-
schen wartet, will Scholz nicht. „Dieser
Mensch würde auch ohne mich sterben.
Das ist für mich kein Thema.“ 
Auch wenn inzwischen alles für den Fall ge-
regelt sei, dass es nicht rechtzeitig ein neu-
es Herz für ihn geben könnte oder bei der
Operation etwas schief gehe: Nachdenken
über den Tod will Scholz nicht. Auch vor
seinem ersten schweren Eingriff, als ihm das
Kunstherz eingesetzt wurde, habe er sich
nicht von seiner Familie verabschiedet. „Sie
können auch bei einer Gallen-OP Kompli-
kationen bekommen. Die OP können Sie
aber ablehnen – das ging bei mir nicht. Dass
der Eingriff alternativlos war, hat es letztlich
viel einfacher gemacht.“

Ob er sich verändert hat in den letzten Jah-
ren? „Eigentlich nicht. Aber heute sind mir
andere Dinge wichtig als früher. Damals
hatte ich einen Dienstwagen und gehörte
immer zu denen, die auf der Autobahn aus-
schließlich die linke Spur benutzten. Heute
bin ich mit 70 Stundenkilometern auf der
Bundesstraße unterwegs und rege mich ein-
fach nicht mehr auf.“ Auch die Arbeit sei
ihm nicht mehr wichtig. „Meine EU-Rente
ist durch, ich muss mir ums Geld keine Ge-
danken machen. Wenn ich jemals wieder
arbeiten sollte, will ich nur irgendwas ma-
chen ohne Stress – und diese Stellen sind
selten. Aber das hebt mich alles nicht mehr
an. Ich will einfach nur Zeit mit meiner Fa-
milie verbringen.“

Darauf, dass ihm das beschieden sein wird,
hofft auch Friedrich-Wilhelm Mohr. 
Der Ärztliche Leiter des Leipziger Herzzen-
trums und Chef der Klinik für Herzchirur-
gie sieht mit großer Sorge, dass immer
mehr Menschen unter schwerer Herzinsuf-
fizienz leiden, er und seine Kollegen aber
gleichzeitig immer weniger Herztransplan-
tationen vornehmen können. Dass die
Zahl der Herztransplantationen deutsch-
landweit von 523 im Jahr 1997 auf nur
noch 327 im vergangenen Jahr gesunken,
die Zahl der eingesetzten Kunstherzen da-
gegen in den vergangenen Jahren gleich-
zeitig aber um 200 Prozent angestiegen sei,
hält er für dramatisch. „Wir haben in einer
alternden Gesellschaft immer mehr herz-

insuffiziente Patienten. Natürlich ist es
gut, dass wir heute so gute Kunstherzen ha-
ben. Die Unterstützungssysteme sind aber
nur eine Brücke zur Transplantation und
können das Problem der Organknappheit
nicht lösen.“ Weil es beim Einsatz der
Kunstherzen häufig zu Problemen – etwa
Gerinnseln oder Infektionen – komme,
seien sie keine Dauerlösungen. 
Dadurch, dass die Spendenbereitschaft im-
mer weiter sinke, „stecken wir in einer
schlimmen Sackgasse“. Nach den Skanda-
len um die Organvergabe in Göttingen
und Regensburg und zuletzt an der Leipzi-
ger Uniklinik sinke die Spendenbereit-
schaft weiter. „Das hat uns maximal ge-
schadet.“ Susanne Kailitz ❚

»Ich bin noch nicht an der Reihe«
WARTEPATIENTEN Thomas Scholz braucht ein Spenderherz. Bis eines gefunden ist, lebt er mit einem Kunstherzsystem

»Dieser Mensch
würde auch

ohne mich ster-
ben. Das ist für

mich kein
Thema.« 
Thomas Scholz

„Wir sind diejenigen, die Sonntagnachmit-
tag um drei ans Telefon gehen und beraten
– dafür sind wir da.“ So fasst Ute Opper,
Vorstandsvorsitzende der Interessenge-
meinschaft Organtransplantierter Patienten
e.V. (IOP) die Aufgabe ihres Vereines zu-
sammen. Die seit 15 Jahren bestehende IOP
ist einer der zahlreichen Selbsthilfegruppen
und Vereine in Deutschland, die sich für die
Belange von Menschen mit Spenderorga-
nen und Menschen auf der Warteliste ein-
setzen. Die Selbsthilfegruppen richten sich
an zwei Zielgruppen: An die eigentlichen
Patienten, also diejenigen, die schon ein
Spenderorgan erhalten haben oder auf ei-
nes warten, und an die Angehörigen der
Transplantierten. Sie alle erhalten hier ge-
genseitige Hilfe und Unterstützung.

Selbsthilfenetzwerk Die Bundeszentrale
für Gesundheitliche Aufklärung listet auf
der Website www.organspende-info.de
mehr als einhundert Selbsthilfegruppen in
ganz Deutschland auf. Darunter sind spe-
zielle Vereine, die sich nur an eine bestimm-
te Gruppe von Patienten richten, wie bei-
spielsweise die Elterninitiative Herzkranker
Kinder Südbaden e.V., aber auch ganz allge-
meine Gruppierungen, die allen Transplan-
tierten offen stehen. 
Die nach eigenen Angaben bundesweit mit-
gliederstärkste Vereinigung für Transplanta-
tionspatienten ist der Patientenverband Le-
bertransplantierte Deutschland e.V. Der ge-
meinnützige Verband hat mehr als 1.300
Mitglieder und bietet Betroffenen psychoso-
ziale Betreuung, zum Beispiel durch regel-
mäßige Gesprächsrunden. Bei medizini-
schen Fragen helfen Arzt-Patienten-Semi-
nare, die der Verband organisiert. 

Mit 26 Regionalgruppen ist der Bundesver-
band der Organtransplantierten (BDO) in
allen Bundesländern vertreten. Die Haupt-
aufgabe des BDO liegt ebenfalls in der Be-
treuung von Patienten und ihren Familien.
Zudem setzt sich der Verband auch für die
Interessensvertretung der Patienten gegen-
über Politik und Wirtschaft ein. Außerdem
gibt der BDO unter anderem die vierteljähr-
lich erscheinende Zeitschrift „Transplantati-
on aktuell“ heraus. Eine Besonderheit unter
den Selbsthilfegruppen ist der in Münster
ansässige Verein TransDia. Unter dem Mot-
to „Bewegung tut gut“ veranstaltet er seit
1980 jährlich die Deutschen Meisterschaf-
ten für Transplantierte und Dialysepatien-
ten. Die Sieger werden dann zu den Welt-
spielen für Organtransplantierte sowie den
Europäischen Spielen für Organtransplan-

tierte und Dialysepatienten entsandt, die al-
le zwei Jahre stattfinden.     
Allen Selbsthilfegruppen gemein ist, dass
Betroffene Hilfe von Betroffenen erhalten.
„Wir wissen, wie schwierig es ist“, sagt Ute
Opper, „und deshalb können wir auch ent-
sprechend helfen.“ Die Menschen müssten
erst wieder ihren Glauben an das Leben fin-
den, so Opper. Das sei der erste Schritt auf
dem Wege der Besserung. „Wir sagen: Hab’
Vertrauen, du bist nicht allein. Wir haben
überlebt, du wirst es auch.“ jbb ❚

Gemeinsam zurück ins Leben 
SELBSTHILFEGRUPPEN Betroffene tauschen sich nach Transplantationen in Vereinen aus 

Informationsstände der Selbsthilfegruppen am Tag der Organspende

Röntgenbild mit künstlichem Herz
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Weiterführende Links finden
sie unter:
www.organspende-info.de
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„Wir müssen das dick unterstreichen. Es
gibt Anzeichen für eine Entspannung.“ Er-
leichterung ist aus den Worten von Ulrich
Schröder, Chef der Staatsbank KfW, deutlich
herauszuhören. Er gehört nicht zu den Ban-
kern, die Dinge schönreden, sondern ge-
sunden Realismus an den Tag legen. „Die
Bedingungen für die Banken waren vor we-
nigen Monaten katastrophal. Jetzt sind wie-
der langfristige Finanzierungen möglich“,
schildert er eine Erfahrung. „Die akute Pha-
se der Krise ist beendet“, sagt auch Anshu
Jain, Co-Chef der Deutschen Bank. Die Aus-
sagen der Banker decken sich mit Analysen
von Volkswirten. „Das Licht am Ende des
Tunnels wird heller“, betont Christoph
Weil, Volkswirt bei der Commerzbank. Er
sieht die deutsche Wirtschaft langsam auf
dem Weg nach oben – wegen der Stabilisie-
rung in der Euro-Zone. 

Tatsächlich gibt es Belege für die Entspan-
nung: Der Euro zeigt erstaunliche Stärke.
Die Staaten Südeuropas können sich wieder
billiger Geld leihen, die Rendite für zehn-
jährige portugiesische Staatsanleihen
rutscht erstmals seit Ende 2010 unter sechs
Prozent. Investoren pumpen wieder Geld in
die Krisenländer, fast 93 Milliarden Euro im
vierten Quartal 2012. Griechen, Spanier
und Portugiesen verlagern Kapital wieder in
ihre Heimatländer. Banken zahlen 137 Mil-
liarden Euro der vor Jahresfrist für drei Jah-
re von der Europäischen Zentralbank (EZB)
gewährten zusätzlichen Krisenhilfe von ei-
ner Billion Euro vorzeitig zurück.
Auch bei den Preisen droht offenbar kaum
Gefahr. Im Januar rutschte die Inflation in
Deutschland auf 1,7 Prozent – unter die
Grenze von knapp zwei Prozent, ab der die
EZB die Preisstabilität gefährdet sieht. In
der Eurozone liegt sie kaum höher. EZB-Di-
rektor Jörg Asmussen prognostiziert für die
Euro-Zone 2013 eine Rate von unter zwei
Prozent. „Auch in den nächsten Jahren ist
keine große Abweichung davon zu erwar-
ten“. Sobald die EZB aber nur Anzeichen
von steigender Inflation sehe, werde sie

handeln. „Da können Sie sicher sein“. Alle
Zweifel kann Asmussen nicht ausräumen.
Schon gar nicht bei Professor Hans-Werner
Sinn, Chef des Münchener Info-Instituts. Er
taxiert die Inflationsrate in den nächsten

zehn Jahren auf im Schnitt 2,3 Prozent pro
Jahr, in Deutschland sogar auf 4,1 Prozent.  
Die Entspannung ist, sagen Experten, mit
zwei Namen verbunden: Mario Draghi und
die EZB in Frankfurt, die der Italiener leitet.

Vor Jahresfrist gewährte sie den Banken je-
ne Billion Euro an billigem Geld. Im Som-
mer wurde Draghi heftig kritisiert, nachdem
er ein neues Programm zum Aufkauf von
Staatsanleihen der Krisenländer angekün-
digt und bekräftigt hatte, die Notenbank
werde alles für den Erhalt des Euro tun.
Bundesbank-Präsident Jens Weidmann
reihte sich ein: Die EZB überdehne ihr Man-
dat, sie begebe sich in die Nähe verbotener
Staatsfinanzierung und schüre die Inflation. 
All dies ist bislang nicht eingetreten. Allein
Draghis Worte haben gewirkt. Die Noten-
bank hat seitdem keine einzige Anleihe ge-
kauft, sie hat den Leitzins nicht weiter ge-
senkt, kein zusätzliches billiges Geld in den
Bankenmarkt gepumpt. 

Vertrauen erhöht Die Notenbank habe ge-
liefert und ihre Rolle gespielt, ist auch aus
dem Eurotower zu hören – mit einem An-
flug von Genugtuung. „Es gibt eine Reihe
von Dingen, die besser geworden sind“, sagt
Draghi. Das Marktvertrauen habe sich er-
höht. Selbst Weidmann gibt sich konziliant.
„Leistungsbilanz- und Haushaltsdefizite
sind gesunken, die Wettbewerbsfähigkeit

hat sich verbessert, einige Strukturreformen
wurden angestoßen“. 
Notenbanker und Ökonomen warnen aber
vor Selbstzufriedenheit. Die Risiken sind
nicht aus der Welt. „Der Schlüssel zur Kri-
senbewältigung liegt nicht bei den Noten-
banken“, betont Weidmann. Regulierungs-
reformen müssten zügig umgesetzt werden,
die Regierungen müssten an den Haushalts-
konsolidierungen und Strukturreformen
„kontrolliert und gestaltend, aber konse-
quent“ festhalten. Dass die Krise wabert,
zeigen das Ringen um ein Hilfsprogramm
für Zypern und die anhaltende Rezession in
Spanien.
Gleichwohl: Die Debatte um das Ausschei-
den Griechenlands, das Ökonomen für
2012 vorausgesagt hatten, ist erlahmt. Eben-
so die Diskussion um den Zerfall der Euro-
zone. 2013 gebe es gute Chancen für einen
„Crexit“ – den „Exit from the crisis“ statt des
„Grexit“ – den Austritt Griechenlands aus
der Eurozone, glaubt Allianz-Chefvolkswirt
Michael Heise.  Rolf Obertreis ❚

Der Autor ist Wirtschaftskorrespondent
in Frankfurt/Main.

»Es gibt Anzeichen für eine Entspannung«
EURO-KRISE Die EZB-Politik des billigen Geldes zeigt erste Erfolge. Die Risiken sind jedoch noch nicht aus der Welt – die Regierungen müssen vor allem die Staatshaushalte sanieren

J
apans umstrittene Ankündigung ei-
ner ultra-lockeren Geldpolitik und
der expansive Kurs in Amerika beun-
ruhigen nicht mehr nur die Schwel-
lenländer. Auch die Bundesbank ist
besorgt über eine „aggressive Geldpo-

litik“. Japan soll „mehr denn je darauf zie-
len, das beste in der Welt zu werden", hat
Shinzo Abe, Japans neuer Premierminister,
angekündigt. Er will das lahmende Wirt-
schaftswachstum durch neue Konjunktur-
programme auf Pump und eine noch locke-
rere Geldpolitik ankurbeln – entgegen dem
Rat mancher Volkswirte, die eher Struktur-
reformen für mehr Wettbewerbsfähigkeit
empfehlen und auf die schon jetzt sehr ho-
he Verschuldung Japans hinweisen. 
In Relation zum Bruttoinlandsprodukt
(BIP) beträgt die Schuldenquote inzwi-
schen 235 Prozent. Japan ist damit das am
höchsten verschuldete Industrieland der
Welt. Trotzdem plant Abe weiteres „Deficit
Spending“, um damit die Konjunktur zu sti-
mulieren und die leichte Deflation zu über-
winden.
Unterstützend soll die Bank of Japan (BoJ)
eingreifen. Es gibt unverhohlenen Druck
der Regierung auf die Zentralbank zu einer
weiteren geldpolitischen Lockerung. Aus
Protest dagegen hat Notenbank-Chef Ma-
saaki Shirakawa für Mitte März seinen Rück-
tritt angekündigt. Abe zielt auch auf eine
Abwertung des Yen, um den japanischen Ex-
port zu stärken. Der Übergriff auf die No-
tenbank hat weltweit Kritik hervorgerufen.
Bundesbank-Präsident Jens Weidmann äu-
ßerte besorgt: „Hinter der Forderung nach
einer noch aggressiveren Geldpolitik steht
die Drohung, der Notenbank ihre Autono-
mie zu nehmen.“ 
Pessimisten sehen schon Anzeichen eines
globalen Währungskriegs, wenn ein Abwer-
tungswettlauf beginnen sollte. Unter Shira-
kawas Nachfolger wird die Bank von Japan
sich Abes Wünschen fügen und ihr Inflati-
onsziel auf zwei Prozent verdoppeln. Das
bedeutet, dass sie ihre Geldpolitik noch
weiter lockern wird. Da der Leitzins bei
praktisch null steht, kann sie nur noch mehr
Anleihen kaufen und somit die Märkte mit
frischem Geld fluten. Schon jetzt hat sie für
113 Billionen Yen (umgerechnet fast eine
Billion Euro) Staatsanleihen – etwas mehr
als ein Zehntel der Gesamtschuld – auf ih-
rer Bilanz. In Zukunft will die Notenbank
monatlich Wertpapiere in einem Volumen
von 13 Billionen Yen kaufen.

Wie die Fed der USA Mit ihrer Politik ist
die japanische Zentralbank nicht mehr weit
von der amerikanischen Geldpolitik ent-
fernt. Die Notenbank Federal Reserve (Fed)
hat schon drei Runden einer „quantitativen
Lockerung“ beschlossen. Mit dem aktuellen
„Quantitative Easing 3“ erwirbt sie monat-
lich für 85 Milliarden Dollar Papiere und
pumpt frisches Zentralbankgeld in den
Markt, um die Anleihezinsen zu senken.
Die britische Notenbank nimmt in großem
Umfang englische Staatspapiere in ihre Bi-
lanz. Auch die Europäische Zentralbank
(EZB) hat Staatsanleihen von Krisenländern
gekauft. Zudem haben alle Zentralbanken
seit Ausbruch der Finanzkrise die Leitzinsen
drastisch gesenkt und den Bankensektoren
beinahe unbegrenzt Liquidität gegeben.
Insgesamt wird geschätzt, dass die großen
Zentralbanken etwa fünf Billionen Dollar
in die Wirtschaft gepumpt haben.
Die gewaltigen Liquiditätsspritzen und die
Krise haben die Wechselkurse stark bewegt.
Der Dollar und auch der Euro werteten er-
heblich ab gegenüber stärkeren Währungen
wie den Yen und dem Schweizer Franken.
Japans Währung hatte um rund 20 Prozent
aufgewertet, seit die Fed die Politik der
„quantitativen Lockerungen“ vor zweiein-
halb Jahren begann. Auch und besonders
die Schwellenländer haben die lockere
Geldpolitik der Industrieländer zu spüren
bekommen. Sie wurden Ziel gewaltiger Ka-
pitalströme, die ihre Konjunktur zeitweilig
zu überhitzen drohte und ihre Währungen
unter Aufwertungsdruck setzte. Der brasilia-
nische Real stieg nach Beginn der Fed-Maß-

nahmen auf ein Zwölfjahreshoch gegen-
über dem Dollar. „Wir sind mitten in einem
internationalen Währungskrieg“, klagte der
brasilianische Finanzminister Guido Man-
tega damals.
Während 2010 die lautesten Kritiker aus den
Schwellenländern kamen, waren angesichts
der jüngsten japanischen Wende auch die
Deutschen in Sorge. Nicht nur Bundesbank-
Präsident Weidmann zeigte sich besorgt
über den drohenden Verlust der Noten-
bank-Unabhängigkeit. Bundeskanzlerin

Angela Merkel (CDU) mahnte auf dem
Weltwirtschaftsforum in Davos, dass Zen-
tralbanken nicht zum „Ausputzer“ für eine
schlechte Wirtschaftspolitik oder mangeln-
de Wettbewerbsfähigkeit werden dürften.
Wechselkursmanipulationen gelte es zu ver-
hindern.
An den Devisenmärkten hat der Coup der
japanischen Regierung die Kurse schon kräf-
tig in Bewegung gesetzt. Seit der ersten An-
deutung des Kurswechsels der Bank von Ja-
pan wertete der Yen gegenüber dem Dollar

um 23 Prozent und gegenüber dem Euro
um 15 Prozent ab, errechnete die Agentur
Reuters. Der Euro kletterte dabei auf den
höchsten Kurs seit 14 Monaten gegen beide
Währungen. Für die rezessionsgeplagte
Währungsunion bringt das neue Probleme.
„Der Schaden für die Eurozone durch eine
überstarke Währung könnte schwer sein“,
sagt etwa Barry Eichengreen, Wirtschafts-
professor in Los Angeles. Jüngst warnte
Frankreichs Staatspräsident François Hol-
lande vor einem zu starken Euro und vor

„irrationalen Kursausschlägen an den Devi-
senmärkten“.

Auslandsmärkte im Blick Die gezielte Ab-
wertung des Yen ist ein wichtiges Element
von Premierminister Abes Plan zur Ankur-
belung der Wirtschaft. Er will damit im Ex-
port gegenüber Wettbewerbern wie Südko-
rea oder Deutschland wieder Boden gutma-
chen. Mit beiden kämpft Japan um wichti-
ge Auslandsmärkte. „Deutschland und
Japan zielen auf ähnliche Märkte“, sagt der

Währungsstratege Athanasios Vamvakidis
von der Bank of America. „Eine Abwertung
des Yen würde damit die deutschen Wachs-
tumsaussichten schwächen.“  Japanische
Konzerne wie Toyota und Toshiba hatten im
vergangenen Jahr immer drängender eine
Devisenmarkt-Intervention gegen den Yen-
Höhenflug gefordert.
Ein schwächerer Yen hat auch Auswirkun-
gen auf die japanische Außenhandelsbi-
lanz, die nach dem Tsunami und der Atom-
katastrophe im März 2011 schwer ins Defi-
zit gerutscht ist. Weil 48 von 50 Kernreakto-
ren ausgeschaltet sind, muss das Land in
großen Mengen teures Flüssiggas für Gas-
kraftwerke importieren. Entsprechend stieg
die Importrechnung. Das einstige gefürch-
tete  Exportland hat 2012 somit ein Außen-
handelsdefizit von fast sieben Billionen Yen
(55 Milliarden Euro) ausgewiesen. Eigent-
lich müsste der Wechselkurs in der Folge
von selbst abwerten. Dass dies nicht passier-
te, sei Schuld der „zu zurückhaltenden“
Zentralbank, findet die Regierung - und ver-
ordnete ihr einen Lockerungskurs.
Kurzfristig scheint Abes Plan aufzugehen.
Der Yen hat abgewertet, die Unternehmen
atmen auf und die Bevölkerung ist Umfra-
gen zufolge sehr angetan. Der bisherige
Zentralbank-Chef Masaaki Shirakawa hatte
sich noch etwas gegen Abes Übergriffe zu
wehren versucht. Die aussichtsreichsten
Nachfolgerkandidaten stehen für einen ex-
pansiveren Kurs. Ob damit Japans Proble-
me gelöst werden, bezweifeln viele Ökono-
men. In den vergangenen 20 Jahren war Ja-
pan das G-7-Land mit den geringsten
Wachstumsraten. Nur sehr schleppend hat
es sich von der Krise der frühen 1990-er Jah-
re erholt, als die Immobilien- und Börsen-
blase platzte, die von einer Politik des billi-
gen Geldes aufgeblasen worden war. 

Schuldenwachstum Über zwei Jahrzehnte
haben die Regierungen in Tokio mit mehr
als einem Dutzend Konjunkturprogrammen
versucht, die Wirtschaft anzukurbeln. Doch
eine nachhaltige Belebung der Konjunktur
blieb aus, nur der Schuldenberg wuchs von
Programm zu Programm immer höher. Vie-
le ausländische Fachleute machen für die
Wachstumsschwäche die Abschottung gro-
ßer Teile der japanischen Wirtschaft verant-
wortlich. Bis auf die Regierung von Junichi-
ro Koizumi scheute die bis auf eine Unter-
brechung regierende LDP aber durchgreifen-
de Reformen. „Das Letzte, was die
japanische Wirtschaft jetzt braucht, ist ein
Rückfall bei den Strukturreformen“, sagt Ste-
phen Roach, Ökonomie-Professor in Yale. Er
warnt vor einer „geldpolitischen Illusion“.
Die neuen Konjunkturpakete von mehr als
zehn Billionen Yen treiben Japans Haushalt
auf ein Rekordvolumen von 96,2 Billionen
Yen (fast 780 Milliarden Euro). 43 Billionen
Yen – knapp 45 Prozent des Etats – sollen
durch Neuverschuldung finanziert werden.
Der Schuldenberg wächst und wächst. Nach
einer Prognose des Internationalen Wäh-
rungsfonds wird die Schuldenquote in vier
Jahren über 250 Prozent des BIP steigen.
Bislang werden die Staatsanleihen zu 
90 Prozent von Inländern gehalten, die sich
mit Mini-Zinsen zufrieden geben. Doch an-
gesichts der rapide alternden japanischen
Bevölkerung ist absehbar, dass die Anleihen
bald auch an Ausländer verkauft werden
müssen. „Schon ein relativ kleiner Anstieg
der Risikoprämien würde die fiskalische
Konsolidierung noch schwieriger machen“,
warnen die IWF-Ökonomen.
Sollte es der Bank of Japan tatsächlich ge-
lingen, nennenswerte Inflation zu erzeugen,
könnte der Yen kräftig abwerten. Die Zinsen
müssten aber steigen, damit Anleger noch
japanische Anleihen kaufen, prognostiziert
der Harvard-Ökonom Martin Feldstein.
Wenn das eintrete, dann hätte die Regierung
„sich selbst erschossen“, warnt er. Es ist ein
hochriskantes Spiel, das die Weltfinanzen
und das Weltwährungssystem erschüttern
kann. Marcela Vélez-Plickert ❚

Die Autorin ist freie Korrespondentin für 
Wirtschaftsthemen in Frankfurt/Main.

Das Billionen-Spiel 
der Notenbanken
FINANZSYSTEM Nach USA und Europa pumpt auch Japan massiv Geld in die Wirtschaft

Wenn die japanische Notenbank (Bild rechts oben) den Devisenkurs drückt, werden Exporte wie Autos billiger und die Aktienkurse an der Börse (Bild rechts unten) steigen.

Im Zentrum der Krise: Die Europäische Zentralbank (EZB) in Frankfurt/Main
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Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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Fracking-Förderanlage für Erdgas in Pennsylvania: Durch das neue Förderverfahren sind zahlreiche Arbeitsplätze entstanden. Amerika könnte zum Energie-Exporteur werden.

W
er ein Wunder be-
sichtigen will, muss
nach North Dakota
reisen. In dem Bun-
desstaat an der Gren-
ze zu Kanada hat sich

nach Ansicht amerikanischer Medien ein
solches ereignet. North Dakota hat die
höchste Beschäftigungsquote der Vereinig-
ten Staaten. 53,6 Prozent der Erwachsenen
arbeiten mindestens 30 Stunden pro Wo-
che. Ganze 3,2 Prozent beträgt die offiziel-
le Arbeitslosenquote. 
Das Wunder wird begreiflich durch den Ver-
gleich mit anderen Bundesstaaten. Bei-
spielsweise mit Mississippi, dem Schluss-
licht in der aktuellen Gallup-Erhebung, wo
nur 38,5 Prozent beschäftigt sind. Oder mit
Nevada, wo die Arbeitslosenquote bei über
zehn Prozent liegt. North Dakota ging es nie
sonderlich schlecht. Aber 1990 rangierten
North Dakota und Nevada mit 4,1 Prozent
und 4,6 Prozent noch dicht beieinander. Im
US-Durchschnitt liegt die Quote heute bei
7,9 Prozent.

Der Unterschied „Fracking“ macht den
Unterschied. Das Kürzel steht für hydrauli-
sche Frakturierung, also die Förderung von
Öl und Gas aus tiefliegenden Gesteins-
schichten. Es wird herausgewaschen mit
Hilfe eines Sand-Wassergemischs, dem ge-
ringe Mengen an Chemikalien beigefügt
sind. Die Nation solle das Fracking von öl-

und gashaltigen Schieferfeldern „willkom-
men heißen“, warb Präsident Barack Oba-
ma im Sommer.
Bereits vor fast 150 Jahren wurde Fracking
ausprobiert. Aber erst in diesem Jahrhundert
wurde die Technik durch die Kombination
mit ausgereiften Horizontalbohrern derart
perfektioniert, dass sie den Energiesektor
weltweit revolutioniert. Binnen weniger Jah-
re wurde das dünn besiedelte North Dakota
zur neuen Bonanza der USA. Andere Regio-
nen ahmen ebenfalls die Zeiten des Gold-
rausches des 19. Jahrhun-
derts nach: Das Marcel-
lus-Schiefergestein unter
den Bundesstaaten New
York, Pennsylvania, dem
Osten von Ohio und
West Virginia enthält ge-
waltige Gasvorräte. In
Louisiana wird aus dem
Haynesville-Schiefer Gas
gewonnen. Die Texaner
beuten das Barnett-Schiefergestein rund um
Dallas und Fort Worth aus. Im nördlichen
Kalifornien werden bis zu 400 Milliarden
Barrel Öl vermutet – das ist die Hälfte der
Vorkommen Saudi-Arabiens.
Hinzu kommen indirekte Profiteure. Wis-
consin liefert den Sand, der unter Hoch-
druck in die Bohrschächte gepresst wird
und das Schiefergestein auswäscht. Über
20.000 Arbeitsplätze sollen dadurch bereits
in Wisconsin entstanden sein. Zum Ende

des Jahrzehntes werden es 33.000 sein,
heißt es in einer (von der Ölindustrie ge-
sponserten) Studie von IHS Global Insights.
Und in South Carolina werden Reifen pro-
duziert, mit denen sich Riesen-Trucks durch
die „Ölsande“ im kanadischen Alberta
kämpfen.
Doch es geht um mehr als Arbeitsplätze. Bis
2020 könnten die USA vom größten Ölim-
porteur zum größten Energieproduzenten
werden, heißt es in einer aktuellen Analyse
der Internationalen Energieagentur (IEA).

Ab 2030
werden die
Vereinigten
Staaten da-
nach Öl und
Gas sogar ex-
p o r t i e r e n
und ab 2035
gänzlich au-
tark sein. 
„ E n e r g i e -

Unabhängigkeit“ ist seit 2008 eines der
ständig proklamierten Ziele Obamas. Ver-
gangene Woche bei seiner Rede Zur Lage der
Nation (State of the Union) sagte der Präsi-
dent: „Der Erdgas-Boom hat zu sauberem
Strom und größerer Energieunabhängigkeit
geführt. Das müssen wir fördern“. Er kün-
digte an, weitere Öl- und Gasbohrungen zu
genehmigen. Ein Teil der Gewinne solle ge-
nutzt werden, „um eine Energiesicherheits-
Stiftung zu gründen, die Forschung und

Technologien vorantreibt, um unsere Autos
und Lkw endgültig vom Öl wegzubringen“.

Obamas Fahrplan Der kurvenreiche Fahr-
plan des Präsidenten lautet also: Wir för-
dern mehr Erdöl, um am Ende auf Erdöl
verzichten zu können und den in der Rede
ebenfalls beschworenen Kampf gegen den
Klimawandel zu erleichtern. 
Nicht jeder findet diese Idee überzeugend.
Für viele Amerikaner ist Fracking kein Zau-
berwort, sondern ein böser Fluch. Am vori-
gen Mittwoch, einen Tag nach Obamas Re-
de an die Nation, ketteten sich Mitglieder
des Sierra Club, der renommiertesten und
ältesten Naturschutzorganisation der USA,
an das Tor zum Weißen Haus. Sie wollten
ihre Forderung nach einem endgültigen Aus
für das Projekt Keystone XL unterstreichen.
Dabei handelt es sich um den geplanten
Ausbau einer insgesamt 3.500 Kilometer
langen Pipeline, die von Kanada bis nach
Texas quer durch die Vereinigten Staaten
führen soll. Zu den Demonstranten, die vo-
rübergehend ins Gefängnis kamen, gehör-
ten Prominente wie der einschlägig bekann-
te Umweltaktivist Robert F. Kennedy jr., Nef-
fe des 1963 erschossenen Präsidenten John
F. Kennedy. 
Während die eigentliche Keystone-Pipeline
bereits seit 2010 in Betrieb ist, sollte Key-
stone XL in Nebraska durch Naturschutzge-
biete führen. Aber inzwischen hat Gouver-
neur Dave Heineman einem veränderten

Verlauf zugestimmt. „Bau und Betrieb der
vorgeschlagenen Pipeline Keystone XL“, so
schrieb der Republikaner im Januar an den
Präsidenten, „hätten damit minimale Um-
weltfolgen für Nebraska“. 
Das 3.500 Kilometer lange und knapp ei-
nen Meter breite Röhrensystem soll Ölsand
zu Raffinerien in Illinois, Oklahoma und an
der texanischen Golfküste befördern. Ein Ja
zu dem Sieben-Milliarden-Dollar-Projekt
würde Amerikas Umweltschützer erzürnen
und ein Nein die wirtschaftsfreundlichen
Kreise empören. Im Wahlkampfjahr 2012
schob Obama das Projekt darum auf die
lange Bank. Doch in diesem Jahr wird mit
einer Entscheidung gerechnet. 
Umweltschützer warnen, Keystone XL wer-
de Landschaft zerstören und durch Lecks
die Natur vergiften. Auch Fracking gefährde
die Gesundheit der Anwohner. Die Flüssig-
keit, die Gas und Öl aus dem Gestein wa-
sche, dringe ins Grundwasser ein und ma-
che es ungenießbar und giftig. Das Argu-
ment der Fracking-Firmen, der Anteil der
Chemikalien sei minimal, lassen sie nicht
gelten. Weil gewaltige Mengen des Sand-
Wassergemischs eingesetzt würden, kämen
jeden Tag eben doch etliche Tausende Liter
an Chemikalien zusammen. Dort, wo sie
sich sammeln, sei ihre Wirkung gefährlich.
Von mysteriös verendeten Rindern in Gas-
fördergebieten ist die Rede. Unter einer
Farm in North Dakota soll der Grundwas-
serspiegel wegen der Bohrungen so stark ab-

gesunken sein, dass Felder vertrockneten
und Olivenbäumen abstarben. Menschen
klagen über Reizungen und Atemprobleme.

Erbitterte Debatten Auch in den betroffe-
nen Bundesstaaten gibt es darum erbitterte
Debatten. In dem ohnehin an hohe Um-
weltstandards gewöhnten Kalifornien ver-
langen die Abgeordneten aktuell noch
schärfere Auflagen. Der Staat New York ver-
fügte vor viereinhalb Jahren einen vorläufi-
gen Stopp. Gouverneur Andrew Cuomo hat
eine für Februar angekündigte Entschei-
dung soeben nochmals hinausgeschoben.
Doch es winken Arbeitsplätze, preiswerte
Energie und die Aussicht, Gas, Öl und Koh-
le zu exportieren. Das sind starke Argumen-
te in einer Situation, in der sich die US-Wirt-
schaft nur zögerlich vom schlimmsten Ein-
bruch seit der Großen Depression erholt
und die öffentliche Hand gelähmt ist durch
die Rekordverschuldung von 16 Billionen
Dollar.
Keystone XL fällt in die Zuständigkeit des
State Department, weil die Pipeline eine
auswärtige Grenze passiert. Der neue Au-
ßenminister John Kerry genießt bei Um-
weltschützern Glaubwürdigkeit. Sollte Ker-
ry das Projekt in Abstimmung mit Obama
absegnen, würde dies einen weiteren Schub
für Fracking bedeuten. Ansgar Graw ❚

Der Autor ist Korrepondent für 
„Die Welt“ in Washington

Umweltdebatte statt Promiklatsch, Aktivis-
ten neben Autogrammjägern auf der Berli-
nale – Hollywood-Star Matt Damon
macht’s möglich. Er erläutert, was er mit sei-
nem neuesten Film „Promised Land“ errei-
chen will: Anhand des Themas Fracking für
Offenheit in wichtigen politischen Prozes-
sen werben und ein Stück amerikanischer
Identität abbilden. Damons Films hätte es
in Deutschland nicht bedurft, um breite
Aufmerksamkeit für die Förderung von un-
konventionellem Erdgas aus Schiefergestein
und Kohleflözen durch Hydraulic Facturing
zu erregen. Schon längst haben sich Bürger-
initiativen vor allem in Nordrhein-Westfa-
len und Niedersachsen formiert, um Fra-
cking zu verhindern. Und zur deutschen
Identität scheint es zu gehören, dass um-
weltrelevante Themen über ein Mobilisie-
rungspotenzial verfügen, das die Politik
nicht ignorieren kann. 

Warnungen Steigende Energiepreise und
verheißungsvolle Zahlen aus den USA rufen
zwar Ökonomen und Industrie auf den
Plan, den Einsatz von Hydraulic Facturing
auch in Deutschland zu forcieren. Doch
Umweltverbände machen mobil: Zu unsi-
cher, zu gefährlich sei Fracking. Renom-
mierte Wissenschaftler wie Alexander S. Ke-
kule´ und das Umweltbundesamt warnen,
die in den Boden gepumpten Chemikalien
sowie durch das Aufbrechen der Gesteins-
schichten freigesetzte Substanzen könnten

das Grund- und Trinkwasser verseuchen.
Auch die Wirtschaftlichkeit wird in Frage ge-
stellt; damit sich Fracking lohne, müssten
sich die Gaspreise laut Zentrum für Euro-
päische Wirtschaftsforschung (ZEW) gegen-
über heute verdoppeln. 
Dagegen sieht die Bundesanstalt für Geo-
wissenschaften und Rohstoffe (BGR) – an-
ders als das Bundesumweltamt – keine Ge-
fahr für Umwelt und Trinkwasser. „Die
Schiefergas-Fördertechnik ist grundsätzlich
kontrollierbar und umweltverträglich ein-
setzbar“, so der Leiter des BGR-Projekts
„Erdöl und Erdgas aus Tonsteinen in
Deutschland“, Stefan Ladage. Und in Bezug
auf die Wirtschaftlichkeit konterte der Wirt-
schaftsverband Erdöl- und Erdgasgewin-
nung (WEG): Unternehmen würden die
Technik nicht seit Jahrzehnten einsetzen,
wenn diese nicht wirtschaftlich wäre. Der
Chemiekonzern BASF sieht nicht nur
Deutschland, sondern ganz Westeuropa in
Zugzwang: Die Gaspreise seien hier um das
Vier- bis Fünffache höher als in den USA.
„Das verschafft Industrie und Verbrauchern
in den USA einen Preisvorteil von einer hal-
ben Milliarde US-Dollar am Tag und gefähr-
det die Wettbewerbsfähigkeit der europäi-
schen Industrie“, betonte BASF-Vorstands-
mitglied Harald Schwager.
Auch die Politik steht der neuen Technolo-
gie ablehnend bis verhalten gegenüber.
Zwar waren die Oppositionsfraktionen im
Bundestag Ende letzten Jahres mit Anträgen

zum Verbot von Fracking zur Förderung von
Erdgas und Erdöl (17/11829 17/11328,
17/11712) an den Stimmen der schwarz-
gelben Mehrheit gescheitert. Im Bundesrat
konnte dagegen die rot-grüne Landesregie-
rung von Nordrhein-Westfalen, die bereits

Mitte 2012 aufgrund eines Gutachtens ein
Moratorium beschlossen hatte, eine Mehr-
heit für ihren Antrag (754/12) gewinnen: Es
soll danach kein Fracking ohne Umweltver-
träglichkeitsprüfung geben. Dies hätte zur
Folge, dass auch Bürger und Umweltverbän-

de Förderanträge einsehen und eventuell
dagegen klagen könnten. Bislang mussten
Anträge von Förderfirmen nur innerhalb ei-
ner Behörde geprüft werden. 
Die Bundesregierung ist nun unter Druck
geraten, das Bergrecht  zu ändern. Bundes-
umweltminister Peter Altmaier (CDU) kün-
digte vor wenigen Tagen im Deutschland-
funk an, per Gesetz die Voraussetzungen er-
schweren zu wollen, und er empfahl der In-
dustrie, „in der nächsten Zeit keine Anträge
zu stellen“. Derweil hat sich eine Koalitions-
Arbeitsgruppe auf Eckpunkte für eine ge-
setzliche Regelung unter strengen Auflagen
geeinigt. Die wichtigsten Punkte sind die
vom Bundesrat geforderte Umweltverträg-
lichkeitsprüfung sowie der umfassende
Schutz von Grund- und Trinkwasser. Den
Grünen geht dieser Entwurf nicht weit ge-
nug. Damit könnten die Autoren ihr erklär-
tes Ziel verfehlen, für dieses Vorhaben im
Bundesrat auch die Zustimmung der rot-
grün regierten Bundesländer zu bekom-
men. Jacqueline Schäfer ❚

Jacqueline Schäfer ist 
freie Autorin in Berlin.

Das Wort »Fracking« treibt die Deutschen auf die Barrikaden
ENERGIE II  Unterschiedliche Auffassungen über das Trinkwasser-Risiko. Nach dem Bundesrat will auch die Regierung der neuen Fördermethode Grenzen setzen
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ENERGIE I Erdgas und Erdöl aus früher
nicht zugänglichen Quellen haben die
Energielandschaft in den USA verändert.
Vieles erinnert an den Goldrausch des
19. Jahrhunderts. Doch Aktivisten laufen
Sturm gegen das »Fracking«-Verfahren

Amerika
im
Ölrausch

»Der Erdgas-
Boom hat zu 
sauberem 
Strom geführt.«
Barack Obama, US-Präsident
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D
er nächste, also der 18.
Deutsche Bundestag wird
am 22. September ge-
wählt. Dies hat Bundes-
präsident Joachim Gauck
auf Empfehlung der Bun-

desregierung in der „Anordnung über die
Bundestagswahl 2013“ festgelegt. Damit
werden die Bürger zum gleichen Datum an
die Urnen gerufen wie bei der Wahl des 15.
Bundestages am 22. September 2002. Auch
die meisten anderen der bisher 17 Bundes-
tagswahlen fanden in dieser Jahreszeit statt:
Neun von ihnen fielen in einen September,
drei weitere Wahltermine lagen im Oktober. 

Zeitspanne vorgegeben Die Zeitspanne,
in der eine Bundestagswahl stattfinden
muss, ist im Grundgesetz vorgegeben. Da-
nach findet die Neuwahl „frühestens 46,
spätestens 48 Monate nach Beginn der
Wahlperiode“ statt. Wird der Bundestag
vorzeitig aufgelöst, muss die Neuwahl in-
nerhalb von 60 Tagen  stattfinden.
Da die laufende Wahlperiode am 27. Okto-
ber 2009 mit der konstituierenden Sitzung
des 17. Bundestages begonnen hat, wäre
nach den verfassungsrechtlichen Vorgaben
der frühestmögliche Termin für die Neu-
wahl in diesem Jahr der 28. August – ein
Mittwoch – gewesen und der späteste Ter-
min Sonntag, der 27. Oktober. Weil aber der
Wahltag laut Bundeswahlgesetz auf einen
Sonn- oder Feiertag fallen muss, hätte die
Wahl frühestens für den 1. September ange-
setzt werden können. Die Spanne verkürzt
sich noch mehr, wenn man berücksichtigt,
dass die Wahltermine grundsätzlich nicht in
die Hauptferienzeit fallen sollen, in Baden-
Württemberg aber in diesem Jahr bis zum 8.
September und in Bayern bis zum 11. Sep-
tember Sommerferien sind. 

Beschwerde möglich Mit der jetzt erfolg-
ten Festlegung auf den 22. September ste-
hen auch eine Reihe weiterer Termine fest,
die für die Wahl des 18. Bundestages eine
Rolle spielen. So ist der 97. Tag vor der Wahl
– diesmal der 17. Juni – der letzte Tag, an
dem die sogenannten „nicht-etablierten“
Parteien beim Bundeswahlleiter ihre Wahl-
beteiligung anzeigen können. Dabei han-
delt es sich um Parteien, die im Bundestag
oder einem Landtag „seit deren letzter Wahl
nicht aufgrund eigener Wahlvorschläge un-
unterbrochen mit mindestens fünf Abge-
ordneten vertreten waren“. 
Spätestens am 79. Tag vor der Wahl – dem
5. Juli 2013 – hat der Bundeswahlausschuss
dann zu verkünden, welche Parteien als
„etabliert“ gelten und welche der „nicht-
etablierten“ Vereinigungen er für die Wahl
als Partei anerkennt. Einer Vereinigung, die
aufgrund einer ablehnenden Entscheidung
keine Wahlvorschläge einreichen kann,
bleiben dann vier Tage Zeit, um dagegen
beim Bundesverfassungsgericht Beschwerde
einzulegen. Über diese Beschwerde müssen
die Richter bis zum 25. Juli entscheiden. 
Zehn Tage zuvor endet die Frist für die Ein-
reichung der Kreiswahlvorschläge beim
Kreiswahlleiter und der Landeslisten beim
Landeswahlleiter. Über ihre Zulassung ent-
scheidet der Kreis- beziehungsweise Landes-
wahlausschuss am 26. Juli. Gegen eine Zu-
rückweisung oder Zulassung der Vorschläge
oder Listen kann innerhalb der nächsten
drei Tage Beschwerde beim Landes- bezie-

hungsweise Bundeswahlausschuss eingelegt
werden, die darüber bis zum 1. August ent-
scheiden müssen. Die zugelassenen Wahl-
vorschläge sind spätestens am 5. August öf-
fentlich bekannt zu machen. 
Der 18. August ist der Stichtag für die Ein-
tragung der Wahlberechtigten in das Wäh-
lerverzeichnis, die dann bei der Meldebe-
hörde gemeldet sind, der 1. September der
letzte Tag für die Benachrichtigung der
Wahlberechtigten über ihre Eintragung in
das Wählerverzeichnis. Dann endet auch die
Frist zur Stellung eines „Antrags auf Eintra-
gung in das Wählerverzeichnis durch Wahl-
berechtigte, die nur auf Antrag eingetragen
werden“, wie es im vom Bundeswahlleiter

veröffentlichten Terminkalender heißt. Dies
gilt etwa für Auslandsdeutsche.
Vom 2. bis 6. September kann das Wähler-
verzeichnis eingesehen und Einspruch we-
gen Unrichtigkeit erhoben werden; die Ent-
scheidung über diese Einsprüche muss bis
zum 12. September zugestellt werden. Ge-
gen diese Entscheidung der Gemeindebe-
hörde kann bis zum 14. September Be-
schwerde beim Kreiswahlleiter eingereicht
werden, der darüber spätestens am 18. Sep-
tember entscheiden muss. 

Von 8 bis 18 Uhr Der 16. September
schließlich ist der späteste Termin für die
„Bekanntmachung der Gemeindebehörde

über Beginn und Ende der Wahlzeit, Wahl-
bezirke, Wahlräume, Stimmzettel und
Wahlverfahren“. Und am 20. September en-
det um 18 Uhr die Frist für die Beantragung
von Wahlscheinen – die allerdings in beson-
deren Fällen wie einer plötzlichen Erkran-
kung auch noch am Wahltag selbst bis 
15 Uhr erfolgen kann. 
Dann endlich hat der Wähler das Wort, von
8 Uhr bis 18 Uhr; spätestens um 18 Uhr
müssen auch die Wahlbriefe bei der zustän-
digen Stelle eingegangen sein. Anschlie-
ßend heißt es für die Wahlhelfer Stimmen
zählen, während die Nation gespannt auf
das Ergebnis dieser 18. Bundestagswahl
wartet. Helmut Stoltenberg ❚

Die 61-jährige Christdemokratin Johanna
Wanka wird am Mittwoch vor dem Bundes-
tag ihren Amtseid als neue Bundesministe-
rin für Bildung und Forschung ablegen. Die
frühere niedersächsische Wissenschaftsmi-
nisterin im Kabinett von Ministerpräsident
David McAllister (CDU) folgt auf Annette
Schavan (CDU), die nach der Aberkennung
ihres Doktortitels durch die Universität
Düsseldorf als Ministerin zurückgetreten
war. 
Am vergangenen Donnerstag erhielt Wanka
in Anwesenheit von Bundeskanzlerin Ange-
la Merkel (CDU) ihre Ernennungsurkunde
aus den Händen von Bundespräsident Joa-
chim Gauck. Er hatte zuvor Schavan die Ent-
lassungsurkunde überreicht und ihr für ih-
re siebenjährige Amtszeit im Bundeskabi-
nett gedankt. Schavan sei als Ministerin par-
teiübergreifend anerkannt gewesen und
werde wegen ihres bescheidenen und sou-
veränen Auftreten geschätzt. „Ihr Einsatz
hat die Wissenschaft gestärkt“, sagte Gauck. 

Der Bundespräsident verwies ausdrücklich
auf die ostdeutsche Herkunft Wankas, die
sie mit Angela Merkel und ihm teile.
Johanna Wanka wurde 1951 im sächsischen
Rosenfeld bei Torgau geboren. Ihr Mathe-
matik-Studium schloss sie 1974 an der Uni-
versität mit dem Diplom ab. Anschließend
war sie als wissenschaftliche Assistentin an
der Technischen Hochschule Merseburg tä-
tig, an der sie 1980 promovierte und die  sie
von 1994 bis 2000 als Rektorin leitete. 
Im Wendejahr 1989 gehörte Wanka zu den
Gründungsmitgliedern des Neuen Forums
in Merseburg. Von 2000 bis 2009 war sie
Wissenschafts- und Kultusministerin in
Brandenburg, 2010 wechselte sie in gleicher
Funktion in die niedersächsische Landesre-
gierung. 

Chancengleichheit Ausdrücklich dankte
Johanna Wanka in einem kurzen Erklärung
vor der Presse ihrer Vorgängerin Annette
Schavan: „Sie hat etwas geschaffen, was

bleibt.“ Wanka kündigte
an, sich in der Bildungspo-
litik besonders für die
Chancengleichheit einzu-
setzen. Nicht nur Begabte,
sondern auch Benachteilig-
te müssten gefördert wer-
den. „Eine reiche Nation
wie Deutschland muss es
ermöglichen, dass jemand
unabhängig von seiner
Herkunft maximale Chan-
cen der Entwicklung hat“,
sagte Wanka. Die Ministe-
rin will sich am Donnerstag
in der Bundespressekonfe-
renz ausführlich über ihre
Vorhaben in den kommen-
den sieben Monaten bis
zur Bundestagswahl äu-
ßern. aw ❚

Wanka folgt auf Schavan 

In diesem Herbst wählen die Deutschen zum zweiten Mal nach 2002 an einem 22. September einen neuen Bundestag.
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Wer auch immer nach der Bundestagswahl
im Herbst  die nächste Bundesregierung bil-
det, wird es mindestens ein Jahr lang mit ei-
nem Bundesrat zu tun haben, in dem die
Parteifarben Rot und Grün dominieren –
vorausgesetzt, dass am Dienstag im nieder-
sächsischen Landtag bei der Wahl von SPD-
Landeschef Stephan Weil zum neuen Minis-
terpräsidenten alles planmäßig verläuft. 
SPD und Grüne hatten bei der Landtagswahl
in Niedersachsen am 20. Januar eine Mehr-
heit von einem Sitz im neuen Landesparla-
ment erreicht und können damit die bishe-
rige CDU/FDP-Regierung unter Ministerprä-
sident David McAllister (CDU) ablösen. Die
CDU verlor bei der Wahl 6,5 Prozentpunkte,
blieb aber mit 36 Prozent der Stimmen
stärkste Partei. Die SPD erreichte mit einem
Zuwachs von 2,3 Punkten insgesamt 
32,6 Prozent, während die Grünen sich um
5,7 Punkte verbesserten und mit 13,7 Pro-
zent das beste Ergebnis ihrer Landesge-
schichte erzielten. Die FDP legte um 
1,7 Punkte zu und kam auf 9,9 Prozent. Da-
gegen büßte Die Linke vier Punkte ein und
ist mit 3,1 Prozent nicht mehr im Landtag
vertreten. 

Neun Ministerien Damit verfügt die SPD
über 49 Sitze im neuen Landtag und die
Grünen über 20, während die CDU auf 54
Mandate kommt und die FDP auf 14. Der
rot-grüne Koalitionsvertrag sollte am ver-
gangenen Samstag auf Landesparteitagen
zur Abstimmung gestellt werden. Die SPD
soll in der neuen Landesregierung fünf Res-
sorts (Finanzen, Innen, Kultus, Soziales und
Wirtschaft) übernehmen und die Grünen
vier Ministerien (Justiz, Landwirtschaft,
Umwelt und Wissenschaft). 
Mit dem Regierungswechsel in Hannover
werden die im Bundestag auf den Opposi-
tionsbänken sitzenden Parteien im Bundes-
rat künftig über die absolute Mehrheit ver-

fügen und  damit alle Gesetzesvorhaben der
schwarz-gelben Regierungskoalition zu Fall
bringen können, die der Zustimmung der
Länderkammer bedürfen.
Bislang kamen die von Union und FDP ge-
führten Landesregierungen von Bayern,
Hessen, Niedersachsen und Sachsen auf
insgesamt 21 der 69 Bundesratsstimmen.
Die rot-grünen Koalitionen in Bremen,
Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz
verfügten zusammen mit dem grün-rot re-
gierten Baden-Württemberg, dem rot-rot re-
gierten Brandenburg, der Hamburger SPD-
Alleinregierung und Schleswig-Holstein,
wo Rot-Grün mit dem Südschleswigschen
Wählerverband (SSW) koaliert, über 
30 Stimmen in der Länderkammer. Der so-
genannte „neutrale Block“ mit den großen
Koalitionen in Berlin, Mecklenburg-Vor-
pommern und dem Saarland sowie in Sach-
sen-Anhalt und Thüringen stellt zusammen
18 Stimmen. 

Mit den sechs Bundesratsstimmen von Nie-
dersachsen werden die von SPD allein oder
mit den Grünen beziehungsweise der Links-
partei regierten Länder gemeinsam in der
Länderkammer künftig eine Stimme über
der absoluten Mehrheit von 35 Stimmen
liegen. Unter diese Marke können sie auch
bei den verbleibenden zwei Landtagswah-
len in 2013 nicht fallen: In Bayern, wo der
Landtag am 15. September gewählt werden
soll, regiert mit der CSU/FDP-Koalition
ebenso Schwarz-Gelb wie in Hessen, wo
sich zeitgleich mit der Bundestagswahl eine
CDU/FDP-Regierung dem Wähler stellt. Bei
beiden Urnengängen kann Schwarz-Gelb
seine Position im Bundesrat also bestenfalls
halten, nicht aber verbessern, während die
jetzigen Oppositionsparteien von einem et-
waigen Regierungswechsel in München
oder Wiesbaden auch in der Länderkammer
profitieren könnten. 

Zweidrittel-Mehrheit Gleiches gilt für die
Landtagswahl im CDU/FDP-regierten Sach-
sen, die im Sommer 2014 ansteht. Würde es
in Bayern mit seinen sechs Bundesratsstim-
men und Hessen mit seinen fünf Stimmen
im Herbst zu rot-grünen Landesregierungen
kommen, gelänge diesem Lager in der Län-
derkammer gar der Sprung über die 46-
Stimmen-Marke, mit dem die für manche
Entscheidungen wichtige Zweidrittelmehr-
heit erreicht wäre. Bei der Landtagswahl in
Thüringen, ebenfalls im Sommer 2014,
könnte dagegen sowohl die CDU- als auch
die SPD-geführte Seite ihre Bundesratsposi-
tion ausbauen, sollte sie die amtierende
große Koalition ablösen. Im Herbst 2014
muss sich dann die rot-rote Koalition in
Brandenburg dem Wähler stellen. Würde sie
abgewählt, ohne dass es bei den vorherigen
Landtagswahlen zu Regierungswechseln
kommt, wäre die absolute Mehrheit für Rot-
Rot-Grün im Bundesrat wieder dahin. sto ❚

Opponieren mit absoluter Mehrheit 
BUNDESRAT Der Machtwechsel in Niedersachsen bringt Rot-Rot-Grün im Bundesrat das Sagen

Wahlsieger Stephan Weil (SPD) 

©
 p

ict
ur

e-
al

lia
nc

e/
dp

a 

KABINETT Gauck ernennt neue Bildungsministerin

Bundespräsident Gauck und Bildungsministerin Wanka

©
 p

ict
ur

e-
al

lia
nc

e/
dp

a 

Koalition will Potenziale von
Behinderten ausschöpfen 
Die CDU/CSU- und die FDP-Fraktion wollen
die Leistungspotenziale von Menschen mit
Behinderung im Arbeitsleben ausschöpfen.
Zu diesem Zweck haben sie einen gemein-
samen Antrag (17/12180) in den Bundestag
eingebracht. In diesem fordern sie die Bun-
desregierung dazu auf, „zeitnah differen-
zierte Daten zur Situation von Behinderten
auf dem Arbeitsmarkt vorzulegen, um pass-
genaue Strategien zur Förderung der Teilha-
bechancen erarbeiten zu können“.Auch soll
sie laut Antrag unter anderem „das Wunsch-
und Wahlrecht von werkstattberechtigten
Menschen zwischen Werkstätten und alter-
nativen Leistungsanbietern“ stärken. ver ❚

Generalunternehmerhaftung
hat sich bewährt 
Die Generalunternehmerhaftung für Sozial-
versicherungsbeiträge in der Bauwirtschaft
hat sich nach Angaben der Bundesregierung
bewährt. „Der Gesetzgeber ist daher nicht
gefordert, richtungsweisende Neuregelun-
gen zu schaffen“, schreibt die Bundesregie-
rung in einem als Unterrichtung vorgelegten
Bericht (17/11920) über die Ergebnisse der
Evaluierung von Wirksamkeit und Reichwei-
te der Generalunternehmerhaftung. Die Ge-
neralunternehmerhaftung war 2002 zur Er-
leichterung der Bekämpfung illegaler Be-
schäftigung und Schwarzarbeit eingeführt
worden. ver ❚

KURZ NOTIERT

BUNDESTAG Mit dem Wahltag 22. September stehen auch
eine Reihe weiterer Termine für das Votum des Souveräns fest

Die Zeit 
läuft  

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper

Das schulische und berufliche Bildungsni-
veau in Deutschland ist in den vergangenen
Jahrzehnten deutlich gestiegen. Zu diesem
Ergebnis kommt der 14. Kinder- und Ju-
gendbericht, den die Bundesregierung ein-
schließlich ihrer Stellungnahme dem Bun-
destag als Unterrichtung (17/12200) vorge-
legt hat. Nach Angaben des Berichts verfü-
gen jüngere Menschen über formal höhere
Schul- und berufsqualifizierende Abschlüs-
se als ältere Menschen. 
Diese Entwicklung ist der Vorlage zufolge
sowohl bei Jugendlichen ohne als auch mit
Migrationshintergrund zu beobachten. Al-
lerdings bestehe zwischen diesen beiden
Gruppen nach wie vor ein deutlicher Unter-
schied. So verfügten junge Menschen ohne
Migrationshintergrund in der Regel über
höhere Schul- und Berufsausbildungsab-

schlüsse. Am geringsten seien die Unter-
schiede bei der Hochschulreife. So verfüg-
ten 37 Prozent der 25- bis 35-Jährigen mit
Migrationshintergrund über die Hoch-
schulreife, in der gleichen Alterskohorte oh-
ne Migrationshintergrund seien es 45 Pro-
zent. Gravierende Unterschiede seien hin-
gegen bei den berufsqualifizierenden Bil-
dungsabschlüssen festzustellen. Während
34 Prozent der 25- bis 35-Jährigen mit Mi-
grationshintergrund über keinen Abschluss
verfügten, seien es bei denen ohne Migrati-
onshintergrund lediglich zehn Prozent. 
Das niedrigste Bildungsniveau unter den
Migranten stellt der Bericht bei Menschen
türkischer Herkunft fest. Das Bildungsni-
veau von Zuwanderern aus der Ukraine, den
USA, Polen und Rumänien hingegen sei hö-
her als in der Gesamtbevölkerung. aw ❚

Das Bildungsniveau steigt
FAMILIE Regierung legt 14. Kinder- und Jugendbericht vor

Die Bundesregierung hat für 2012 eine po-
sitive Bilanz ihres im Vorjahr beschlossenen
Fachkräftekonzepts gezogen. Dieses habe
„erkennbar die Bedeutung und die Fokus-
sierung der Fachkräftesicherung beschleu-
nigt und verstetigt“, heißt es in dem als Un-
terrichtung vorgelegten „Fortschrittsbericht
2012 zum Fachkräftekonzept der Bundesre-
gierung“ (17/12160).  
Die Erwerbsbeteiligung insgesamt sowie
insbesondere die von Frauen und Älteren ist
der Unterrichtung zufolge deutlich gestie-
gen. „Auch die Erwerbsbeteiligung und das
Arbeitsvolumen von Müttern steigen“,
schreibt die Bundesregierung in dem Be-
richt weiter.  Die Erwerbstätigenquote von
Frauen sei in den vergangenen 15 Jahren
stetig gestiegen, so dass sie heute bei 72 Pro-
zent liege. 

Noch nie seit der Deutschen Einheit habe es
so viele Beschäftigte in der Bundesrepublik
gegeben, laut Bericht fast 42 Millionen. Das
nationale Beschäftigungsziel im Rahmen
der EU-Strategie für 2020 (EU-2020) – eine
Erwerbstätigenquote von 77 Prozent – ha-
be Deutschland bereits im Herbst vergange-
nen Jahres mit 77,1 Prozent erreicht. 
Die Erwerbstätigenquote Älterer hat sich
den Angaben zufolge im Vergleich zum  Jahr
2005 verdoppelt. Sie sei 2012 auf 62,1 Pro-
zent angestiegen und habe somit das natio-
nale EU-2020 Ziel von 60 Prozent übertrof-
fen. 
Seit drei Jahren steigt laut Bericht zudem der
Zuwanderungssaldo: 2010 betrug danach
das Plus 128.000 Menschen, 2012 schon
340.000. Etwa vier von zehn Zuwanderern
seien Akademiker. ver ❚

Beschäftigungs-Rekord
ARBEIT Fortschrittsbericht zum Fachkräftekonzept vorgelegt

Die Bundesregierung will die „Rechte des
leiblichen, nicht rechtlichen Vaters“ stär-
ken. Hat ein leiblicher Vater „nachhaltiges
Interesse“ an seinem Kind gezeigt, soll er
nach einem Gesetzentwurf der Regierung
(17/12163) ein Recht auf Umgang mit die-
sem Kind erhalten, wenn der Umgang des-
sen Wohl dient. Diese Regelung soll unab-
hängig davon gelten, „ob zum Kind bereits
eine sozial-familiäre Beziehung besteht“.
Ferner soll dem Vater laut Entwurf bei be-
rechtigtem Interesse ein Recht auf Auskunft
über die persönlichen Verhältnisse des Kin-
des eingeräumt werden, soweit  dies dessen
Wohl nicht widerspricht. 
Wie die Regierung ausführt, steht dem leib-
lichen Vater eines Kindes, der mit dessen
Mutter nicht verheiratet ist und auch nicht
die Vaterschaft anerkannt hat, nach gelten-

der Regelung ein Umgangsrecht zu, „wenn
er eine enge Bezugsperson des Kindes ist,
für das Kind tatsächlich Verantwortung trägt
oder getragen hat (sozial-familiäre Bezie-
hung) und der Umgang dem Kindeswohl
dient“. Konnte der leibliche, nicht rechtliche
Vater indes keine Beziehung zu seinem Kind
aufbauen, bleibe ihm der Kontakt bisher
verwehrt. Dies gelte unabhängig davon, aus
welchen Gründen keine Beziehung zum
Kind aufgebaut wurde, „also auch dann,
wenn der Vater bereit war, für das Kind Ver-
antwortung zu übernehmen, und ihm dies
allein aufgrund der Weigerung der rechtli-
chen Eltern nicht möglich war“, heißt es in
der Vorlage weiter. Zudem bleibe ihm der
Kontakt zum Kind ohne Rücksicht darauf
verwehrt, ob der Umgang mit ihm dessen
Wohl dient. sto ❚

Mehr Umgangsrechte
RECHT Regierung will Stellung leiblicher  Väter stärken 
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Wer austeilt, muss einstecken: Ex-Premier Silvio Berlusconi (als Puppe, rechtes Bild) als Ziel des Spotts beim Karneval im toskanischen Viareggio. Links als Figur der Sozialdemokrat Pier Luigi Bersani
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Papst Benedikt XVI.
hat in der vergange-
nen Woche überra-
schend seinen Rück-
tritt erklärt. Zur Be-
gründung sagte er,
ihm fehle die Kraft
für die Aufgaben des
Amtes. Der 85-Jähri-
ge will sein Amt am
28. Februar nieder-
legen, angetreten
hatte er es im April

2005. Im September 2011 hatte der Papst ei-
ne Rede vor dem Bundestag gehalten. Die kir-
chenpolitischen Sprecher der Fraktionen äu-
ßerten sich wie folgt zu seinem Rücktritt. as ❚

Maria Flachsbarth Der Rücktritt des Heili-
gen Vaters verdient dankbaren Respekt. Mich
beeindruckt sein Schritt aus Demut vor dem
Petrusamt angesichts schwindender Kräfte im
Alter. Prägend für sein Pontifikat ist der uner-
müdliche Einsatz für die christlichen Werte
und gegen eine Kultur der Beliebigkeit. So hat
er auch in seiner beeindruckenden Rede vor
dem Bundestag an unser „hörendes Herz“
appelliert. Wichtig war seine besondere Zu-
wendung zu den bedrängten Christen – bei-
spielsweise im Nahen Osten. Oft hat er das
Menschenrecht der Religionsfreiheit ange-
mahnt. Dankbar bin ich dem Heiligen Vater
dafür, wie unmissverständlich er klar gemacht
hat, dass es bei Fällen sexuellen Missbrauchs
null Toleranz geben kann. Seine Entschuldi-
gung und die wiederholten Treffen mit Opfern
waren mutig und wegweisend.

Kerstin Griese Die Nachricht vom Rücktritt
Papst Benedikts XVI. hat mich sehr über-
rascht. Benedikt XVI. hat diese souveräne Ent-
scheidung wohlüberlegt getroffen und zeigt
damit besondere Verantwortung für die ka-
tholische Kirche. Ihm gebührt größter Respekt
vor seiner Lebensleistung als Wissenschaftler,
Geistlicher und Oberhaupt der katholischen
Kirche. Mit der Debatte um seine Nachfolge
verbinde ich wie viele katholische Christinnen
und Christen in Deutschland den Wunsch
nach Reformen und nach mehr Alltagsnähe
der katholischen Kirche in ihren Entscheidun-
gen. Viele wünschen sich mehr Konsequenz
bei der Aufklärung des Missbrauchsskandals,
eine größere Akzeptanz verschiedener Le-
bensformen, eine Stärkung der Frauen in der
Kirche und eine neue Öffnung zum ökumeni-
schen Miteinander.

Stefan Ruppert
Papst Benedikt XVI.
hat unsere Anerken-
nung und Dank ver-

dient. Er hat die katholische Kirche nahezu
acht Jahre geprägt. Sein Pontifikat war durch
seine herausragende Leistung als Theologe
und Intellektueller bestimmt. Bei allen durch-
aus bestehenden kirchenpolitischen Unter-
schieden im Einzelnen ist seine eindrückliche
Rede im Bundestag nachhaltig in Erinnerung
geblieben. Die Zeit seines Wirkens in wichti-
gen Funktionen reicht dabei vom Zweiten Va-
tikanischen Konzil bis zur Auseinanderset-
zung der Kirche mit der säkularisierten Mo-
derne. Benedikt XVI. folgte dabei bewusst
nicht immer dem Zeitgeist.

Raju Sharma, Die Entscheidung von Papst
Benedikt XVI., sein Amt aus gesundheitlichen
Gründen niederzulegen, war ungewöhnlich,
konsequent und souverän.Sein Wirken als Kir-
chenoberhaupt zu bewerten, ist vor allem An-
gelegenheit der Katholikinnen und Katholiken
selbst. DIE LINKE steht für eine klare Trennung
von Staat und Kirche; in diesem Sinne hat mei-
ne Fraktion es begrüßt, dass Benedikt XVI.
während seines Deutschlandbesuches 2011
in seiner Freiburger Rede eine Entweltlichung
der Kirche gefordert und damit neue Perspek-
tiven im Verhältnis von Staat und Kirche eröff-
net hat.

Josef Winkler
Gerne erinnere ich
mich an die 
Rede von Papst 

Benedikt XVI. im Deutschen Bundestag, in
der er die Rolle der Ökologiebewegung in
Deutschland als wichtigen Beitrag zu unserer
gesellschaftlichen Entwicklung gewürdigt
hat. Sein entschiedenes Eintreten für den
Frieden in der Welt, für eine gerechtere
Weltwirtschaftsordnung und seine ständige
Mahnung, die Bekämpfung von Armut und
Hunger in den Mittelpunkt der politischen Ar-
beit der Politiker in aller Welt zu stellen, ver-
dient gewürdigt zu werden. Gleichwohl
bleibt aus meiner Sicht kritisch anzumerken,
dass das Verbot der Empfängnisverhütung
und die anhaltende Diskriminierung von
Homosexuellen durch die katholische Kirche
in seinem Pontifikat leider keine Veränderung
erfahren haben.

RÜCKTRITT DES PAPSTES

Ein Zugehen auf den politischen Gegner
sieht anders aus: In seiner Rede zur Lage der
Nation sagte US-Präsident Barack Obama
vergangene Woche den wirtschaftspoliti-
schen Rezepten der Republikaner den Kampf
an. „Die Reduzierung von Defiziten alleine
ist kein ökonomischer Plan“, sagte der US-
Präsident in seiner jährlichen Ansprache vor
beiden Kammern des Kongresses im Kapitol.
Die automatischen Budgetkürzungen, die im
März eintreten, falls es keine Einigung im
Haushaltsstreit gibt, gelte es zu verhindern.

Binnennachfrage Nach einer kämpferi-
schen Rede bei der Amtseinführung am En-
de Januar untermauerte Obama nun seinen
Ruf nach sozialer Gerechtigkeit mit ökono-
mischen Argumenten: Wenn die Konsumen-
ten mehr Geld in der Tasche haben, können
die Unternehmen mehr verkaufen. 
Investitionen in öffentliche Güter wie Infra-
struktur und Ausbildung schaffen nicht nur
Jobs, sondern geben der Wirtschaft eine Ba-
sis für mehr Wachstum – so die Theorie. Aber
in Zeiten knapper Kassen hat eine nachfrage-
orientierte Wirtschaftspolitik einen schweren
Stand – und so versprach Obama auch, das
Ziel der Haushaltssanierung nicht aus dem
Blick zu verlieren: „Nichts von dem, was ich
heute Abend vorschlage, wird unser Defizit
auch nur um einen Groschen erhöhen.“

Der Staat hat derzeit wenige Möglichkeiten,
den Konsum anzukurbeln. Eine Reihe von
Steuererleichterungen für die Mittelklasse in
den Krisenjahren ist ausgelaufen. Für Umver-
teilung ist der Spielraum nach dem Neujahrs-
deal mit den Republikanern ausgeschöpft,
der reiche Steuerzahler stärker zur Kasse bit-
tet. Obama will nun die Arbeitgeber in die
Pflicht nehmen: Er forderte die Anhebung des
gesetzlichen Mindestlohnes von 7,75 auf 9
US-Dollar die Stunde und schlug zudem vor,
die Entwicklung nicht-fossiler Treibstoffe mit
Einnahmen aus den Lizenzen für die Öl- und
Gasförderung zu finanzieren.  Infrastruktur-
und Ausbildungsprojekte will er mit Hilfe de
Privatwirtschaft stemmen.

Deutsches Modell Auf der Suche nach Mo-
dellen blickt die US-Regierung über die Lan-
desgrenzen hinaus: In seiner Rede lobte Oba-
ma die betriebliche Berufsausbildung in
Deutschland. Er nutzte die Ansprache auch,
um den Beginn von Freihandelsgesprächen
mit der EU zu verkünden – ein Projekt, für
das sich die Bundesregierung stark macht.
Auch SPD-Fraktionschef Frank-Walter Stein-
meier begrüßte die pro-europäischen Äuße-
rungen am Mittwoch bei einem Besuch in
Washington.
Die Europäer dürfte auch freuen, dass Oba-
ma sich wie schon bei der Amtseinführung

zu einer marktbasierten Lösung für den Kli-
maschutz bekannte. Die Einführung eines
Emissionshandels war in seiner ersten Amts-
zeit am Widerstand im Kongress gescheitert. 
Die Aussichten auf Erfolg bleiben ungewiss. 

Einwanderung Besser stehen die Zeichen für
eine Einwanderungsreform, die elf Millionen
Immigranten ohne Aufenthaltsgenehmigung
einen Weg in die Legalität ebnen könnte.
Nach ihrem schlechten Abschneiden bei La-
tinos bei der Wahl im November sind viele
Republikaner an einer Einigung interessiert.
Dass der kubanischstämmige Senator Marco
Rubio die republikanische Replik auf die
„State of the Union“ hielt, dürfte kein Zufall
gewesen sein.
Obama nutzte seine Rede auch für einen Ap-
pell, den Besitz von Schusswaffen nach dem
Schulmassaker in Newtown im Dezember
einzuschränken. Im Publikum waren die frü-
here Abgeordnete Gabrielle Giffords, die bei
einem Attentat verletzt worden war, sowie die
Eltern einer Schülerin, die vor kurzem Opfer
einer Schießerei in Chicago geworden war.
Und so mündete Obamas politische Grund-
satzrede in einem ungewöhnlich emotiona-
len Moment.                        Sabine Muscat ❚

Die Autorin ist US-Korrespondentin für die
G+J-Wirtschaftsmedien.

Plädoyer für den starken Staat
USA Barack Obama geht mit linker Agenda in die zweite Amtszeit

E
r ist der unbestrittene Protago-
nist des Wahlkampfes in Ita-
lien: der frühere Ministerpräsi-
dent Silvio Berlusconi. Lange
Zeit lag seine Partei „Volk der
Freiheit“ (PdL) hoffnungslos

in den Umfragen zurück. Nach einer Auf-
holjagd kommt das gemeinsame Bündnis
mit der Lega Nord den letzten veröffentlich-
ten Umfragen zufolge auf etwa 28 Prozent
der Stimmen. Zwei Wochen vor den Parla-
mentswahlen am 24. und 25. Februar be-
trug der Abstand des Berlusconi-Bündnisses
zum Mitte-Links-Verbund (34 Prozent) nur
noch etwa sechs Prozent. Seither dürfen kei-
ne Prognosen mehr veröffentlicht werden.
Der Ausgang der Wahlen, die vor Monaten
bereits entschieden schienen, ist wieder völ-
lig offen.
Zwar hat der Rücktritt des deutschen Paps-
tes dem Medienmogul vorübergehend die
Aufmerksamkeit in den italienischen Me-
dien streitig gemacht. Aber Berlusconi weiß,
wie er von sich Reden macht: Zuletzt
schwadronierte der 76 Jahre alte Unterneh-
mer von der Notwendigkeit und morali-
schen Unangreifbarkeit, Bestechungsgelder
in Entwicklungsländern zu zahlen, wenn
man dort Geschäfte machen will. 

Wahlkampfthema Steuerlast Der umstrit-
tenste Politiker Europas polarisiert und dik-
tiert die Agenda des Wahlkampfs. Thema ist
beinahe ausschließlich die hohe Steuerlast,
die bei 55 Prozent der Wirtschaftsleistung
liegt. Der viermalige Ministerpräsident ver-
spricht Steuersenkungen. Dabei stören sich
seine Anhänger nicht an der Tatsache, dass

das „Volk der Freiheit“ in den vergangenen
Jahren selbst für Steuererhöhungen und das
gefährliche Anschwellen der Staatsausgaben
verantwortlich war. Infolge der Steuer-De-
batte ist unter den Parteien ein regelrechter
Wettbewerb um Versprechen zur Entlastung
der Bürger ausgebrochen.

In der Defensive Ministerpräsident Mario
Monti und sein Bündnis „Bürgerwahl“, aber
auch der bislang aussichtsreichste Kandidat
auf die Monti-Nachfolge, Pier Luigi Bersani,
Chef der sozialdemokratischen Partito De-
mocratico (PD) sind in die Defensive gera-
ten. Ohne eine seriöse Kostendeckung zu
präsentieren, versprach Berlusconi Manö-
ver, die Ausgaben in Höhe von 80 Milliar-
den Euro zur Folge hätten – und damit die
internationalen Märkte und die EU-Partner
beunruhigen. Als der Mailänder Unterneh-
mer seinen Vorschlag zur Rückzahlung der
von der Regierung Monti, übrigens unter Be-
teiligung Berlusconis, eingeführten Immo-
biliensteuer machte, reagierten die Börsen
nervös. Berlusconi punktete auch mit dem
Versprechen einer Steueramnestie sowie der
Schaffung von vier Millionen Arbeitsplät-
zen. Die sollen entstehen, wenn Unterneh-
men eine Zeitlang von der Zahlung von
Lohnnebenkosten und Steuern befreit wür-
den. Gegen diesen Populismus tun sich sei-
ne Gegner schwer. Der immer seriös, aber et-
was steif wirkende Mario Monti, hat seinen
Stil in den vergangenen Wochen deshalb
sichtbar verändert. Auch er ist auf zahlrei-
chen Fernsehkanälen präsent, twittert un-
unterbrochen und schlägt auf der Jagd nach
Stimmen härtere Töne gegenüber allen Mit-

bewerbern an. Berlusconi bezeichnete er als
„Schlangenbeschwörer“, der Stimmen mit
dem Geld der Italiener zu kaufen versuche.
„Ich habe die Regierung von Spitzbuben ge-
erbt“, sagte der Ministerpräsident über sei-
nen Vorgänger. Bersani warf er „Infantilität“
in der EU-Politik vor. Vor allem gegen die

mit dem PD verbündete Linkspartei „Linke
und Freiheit“ poltert der Noch-Ministerprä-
sident, dessen Sammelgruppierung „Bürger-
wahl“ zuletzt auf 16 Prozent der Stimmen
hoffen konnte. Mit Berlusconi, aber auch
mit „Linke und Freiheit“ (Sel) sei die Fort-
führung der von ihm angestoßenen Refor-

men unmöglich, behauptet Monti. Wäh-
rend Sel die Sozialausgaben weiter anheben
will und gegen einen rigiden Sparkurs ist,
steht Monti für die sukzessive Kostenredu-
zierung und Fortführung struktureller Re-
formen. In den vergangenen Wochen hat
sich der Eindruck aufgedrängt: Wer im

Wahlkampf seriös argumentiert, dessen
Spielraum ist gering. Das bekommt auch
Bersani als Spitzenkandidat des Mitte-
Links-Bündnisses zu spüren. Bersani war zu-
letzt der blasseste unter den aussichtsrei-
chen Kandidaten. „Wir wollen gewinnen,
ohne Märchen zu erzählen“, sagte er vor

Monaten, als sein Bündnis in Umfragen auf
bis zu 40 Prozent der Stimmen kam. Heute
ist der Vorsprung auf etwa 34 Prozent ge-
schmolzen. Bersani beharrt vor allem auf
dem Kampf gegen die Steuerhinterziehung
und will als erste Maßnahme ein Gesetz ge-
gen den von Berlusconi und seinem Medie-
nimperium personifizierten Interessenkon-
flikt verabschieden. Die künftige Abgaben-
politik soll den sozialen Hintergrund der
Steuerzahler besser berücksichtigen. Priori-
tät sei die Schaffung von Arbeitsplätzen. 

Schlüsselregion Lombardei Doch der Aus-
gang der Wahl wird von mehreren Unsicher-
heitsfaktoren bestimmt. Neben der Frage, wie
viele Stimmen der Komiker Beppe Grillo er-
hält, der bei Umfragen 16 Prozent erreichte,
spielt auch das Wahlergebnis in der Region
Lombardei eine Schlüsselrolle: Denn wäh-
rend die stärkste Partei im Abgeordnetenhaus
einen Mehrheitsbonus von 55 Prozent be-
kommt, wird die Sitzverteilung in der zweiten
Parlamentskammer, dem Senat, nach den
Einzelergebnissen in den Regionen entschie-
den. Sollte Berlusconi in der zahlenmäßig be-
deutenden Lombardei gewinnen, könnte ei-
ne Mehrheitsfindung im Senat kompliziert
werden. Julius Müller-Meiningen ❚

Der Autor ist freier Italien-Korrespondent.  

ITALIEN Berlusconis Aufholjagd vor der Wahl schmälert den Vorsprung des Mitte-Links-Bündnisses

Er ist immer noch da

Noch-Ministerpräsident Mario Monti
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Jetzt auch als E-Paper.
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>Rainer Eppelmann
Bundestagsabgeordneter 1990-2005,
CDU
Am 12. Februar vollendete Rainer Eppelmann
sein 70. Lebensjahr. Der protestantische
Geistliche war 1989 Mitbegründer des De-
mokratischen Aufbruchs und amtierte 1990
als Minister für Abrüstung und Verteidigung
der DDR. Zugleich gehörte er in jenem Jahr
der ersten frei gewählten Volkskammer an.
Eppelmann, von 1994 bis 2001 CDA-Bundes-
vorsitzender, hatte sich im Bundestag als Vor-
sitzender der Enquete-Kommission zur Aufar-
beitung der Geschichte der DDR einen Na-
men gemacht.

>Manfred Schell
Bundestagsabgeordneter 1993-1994,
CDU
Manfred Schell wurde am 12. Februar 70 Jah-
re alt. Der Lokomotivführer und Bundesvor-
sitzende der Gewerkschaft Deutscher Loko-
motivführer von 1989 bis 2008 wurde 1972
CDU-Mitglied. Im Bundestag gehörte er dem
EG-Ausschuss an.

>Klaus Lippold
Bundestagsabgeordneter 1983-2009,
CDU
Am 14. Februar beging Klaus Lippold seinen
70. Geburtstag. Der promovierte Volkswirt
und Verbandsgeschäftsführer aus Dietzen-
bach trat 1969 der CDU bei und gehörte von
1982 bis 2005 dem hessischen CDU-Landes-
vorstand an. Seit 1972 ist er ununterbrochen
Stadtrat in Dietzenbach. Der langjährige Um-
weltsprecher seiner Bundestagsfraktion en-
gagierte sich überwiegend im Ausschuss für
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit.

>Friedrich Kronenberg
Bundestagsabgeordneter 1983-1990,
CDU
Am 16. Februar vollendete Friedrich Kronen-
berg sein 80. Lebensjahr. Der promovierte
Volkswirt und Generalsekretär des Zentral-
komitees der deutschen Katholiken von 1966
bis 1999 trat 1955 der CDU bei. Kronenberg
arbeitete im Wirtschaftsausschuss und im
Ausschuss für wirtschaftliche Zusammenar-
beit mit.

>Julius Louven
Bundestagsabgeordneter 1980-2002,
CDU
Am 18. Februar wird Julius Louven 80 Jahre
alt. Der Konditormeister aus Kempen schloss
sich 1958 der CDU an.Von 1964 bis 1994 war
er Kreistagsmitglied in Viersen und gehörte
von 1975 bis 1980 dem NRW-Landtag an.
Louven, stets Direktkandidat des Wahlkreises
Viersen, amtierte von 1990 bis 1998 als so-
zialpolitischer Sprecher der CDU/CSU-Bun-
destagsfraktion und arbeitete im Ausschuss
für Arbeit und Sozialordnung mit.

>Christian Lenzer
Bundestagsabgeordneter 1969-1998,
CDU
Am 19. Februar begeht Christian Lenzer sei-
nen 80. Geburtstag. Der Gymnasiallehrer aus
Herborn wurde 1963 CDU-Mitglied, war von
1968 bis 1990 Kreistagsabgeordneter und
von 1975 bis 1997 Vorsitzender der CDU-Mit-
telhessen. Lenzer engagierte sich im Bundes-
tag vorwiegend im Ausschuss für Forschung
und Technologie.

>Christa Luft
Bundestagsabgeordnete 1994-2002,
PDS
Am 22. Februar wird Christa Luft 75 Jahre alt.
Die Hochschullehrerin für Ökonomie trat
1958 der SED bei. Im November 1989 wurde
sie Ministerin für Wirtschaft der DDR und ge-
hörte der ersten frei gewählten Volkskammer
an. Im Bundestag war sie von 1994 bis 2002
stellvertretende PDS-Fraktionsvorsitzende.

>Manfred Carstens
Bundestagsabgeordneter 1972-2005,
CDU
Am 23. Februar vollendet Manfred Carstens
sein 70. Lebensjahr. Der Sparkassenbetriebs-
wirt aus Emstek bei Cloppenburg wurde
1962 CDU-Mitglied und war von 1985 bis
2009 Vorsitzender des CDU-Landesverbands
Oldenburg. Der Direktkandidat des Wahlkrei-
ses Cloppenburg-Vechta engagierte sich im
Bundestag ausschließlich im Haushaltsaus-
schuss, an dessen Spitze er von 2002 bis
2005 stand. Von 1989 bis 1998 amtierte
Carstens als Parlamentarischer Staatssekre-
tär, darunter vier Jahre beim Bundesminister
der Finanzen.

>Gerd Höfer
Bundestagsabgeordneter 1994-2009,
SPD
Gerd Höfer vollendet am 23. Februar sein 
70. Lebensjahr. Der Gesamtschullehrer aus
Neukirchen im nordhessischen Schwalm-
Eder-Kreis schloss sich 1968 der SPD an, war
von 1993 bis 2000 Vorsitzender des Unterbe-
zirks Schwalm-Eder und ist seit 1974 Kreis-
tagsabgeordneter. Im Bundestag gehörte er
dem Verteidigungsausschuss an.

>Christian Schmidt
Bundestagsabgeordneter 1985-1987,
Die Grünen
Am 23. Februar wird Christian Schmidt 
70 Jahre alt. Der promovierte Philologe aus
Hamburg, zunächst SPD-Mitglied, trat 
1984 den Grünen bei. Schmidt, einer der
Sprecher der grünen Bundestagsfraktion,
wurde 1987 auch Sprecher des Bundesvor-
stands. 1988 trat er zurück. bmh ❚

Ein Gespenst geht um im Parlamentsviertel, mag mancher
denken beim Überschreiten des „Jakob-Mierscheid-Stegs“,
der von einem Bundestags-Gebäude über die Spree hinweg
zum anderen führt. Gemeint ist nicht etwa das Gespenst
der sozialliberalen Koalition, das – zumal in Vorwahl-
kampfzeiten –  bisweilen auch herumgeistert. Zwar verbin-
det der Mierscheid-Steg mit dem Paul-Löbe-Haus und dem
Marie-Elisabeth-Lüders-Haus zwei Parlamentsimmobi-
lien, die nach historischen Persönlichkeiten von SPD und
FDP benannt sind; er schlägt somit, ließe sich sagen,  auch
eine Brücke zwischen sozialdemokratischer und liberaler
Tradition. Doch hier geht es um einen anderen Geist – „un-
seren guten Geist“, wie der frühere SPD-Fraktionschef Pe-
ter Struck einst Jakob Mierscheid nannte, der – Zufall? –
seit sozialliberaler Regierungszeit als Mitglied der 
SPD-Fraktion geführt wird, nämlich seit 1979. 
Es liegt nahe, dass mit der am 1. April 2004 erfolgten Be-
nennung des die einstige Ost-West-Grenze querenden
Stegs nach Mierscheid auch dessen verbindender Charak-

ter gewürdigt werden sollte. Immerhin wurde der Schnei-
dermeister a.D. aus Morbach im Hunsrück im selben Jahr
anlässlich seines 25-jährigen Abgeordneten-Jubiläums auf
seiner offiziellen Bundestags-Homepage als „für die Tradi-
tionalisten: der ideelle Gesamtabgeordnete, für die Moder-
nisierer: der virtuelle Parlamentarier“ beschrieben. 
In wenigen Tagen, am 1. März, wird Mierscheids 80. Ge-
burtstag begangen, und trotz dieses hohen Alters dürfte
auch in der nächsten Wahlperiode von seiner Arbeit als
Volksvertreter zu lesen sein – was nicht jeder der anderen
620 Abgeordneten von sich sagen kann. Schon zu seinem
73. Geburtstag hatte er seinen Fraktionsgenossen angekün-
digt, ihnen „noch lange erhalten zu bleiben“, und zur Be-
gründung angeführt, er sei „immer noch fünf Jahre jünger,
als Josef Ratzinger war“, als dieser Papst wurde. Dessen jet-
zige Rücktrittsankündigung will sich Mierscheid offenkun-
dig nicht zum Vorbild nehmen: „Wehe, jemand erwartet
jetzt, dass ich auch zurücktrete“, kommentierte er vergan-
gene Woche den Papst-Rücktritt via Twitter. 

Ja, Twitter! Mierscheid mag in der altdeutschen Sütterlin-
Schrift unterschreiben, doch nutzt er den modernen Kurz-
nachrichtendienst (5.393 Followers) ebenso wie den SPD-
Fraktionsblog, um Präsenz zu zeigen – erstaunlich für ei-
nen Mann, auf dessen Homepage als ein Schwerpunkt sei-
ner Arbeit „die Aufzucht und Pflege der geringelten
Haubentaube in Mitteleuropa und anderswo“ steht. Doch
in Mierschied versöhnt sich offenkundig auch Gegensätz-
liches, was wiederum für den Mierscheid-Steg als Sinnbild
des – in einer Demokratie unverzichtbaren – verbinden-
den Elements spricht. Dem gelegentlichen Einwand, die
Namensgebung sei nicht amtlich, ist zu entgegnen: Sie ist
nicht weniger offiziell als Mierscheid real! Dass an der Brü-
cke das Schild mit seinem Namen nur kurz zu finden war,
liegt dem Vernehmen nach weniger daran, dass Bundes-
tagsgebäude nur nach nicht mehr lebenden Personen be-
nannt werden, als an Problemen der Befestigung: „Die Bol-
zen, die wir hatten, erwiesen sich als Nieten“, hieß es da-
mals. Helmut Stoltenberg ❚

Eine Brücke für den ideellen Gesamtabgeordneten 

ORTSTERMIN: DER »JAKOB-MIERSCHEID-STEG« 

Unrechtsurteile
aufgehoben
20. Februar 1983: NS-Urteile gelöscht
Zu den Verurteilten gehörten die Ge-
schwister Hans und Sophie Scholl und
die Attentäter vom 20. Juli 1944, tausen-
de Gegner des Nazi-Regimes, Menschen,
die zivil Widerstand leisteten, oder soge-
nannte Hochverräter. Rund 18.000 Urtei-
le sprachen die Richter des NS-Volksge-
richtshofs zwischen 1934 und 1945. Bei
etwa 5.200 davon handelte es sich um To-
desurteile. Fast vier Jahrzehnte, nachdem
der Alliierte Kontrollrat dieses Instru-
ment der NS-Herrschaft per Gesetz aufge-
löst hatte, teilte das Bundesjustizministe-
rium am 20.2.1983 mit, dass alle Urteile
des Volksgerichtshofs aus dem Bundes-
zentralregister gelöscht worden sind. 

Mit der Aufarbeitung der NS-Unrechts-
justiz tat man sich in der Bundesrepublik
lange schwer. Das zeigt nicht nur der spä-
te Zeitpunkt der Entscheidung des Justiz-
ministeriums. Der Bundestag konnte sich
erst 1985 auf einen gemeinsamen Be-
schluss aller Fraktionen verständigen, in
dem dem Volksgerichtshof jede Rechts-
staatlichkeit abgesprochen wurde. Weiter
wurde er darin als „Terrorinstrument zur
Durchsetzung der nationalsozialistischen
Willkürherrschaft“ klassifiziert, dessen
Entscheidungen „keine Rechtswirkung“
besäßen. In der Nachkriegszeit konnten
in der Bundesrepublik sogar viele NS-Ju-
risten weiter Karriere machen. 1967 fand
sich mit Hans-Joachim Rehse zwar ein
ehemaliger Richter des Volksgerichtshofs
selbst auf der Anklagebank wieder.
Er sollte jedoch der einzige bleiben. Am
Ende wurde er von einem Schwurgericht
von mehreren Mordanklagen freigespro-
chen. Benjamin Stahl ❚

Beim Gruß „Guten Morgen“ fra-
gen sich echte Morgenmuffel je-
den Tag aufs Neue, was um alles
in der Welt an einem Morgen gut

sein soll. Täglich müssen sie sich der He-
rausforderung des frühen Aufstehens stel-
len, obwohl sie eigentlich nachtaktiv sind.
Wie für jedes Leiden gibt es auch für die-
ses eine Diagnose und eine Bezeichnung:
„Sozialer Jetlag“. Soll heißen: Die soge-
nannten „Nachteulen“ unter den Bundes-
bürgern leiden unter der typisch deut-
schen Frühaufstehermoral.
Dass die Nachtmenschen einen anderen
Tagesrhythmus haben, macht sie nicht zu
schlechteren Menschen. Sie können sogar
besonders aktiv und kreativ sein. Nur
eben nicht morgens.
Besonders schlimm sind für Nachtmen-
schen vor allem Montagmorgen – so wie
Montage eigentlich überhaupt. Letztere
gehören eigentlich abgeschafft: Hätte es
den vergangenen Montag nicht gegeben,
wäre der Papst nicht zurückgetreten, und
Nordkorea hätte nicht mit einem erneu-
ten Atomtest die Weltöffentlichkeit provo-
ziert. Offenbar kommt man auf derartige
Ideen nur an Montagen.
Es gibt gute Gründe, weshalb Museen und
Friseursalons generell montags geschlos-
sen bleiben, wie auch so manches Restau-
rant. Und Gründe, weshalb man bei repa-
raturanfälligen Autos von „Montagsau-
tos“ spricht. Nicht umsonst finden die
Plenardebatten im Bundestag sicherheits-
halber donnerstags und freitags statt. Das
Montagstief ist gesellschaftlich soweit ak-
zeptiert. Ganz im Gegensatz zum sozialen
Jetlag übrigens. Viele Alternativen haben
dessen Opfer nicht, außer vielleicht
Schichtarbeit – und Politik: Dank der an-
stehenden Bundestagswahl gibt es wieder
Arbeit in Schattenkabinetten zu vergeben.
Das fühlt sich wenigstens ein wenig an wie
Nachtarbeit.   Verena Renneberg ❚

Morgenstund’
ist ungesund!

PERSONALIA

LESERPOST

AUFGEKEHRT

VOR 30 JAHREN ...

Roland Freisler (links), der berüchtigste
Richter des Volksgerichtshofs

Die untere Brücke zwischen Paul-Löbe- und Marie-Elisabeth-Lüders-Haus (links) wurde 2004 nach Jakob Mierscheid (kleines Bild) benannt. Jetzt steht sein 80. Geburtstag an.
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Zur Ausgabe 4 vom 21.1.2013, „Freiheit
oder Verantwortung“ auf Seite 5:
Das vom Bundestag beschlossene Gesetz
zur Zwangsbehandlung psychisch Kranker
ist bekanntermaßen sehr umstritten. An der
Verabschiedung stört mich allerdings, dass
nur eine der im Bundestag vertretenen Par-
teien, nämlich die Oppositionspartei Die
Linke, gegen das Gesetz eintritt. So konsta-
tiert deren Abgeordneter Jörn Wunderlich:
„Psychopharmaka heilen ja nicht, sie stellen
nur ruhig.“ 
Wir leben in einer solidarischen Leistungs-
gesellschaft, jeder muss – nach seinen Mög-
lichkeiten – maximal leistungsfähig sein.
Psychopharmaka stören nur dabei. Ich spre-
che in diesem Zusammenhang gerne von
der „institutionellen Verbehinderung der
Gesellschaft“. Dieses neue
Gesetz führt uns nicht da-
von weg. 

Frank Wagner, Bielefeld

Zur Ausgabe 6-7 vom
4.2.2013, „Erinnern – ein
Leben lang“ auf Seite 1:
Die Überschrift führt in die
richtige Richtung, denn ein
verantwortlicher Umgang
mit Geschichte zeigt sich
vor allem darin, dass man
gerade unter unbequeme
Themen keinen emotiona-
len Schlussstrich zieht. 
Ansonsten wird riskiert,

dass andere die Deutungshoheit überneh-
men, die aus persönlichem Interesse gerne
die Fakten verdrehen. Deswegen hat der
Bundestag des Holocausts meiner Meinung
nach sehr würdig gedacht, während man
hingegen von ARD und ZDF das genaue Ge-
genteil behaupten muss. Diese haben ge-
genüber der wichtigen Rede von Inge
Deutschkron viel Ignoranz gezeigt. 
Gerade die öffentlich-rechtlichen Fernseh-
anstalten behaupten von sich doch so ger-
ne, Qualitätsjournalismus zu bieten. Die-
sem Anspruch müssen sie aber auch gerecht
werden. Das aber hätte bedeutet, dass sich
an jenem Tag zumindest eine der vielen
Talkshows nicht der Causa Brüderle, son-
dern der Shoah gewidmet hätte!

Rasmus Ph. Helt, Hamburg

Zur Ausgabe 6-7 vom 4.2.2013, „Mehr
als eine runde Zahl“ auf Seite 4:
In ihren Reden zum 50. Jahrestag der Unter-
zeichnung des Élysée-Vertrages zwischen
Deutschland und Frankreich am 23. Januar
diesen Jahres in Berlin haben viele Politiker
beider Nationen auch gefordert, die Sprache
des Nachbarlandes verstärkt zu erlernen. 
Sie haben wohl recht mit dieser Empfeh-
lung. 
Als ehemaliger EU-Beamter hoffe ich außer-
dem, dass nicht nur die deutsche und fran-
zösische Nationalhymne gesungen wurde,
sondern dass auch die Europa-Hymne ge-
spielt wurde. Die Feierstunde wurde ja lei-
der weder von der ARD noch vom ZDF di-
rekt übertragen.

Egon Heinrich, Overijse

Zur Ausgabe 51 vom 17.12.2012, „Weih-
nachtsrätsel 2012“ auf Seite 16:
Freunde haben mir ihre Zeitung nach Kana-
da mitgebracht, wohin ich und mein Mann
vor vier Jahren ausgewandert sind. 
Als Schweizerin habe ich sie mir von A bis
Z durchgelesen und finde sie sehr informa-
tiv.  
Margrit Burkard, St-Catherine-de-la-Jacques-

Cartier

Vielen Dank für die hochinteressante, infor-
mative und kurzweilige Zeitung. Seit einem
Jahr bin ich nun schon treuer Leser und sehr
zufrieden. 

Andreas Hupfauf, München

SEITENBLICKE

PANNENMELDER

In der Ausgabe 6-7 vom
4.2.2013 hat sich auf Seite 5
ein Übersetzungsfehler ein-
geschlichen. In der Bildun-
terschrift heißt es: „Les dé-
putés chantent les hymnes
nationals“. Richtig aber
muss es heißen „les hymnes
nationaux“. Darauf hat die
Redaktion freundlicherwei-
se unser Leser Egon Hein-
rich hingewiesen.
Außerdem wurde der Name
des französischen Präsiden-
ten der Assemblée nationa-
le, Claude Bartolone, falsch
geschrieben. 

Weiterführende Links 
zu den Themen dieser
Seite finden Sie in 
unserem E-Paper
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Phoenix überträgt live
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Auf www.bundestag.de:
Die aktuelle Tagesord-
nung sowie die Debatten
im Livestream

Haben Sie Anregungen,
Fragen oder Kritik?
Schreiben Sie uns:

Das Parlament
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11011 Berlin
redaktion.das-parla-
ment@bundestag.de

Leserbriefe geben nicht
die Meinung der
Redaktion wieder. Die
Redaktion behält sich vor,
Leserbriefe zu kürzen.

Die nächste Ausgabe von
„Das Parlament“ er-
scheint am 25. Februar.


